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Beteiligung der Trager offentlicher Belange in stiadtebaulichen Verfahren
nach § 4 Abs. 2 BauGB

lhre Anforderung einer Stellungnahme vom 28.10.2021 (Posteingang: am
01.11.2021) zum Entwurf des gemeinsamen Flichennutzungsplans
»Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz* (Planungsstand: September 2021)

3 Anlagen

Durch die Entwurfsiiberarbeitung 0.g. gemeinsamen Flachennutzungsplans
werden folgende durch das Thiiringer Landesverwaltungsamt zu vertretende
offentliche Belange berihrt:

1. Belange der Raumordnung und Landesplanung
2. Belange des Luftverkehrs

Wir Ubergeben Ihnen als Anlage Nr. 1 — 2 zu diesem Schreiben die
Stellungnahme des Thiringer Landesverwaitungsamtes zu diesen Belangen.

Darlber hinaus Ubersenden wir lhnen als Anlage Nr. 3 weitere beratende
Hinweise zum Planentwurf und zum Planverfahren.

Die Zusendung des Abwé&gungsergebnisses wird in elektronischer Form
(mdglichst als PDF-Datei) an die E-Mail-Adresse
claudia.kritz@tlvwa.thueringen.de erbeten.
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Anlage Nr. 1 zum Schreiben vom 08.12.2021 (Az.: 340.2-4621-6960/2016-16074003/041-

FNP-Bad Klosterlausnitz/Hermsdorf)

Stellungnahme des Thiiringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen der
Raumordnung und Landesplanung

O

(X)

Keine Einwande

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung 0.4. in der Abwagung nicht
Uberwunden werden konnen

a) Einwendungen
b) Rechtsgrundlage

¢) Moglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der
Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

Fachliche Stellungnahme

O Beabsichtigte eigene Planungen und Mallnahmen, die den o.g. Plan beriihren
kdnnen, mit Angabe des Sachstands

X  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zustandigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit
Begrindung und ggf. Rechtsgrundlage

Zum gemeinsamen Flachennutzungsplan der Gemeinde Bad Klosterlausnitz
und der Stadt Hermsdorf wurde zuletzt mit Datum vom 20.08.2018 eine
raumordnerische Stellungnahme abgegeben.

Danach fanden Beratungen statt und es erfolgten Stellungnahmen zum
Wohnbauflachenkonzept einschliefflich Wohnbauflachenbedarfsermittiung
(Stellungnahme vom 19.02.2020) und zum Gemeinsamen Zentrenkonzept
(Stellungnahme vom 05.11.2020).

Grundlage der raumordnerischen Bewertung des vorgelegten Entwurfes (Stand
September 2021) sind die Ziele und Grundsatze, die im
Landesentwicklungsprogramm Thiringen 2025 (LEP - GVBI 6/2014 vom
04.07.2014) und im Regionalplan Ostthiringen (RP-OT — Bekanntgabe der
Genehmigung im ThirStAnz 25/2012 vom 18.06.2012) benannt sind. Der
Regionalplan Ostthiringen wird derzeit neu aufgestellt. Fur den 1. Entwurf
erfolgte vom 04.03.2019 bis 10.05.2019 die Anhérung und o&ffentliche
Auslegung (E-RP-OT, Regionale Planungsgemeinschaft Ostthiiringen,
Beschluss Nr. PLV 27/06/2018 vom 30.11.2018).

In Abhdngigkeit vom Planungsstand des neuen Regionalplanes sind dessen
Vorgaben als sonstige Erfordernisse der Raumordnung im weiteren
Flachennutzungsplanverfahren zu berlicksichtigen bzw. ist bei Verbindlichkeit
des neuen Regionalplans der Flachennutzungsplan an diesen anzupassen (vg|.
ROG, §§ 3 und 4; BauGB § 1 (4)).
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Es fehlt weiterhin eine Auseinandersetzung mit den wiedergegeben
raumordnerischen Zielen und Grundsdtzen aus LEP und RP-OT. Die
Grundsatze und Ziele wurden in der Begriindung lediglich genannt, ohne dass
erlautert wird, durch welche Darstellungen ihnen entsprochen werden soll bzw.
warum die raumordnerischen Belange nicht vollstandig berticksichtigt wurden.

Insbesondere fehlen Aussagen dazu, inwieweit die beiden Kommunen ihrer
Funktion als funktionsteiliges Mittelzentrum und den sich daraus ergebenden
Aufgaben (Z 2.2.9 und G 2.2.10 LEP; G 1-15 RP-O) gerecht werden, welche
Kommune diese jeweils Ubernimmt und wie ggf. bestehende Defizite
ausgeglichen werden sollen. Entsprechendes gilt fir die Ausweisung der
Gemeinde Bad Klosterlausnitz als Regional bedeutsamer Tourismusort (Z 4-6
RP-0O). Zur Kurortentwicklung wird lediglich aus dem Leitbild fur Kur und
Tourismus aus dem Jahr 2010 zitiert. Welche Maflinahmen zur Umsetzung
ergriffen wurden bzw. inwieweit diese noch aktuell oder ergdnzungsbedurftig
sind, wird nicht naher betrachtet.

Bevolkerungsentwicklung

Bei der Bevolkerungsprognose werden nun die Werte aus der 1.rBv des
Thiringer Landesamtes fiir Statistik (TLS) herangezogen. Gleichzeitig wird
aber der Wunsch nach weiterer Zuwanderung betont, die u.a. durch die
Ausweisung von Wohnbauflachen erreicht werden soll.

Die Bevdlkerungsentwicklung in Hermsdorf/Bad Klosterlausnitz ist bereits heute
stark von Zuwanderung gepragt. Wahrend die natirliche Entwicklung einen
negativen Saldo zu verzeichnen hat, erzielen beide Kommunen seit sechs
Jahren einen Wanderungsgewinn.

Der Zuzug hat aber immer die Folge, dass in anderen Kommunen ein Fortzug
erfolgt. Insofern sollte auch das Mittelzentrum Hermsdorf/Bad Klosterlausnitz
vor allem Bauflachen fir die zu erwartende eigene Bevolkerung bereitstellen
und nicht auf nennenswerten Zuzug spekulieren.

Wie bereits in der letzten Stellungnahme ausgefihrt, wird auch ein
Arbeitskraftebedarf in  bestehenden oder neu  anzusiedelnden
Gewerbebetrieben nicht zwangslaufig zu einem umfangreichen Zuzug fuhren.

Wohnbauflachenbedarf

Die Wohnbauflachenbedarfsanalyse wurde gegenuber der vorab vorgelegten
Fassung (Januar 2020) Uiberarbeitet, die Hinweise aus der Stellungnahme vom
19.02.2020 wurden nur teilweise umgesetzt.

Bei der Darstellung der Bautétigkeit wird in Wohneinheiten (WE) von Ein- und
Zweifamilienhdusern sowie von Mehrfamilienhdusern unterschieden, dabei
werden allerdings 34 Wohnungen in einem Mehrfamilienhaus im Jahr 2019
nicht als solche erfasst. Daraus ergabe sich insgesamt eine Quote von ca. 25
% WE in Mehrfamilienhausern im betrachteten Zeitraum.
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Bezieht man die vorliegenden Daten des TLS fiir das Jahr 2020 mit ein und
verwendet den Zeitraum 2011-2020 als Referenzzeitraum, wiirde der Anteil der
WE in Mehrfamilienhdausern weiter steigen.

Die leerstehenden Wohnungen in Privatbesitz werden weiterhin nur zu 50 % als
Potentiale angerechnet, was, wie bereits in der o.g. Stellungnahme erlautert,
nicht nachvoliziehbar ist. Ebenso wird weiterhin eine fir Kommunen in der
Grofe von Bad Klosterlausnitz und Hermsdorf zu hohe Leerstandsquote von 3
- 4 % angesetzt.

Wohn- und gemischte Bauflachen

Zu den meisten der geplanten Wohnbauflichen wurde bereits in
vorangegangenen Stellungnahme eine Bewertung abgegeben.

Die Flache 4 ,,Erweiterungsflz'a'chg hinter dem Bad“ wurde nun verandert, die
kritische Bewertung wegen des Uberspringens des bestehenden Gringdrtels
bleibt aber bestehen.

Die ,Revitalisierungsflache Bergstralte® wurde nun so verkleinert, dass sie

ostlich nicht mehr Gber den von der nordlich gelegenen Bebauung gebildeten
Ostlichen Ortsrand hinausragt.

Gewerbliche Bauflachen

Es wurden nun konkretere Angaben zu den gewerblichen Bauflachen und dem
Erweiterungsbedarf ortsansassiger Betriebe erganzt, die
IndustriegroRstandorte werden, wie gefordert, als Industriegebiet dargestelit.
Sondergebiete

1. Sondergebiete grofX¥flachiger Einzelhandel

Fir Hermsdorf/ Bad Klosterlausnitz wurde zwischenzeitlich ein
,Gemeinsames Zentrenkonzept' vorgelegt. Die Inhalte werden in der
Begriindung nur kurz wiedergegeben, die Abgrenzung der beiden zentralen
Versorgungsbereiche wurde in die Plankarte Gbernommen. Anders, als in
dem uns vorgelegten Entwurf (14.09.2020) des Zentrenkonzeptes ist in der
Karte auf Seite 103 die Sonderlage Globus-Center nun groRer abgegrenzt
und schlielt den Standort von Mébel-Wenzel mit ein.

Im aktuellen Flachennutzungsplan-Entwurf wurden zwei bisherige
gemischten Bauflachen in das Sondergebiet Handel beim Globus
einbezogen (Mébel-Wenzel und Tankstelle). Laut Aussage der Begrindung,
S. 110 soll der Mébelmarkt im als SO 1 bezeichneten Bereich (westlich der
Stralke ,Am Globus") erweitert werden. Zu der Neuausweisung des Gebietes
SO 2 (dstlich der Stralle ,Am Globus") wird keine Aussage getroffen.
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Soweit der Plangeber das Sondergebiet SO 2 fir einen Mobelmarkt
ausweisen wollte (- es wird vermutet, dass die in der Begriindung, S. 110
enthaltene Bezeichnung des SO 1 nicht korrekt ist -), ist vor dem Hintergrund
des geltenden Integrations- und Beeintrachtigungsgebotes (LEP G 2.6.3, G
2.6.4) und zur Beriicksichtigung des gemeinsamen Zentrenkonzeptes eine
konkrete Sortimentsangabe Mdbel erforderlich.

Die Neuausweisung des Gebietes SO 2 zugunsten des Mdbelmarktes
Wenzel wére dabei jedoch zu Uberprifen: Nach den uns vorliegenden
Informationen besteht dieser Mébelmarkt nicht mehr.

Die Neudarstellung des Sondergebietes SO 1 westlich der Strafle ,Am
Globus" zugunsten der hier bestehenden Tankstelle wird in der Begrundung,
S. 110 mit einem bestehenden Zusammenhang zum Globus-Markt
begrindet. Diese Begrindung reicht fur die Neudarstellung des Gebietes SO
1 ebenso nicht aus. Zur Berucksichtigung o0.g. Gebote und des
gemeinsamen Zentrenkonzeptes sollte die gewerbliche Tankstelle vielmehr
in die nérdlich angrenzende gewerbliche Bauflachendarstellung einbezogen
werden, um schéadliche Auswirkungen moglicher Erweiterungen /
Anderungen auf die zentralen Versorgungsbereiche auszuschlieRen.

. Sondergebiete Kur, Bad. Sport, Hotel

Wie bereits in der letzten Stellungnahme festgestellt, bestehen gegen die
Ausweisung von Flachen fir Erweiterungen der Kureinrichtungen und
Kliniken in Bad Klosterlausnitz keine grundsatzlichen raumordnerischen
Bedenken, da dies dem Grundsatz G 3-49 des RP-OT entspricht, wonach
das Netz der Vorsorge- und Rehabilitationskliniken u.a. in Bad
Klosterlausnitz erhalten und dem Bedarf entsprechend weiterentwickelt
werden soll.

Da die geplanten Erweiterungsflachen Sondergebiet Kur direkt an das im
RP-OT ausgewiesene Vorranggebiet Freiraumsicherung FS-70 angrenzen,
sollten der Flachenverbrauch und die Eingriffe in den vorhandenen
Baumbestand so gering wie mdglich gehalten werden.

Das geplante Sondergebiet Hotel/Kur (Flache 14) liegt geman
Raumnutzungskarte des RP-OT im Vorbehaltsgebiet Freiraumsicherung fs-
50. Da die Flache laut Begriindung der Erweiterung/Erganzung der Algos-
Klinik dienen soll, ist zu prifen, ob fir diese Planungen nicht besser die
Flache Nr. 11, die sich direkt neben der Algos-Klinik befindet und fur die
keine konkrete Nutzung benannt ist, genutzt werden kann. (Im Beiplan 1
wurde diese Flache unter der Nr. 13 aufgefihrt.)

Wie bereits in der Stellungnahme vom 20.08.2018 festgestellt, ist fir das
Sondergebiet Sport, dessen Bebauungsplan bereits 1997 Rechtskraft
erlangte, aber bisher nicht umgesetzt wurde, kein Bedarf erkennbar. Aus den
Aussagen der Begrindung, S. 107 geht auch nicht hervor, dass die
Flachenausweisung nach dem ,Konzept des Flachennutzungsplanes*
bendtigt wird.




Hochwasserschutz

Bezlglich der im Gemeindegebiet vorhandenen Gewasser wird auf den
Bundesraumordnungsplan  Hochwasserschutz  (Verordnung Uber die
Raumordnung im Bund fiir einen landeriibergreifenden Hochwasserschutz
(BRPHV) vom 19. August 2021, Bundesgesetzblatt 2021 Teil | Nr. 57, 25.
August 2021) verwiesen. Die dort verankerten allgemeinen Ziele und
Grundséatze sowie die Ziele und Grundsatze zum Schutz vor Hochwasser sowie
die ergdnzenden Festlegungen fiir Uberschwemmungsgebiete und
Risikogebiete auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten sind zu beachten
bzw. zu beriicksichtigen.




Anlage Nr. 2 zum Schreiben vom 08.12.2021 (Az.: 340.2-4621-6960/2016-16074003/041-
FNP-Bad Klosterlausnitz’Hermsdorf)

Stellungnahme des Thiiringer Landesverwaltungsamtes zu den Belangen des
Luftverkehrs

Keine Einwande

1. () Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung 0.a. in der Abwagung nicht
Uberwunden werden kénnen

a) Einwendungen
b) Rechtsgrundlage

c) Maoglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der
Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. () Fachliche Stellungnahme

O Beabsichtigte eigene Planungen und MaRBnahmen, die den o.g. Plan beriihren
kénnen, mit Angabe des Sachstands

O Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zustandigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit
Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage




Anlage Nr. 3 zum Schreiben vom 08.12.2021 (Az.: 340.2-4621-6960/2016-16074003/041-
FNP-Bad Klosterlausnitz/Hermsdorf)

Beratende Hinweise zum Planentwurf und zum Planverfahren

1. Zum gemeinsamen Flachennutzungsplan nach § 204 Abs. 1 Satz 3 BauGB

Vorliegend soll ein gemeinsamer Flachennutzungsplan mit vereinbarter eingeschrénkter
Bindungswirkung im Sinne von § 204 Abs. 1 Satz 3 BauGB aufgestellt werden. Die der
Bindungswirkung unterliegenden Teilbereiche, die nur gemeinsam von den beteiligten
Gemeinden Bad Klosterlausnitz und Hermsdorf aufgehoben, geandert oder erganzt werden
durfen, missen rechtseindeutig gekennzeichnet werden.

Die im Textvermerk auf dem Flachennutzungsplan enthaltenen Angaben zu den sachlichen
und rdumlichen Teilbereichen weisen folgenden Klarungsbedarf auf:

a) Als sachliche Teilbereiche wurden u.a. ,Wohn- und Gewerbe- / Industriefléchen*
genannt. Als rdumliche Teilbereiche wurden 3 konkrete mit einem Namen bezeichnete
Wohngebiete genannt, die sich in der Begriindung, S. 98 unter der gleichen
Namensbezeichnung wiederfinden lassen. Unklar bleibt bei der Gesamtschau auf die
sachlichen und rdumlichen Teilbereiche, welche eigene rechtliche Wirkung mit der
Angabe der raumlichen Teilbereiche verbunden ist bzw. ob alle Wohnbaufldchen oder
nur die konkret aufgefuhrten unter die Bindungswirkung fallen sollen."

b) Als sachliche Teilbereiche wurden u.a. die ,Einzelhandelsflachen* genannt. Unklar
bleibt, ob damit nur die Sondergebiete ,grof¥flachiger Einzelhandel“ oder auch die
dargestellten zentralen Versorgungsbereiche unter die Bindungswirkung fallen sollen.

c) Als sachliche Teilbereiche wurden u.a. Ausgleichsflachen genannt. Unklar ist, ob damit
alle roten und schwarzen flachen- und linienhaften Flachendarstellungen fir
Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
unter die Bindungswirkung fallen sollen, oder nur eine Teilmenge davon.

d) Als sachliche Teilbereiche wurden u.a. die ,ortsverbindenden Wander- und Radwege"
genannt. Unklar ist, ob diese alle dargesteliten Uberortichen Wege und ortlichen
Hauptwege umfassen.

e) Als sachliche Teilbereiche wurden u.a. ,Kommunale Sportanlagen“ genannt. Unklar ist,
ob damit alle dargesteliten Grinflaichen ,Sportplatz® und alle dargestellten
(Gemeinbedarfsflachen fiir) sportlichen Zwecken dienende Geb&dude und Einrichtungen
gemeint sind.

' Nach § 204 Abs. 1 Satz 3 BauGB kann vereinbart werden, dass sich die Bindung nur auf bestimmte raumliche oder sachliche
Teilbereiche erstreckt. Werden sowohl sachliche als auch rdumliche Teilbereiche genannt, so muss der vereinbarten
Bindungswirkung zu entnehmen sein, in welchem Verhdltnis die Teilbereiche zueinanderstehen. Liegen z.B.
Verflechtungsrdume der beteiligten Gemeinden mit einem besonderen interkommunalen Ausgleichsbedarf fiir bestimmte
Sachbereiche, wie z.B. Wohnbau- oder gewerbliche Bauflachen vor, so kann vereinbart werden, dass die in diesem
Verflechtungsraum enthaltenen Darstellung dieser Baufldchen der Bindungswirkung unterliegen, wihrend die Darstellungen
von Wohnbau- oder gewerblichen Bauflachen im Ubrigen nicht unter die vereinbarte Bindungswirkung fallen.

Werden hingegen als Sachliche Teilbereiche alle im Flachennutzungsplan enthaltenen Wohnbau- und gewerblichen
Bauflachendarstellungen genannt, so unterliegen die entsprechenden Bauflichendarstellungen insgesamt der
Bindungswirkung. Da die zusatzlich genannten rdumlich bestimmten Wohnbaufldchen nur eine Schnittmenge der sachlichen
Teilbereiche darstellen, kommt der Angabe der rdumlichen Teilbereiche keine eigensténdige rechtliche Bedeutung zu.
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Um die Unklarheiten zu beseitigen, soliten die Angaben zu den sachlichen Teilbereichen
an die in der Legende enthaltenen Erkldrungen der Planzeichen ankniipfen. Raumliche
Teilbereiche, die eine Schnittmenge der sachlichen Teilbereiche darstellen, brauchen nicht
ergénzend genannt werden.?

In der Begriindung, Pkt. 1.4.1 solite ergdnzend erldutert werden, welcher konkrete
interkommunale Ausgleich mit den Vereinbarungen zu den sachlichen Teilbereichen im
Einzelnen angestrebt wird. Dabei sollte darauf verwiesen werden, dass mit der
gemeinsamen Planung nach § 204 Abs. 1 Satz 3 BauGB die raumordnerischen Vorgaben
fir das funktionsteilige Mittelzentrum (vgl. G 1-15, RP-OT) sowie die Vorgaben, die sich
aus den gemeinsam aufgestellten informellen Konzepten (wie dem Einzelhandels- und
Zentrenkonzept, dem Ausgleichsflachenkonzept, dem touristischen Konzept sowie dem
Sportanlagenkonzept) ergeben, angemessen berucksichtigt werden sollen.

(Die Entwurfslberarbeitung bertihrt die Grundziige der Planung nicht. Insofern ist nur eine
(verkiirzte) Betroffenenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB durchzufiihren. Von der
Entwurfsiiberarbeitung sind ist u.E. ausschlieBlich das Thiiringer Landesverwaltungsamt,
Raumordnungsbehérde und das Landratsamt, Kreisplanung beriihrt. Diese Behérden
soliten auf Grundlage der Entwurfsiiberarbeitung erneut beteiligt werden.)

2. Zur Wohnbauflachenbedarfsermittlung

In der Stellungnahme des Thiringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018, Anlage
Nr. 6, Pkt. 3 zum Vorentwurf des Fldchennutzungsplans sowie in dem Schreiben vom
19.02.2020 zum Vorabexemplar vom Januar 2020 wurden umféngliche Hinweise zum
Wohnbaufldchenkonzept gegeben. Insbesondere wurde auf methodische Mangel der
Wohnbaufldchenbedarfsermittiung verwiesen. Die bedarfsseitige Rechtfertigung der neu
dargestellten Wohnbaufldche mit einer GesamigréRe von 12,89 ha (Vorentwurf 2018)
bzw. von 12,85 ha (Vorabexemplar 2020) wurde insbesondere vor dem Hintergrund, dass
das Plangebiet durch einen erheblichen Leerstand gepragt ist und ein
Bevolkerungsriickgang sowie eine weitere Zunahme der (ber 65-jahrigen Einwohner zu
erwarten ist, in Frage gestellt. Die konkret beabsichtigten Neuausweisungen wurden
einzeln aus stadtebaulicher Sicht beurteilt.

In vorliegendem aktuellen Entwurf vom September 2021 wurde die Neuausweisung der
Wohnbauflachen auf insgesamt 10,83 ha reduziert (vgl. S. 98, 99 der Begriindung). Dabei
wurden gegenliber dem urspriinglich vorgelegten Vorentwurf vom Juni 2018 verénderte
Wohnbauflachendarstellungen vorgenommen.

2 Zu prifen wére, ob die an das bebaute Stadtgebiet von Hermsdorf angrenzenden Verflechtungsbereiche im Bereich ,Birkenlinie
/ Lindenplatz’ (mit den Darstellungen einer Wohnbaufliche und einer Fliche fiir Wald) und im Bereich ,Muna“ (mit den
Darstellungen einer gewerblichen Baufliche sowie von Flichen fiir Landwirtschaft und Wald) ergénzend als rdumliche
Teilbereiche angegeben werden solien.

In diesem Fall sind die raumlichen Teilbereiche aus Griinden der Rechtseindeutigkeit in der Planzeichnung (unter Verwendung
eines nach § 2 Abs. 2 PlanZV zu erganzenden Planzeichens) zu kennzeichnen. (Dabei sollte das erganzend verwendete
Planzeichen als ,nach § 204 Abs. 1 Satz 3 BauGB vereinbarte raumliche Teilbereiche mit gemeinsamer Bindungswirkung“
erdutert werden. In dem Textvermerk sollte auf ,die in der Planzeichnung gekennzeichnete rdumlichen Teilbereiche' Bezug
genommen werden.}
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Nach der im aktuellen Entwurf vom September 2021 enthaltenen haushaltsorientierten
Wohnungsbedarfsermittiung, bei der ein Wohnungsbestand im Basisjahr 2019 von 6.402
Wohnungen (vgl. S. 49), von denen 395 Wohnungen leer stehen (vgl. S. 51) einem Bedarf
von 5.900 Wohnungen im Prognosejahr gegeniibersteht (vgl. S. 56), kann diese
Neuausweisung nicht gerechtfertigt werden, da sich rechnerisch ein erheblicher
Wohnungsiberschuss von 502 Wohnungen ergibt.?

Da sich in der haushaltsorientierten Bedarfsermittiung die tatsachliche vergangene
Wohnungsbautatigkeit nicht wiederspiegle, wurde sie nach Aussage der Begrindung zu
vorliegendem Entwurf vom September 2021 ,verworfen“ (vgl. S. 56). Um der vergangenen
Wohnungsbautétigkeit und insbesondere der tatsachlichen Nachfrage im
Einfamilienhaussegment  gerecht zu  werden, erfolgte  zusatzlich  eine
Wohnungsbedarfsermittiung auf Grundlage der Fortschreibung der Baufertigstellungen der
vergangenen 10 Jahre: 2010 — 2019 wurden insgesamt 175 Wohnungen fertiggestellt,
davon 119 Wohnungen in neuen Wohngebduden, wobei 11 Wohneinheiten in
Mehrfamilienhdusern realisiert wurden (vgl. S. 49, 50).

Aus der durchschnittlichen bisherigen jahrlichen Bautatigkeit (von 1,305 Wohnungen in
neuen Wohnungen pro 1000 Einwohner (ohne Pflegebedarf) und Jahr, vgl. S. 50, 57)
wurde ein Bedarf von 223 Wohnungen bis 2035 ermittelt, wovon bei Bericksichtigung der
Potenziale (Leerstand sowie nach §§ 30, 34 BauGB gegebene Bebauungsmoglichkeiten)
fur 90 Wohnungen 7,7 ha neue Baufliche (unter Bertcksichtigung von 0,5 ha
Spielplatzfliche) neu auszuweisen sei. Zusatzlich ergebe sich bis 2035 ein Bedarf fir ein
Pflegeheim mit ca. 40 Pflegepldtzen von 0,5 ha, sodass insgesamt 8,2 ha neue
Wohnbaufléche darzustellen sei (S. 57, 58).

Die vorliegende Ermittlung des Wohnbauflachenbedarfs auf Grundlage der Fortschreibung
der Wohnungsbaufertigstellungen ist aus folgenden Griinden nur bedingt
nachzuvollziehen:

a) Auf S. 57 wurde unter Verweis auf das ,Kapitel bisherige Entwicklung® (der
Baufertigstellungen) auf einen Durchschnittswert von 1,21 WE / 1.000 EW pro Jahr
abgestellt, der forigeschrieben wird. Der in der Begriindung enthaltenen
Bedarfsermittlung liegt allerdings ein Wert von 1,305 WE / 1.000 EW pro Jahr zu
Grunde (vgl. S. 50, S. 57 Tabelle).

b) Bei dem der Bedarfsermittlung zu Grunde gelegten Durchschnittswert von 1,305 WE /
1.000 EW pro Jahr blieb unberiicksichtigt, dass in den letzten 10 Jahren
durchschnittlich ein Anteil von 6,3 % aller Wohneinheiten in Mehrfamilienhdusern
realisiert wurde (vgl. S. 49). Da sich eine neue Bauflachenausweisung fir
Mehrfamilienhduser im  Hinblick auf den erheblichen Leerstand im
Geschosswohnungsbau nicht rechtfertigen lasst (vgl. hierzu Aussage, S. 53 unten),
musste der Durchschnittswert entsprechend nach unten auf 1,21 WE / 1.000 EW pro
Jahr (1,305 - 0,082 (WE in Mehrfamilienhdusern / 1000 EW pro Jahr) korrigiert werden.

% Die auf S. 56 enthaltene Angabe eines Wohnungsiiberschusses von 455 ist unklar: 2019 ist von einem Wohnungsbestand von
6402 Wohnungen, und nicht wie angegeben, von 6355 Wohnungen auszugehen, vgl. hierzu die Angabe, S. 49.
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Die Annahme, zusétzlich zur Fortschreibung der jahrlichen durchschnittlichen
Wohnungsbaufertigstellungen der letzten 10 Jahre sei eine Leerstandsreserve von 3%
als zusatzliche Bedarfskomponente zu beriicksichtigen (vgl. S. 57, Tabelle), ist nicht
nachvollziehbar. Eine Mobilitatsreserve wvon 2-3 % ist nur bei einer
haushaltsorientierten Prognose zu berlcksichtigen, um sicherzustellen, dass der
Wohnungsmarkt ausreichend Wohnungen fir einen Wohnungswechsel sowie als
Ersatz in Renovierungszeiten) bereithalt (vgl. hierzu auch unser 0.g. Schreiben vom
19.02.2020, unter I.1.c). Die Bedarfsermittiung auf Grundlage einer Fortschreibung der
Wohnungsfertigstellungen erfolgt jedoch unabhangig von den Haushalten (als
Wohnungsbedarfstrager). Warum zukinftig durchschnittlich 6,5 Wohnungen pro 1.000
Einwohner und Jahr als Leerstandsreserve mehr entstehen sollen, als in den
vergangenen 10 Jahren, erschlie3t sich nicht.

Unabhéangig davon ist der auf S. 57, Tabelle erfolgte Einbezug einer Leerstandsreserve
von 3% als Bedarfskomponenente schon deswegen nicht nachzuvollziehen, da bereits
auf der Seite der zu bericksichtigenden Potentiale 256 leerstehende Wohnungen (=
4% des Wohnungsbestandes) mit der Begriindung, diese Wohnungen bildeten die
.erforderliche Mobilitatsquote®, nicht zur Bedarfsabdeckung herangezogen wurden
(vgl. S. 52).

Warum die sich in Privateigentum befindenden leerstehenden 199 Wohnungen nur
hélftig der Bedarfsabdeckung dienen kénnen (vgl. S. 51), ist ebenso unklar. Wenn zu
erwarten ist, dass die 99,5 leerstehenden privaten Wohnungen, die sich insbesondere
im Geschosswohnungsbau befinden, im Prognosejahr 2025 nicht mehr bendtigt
werden, so ist hierzu eine Auseinandersetzung aus gesamtstadtischer Sicht
erforderlich. Bis zum  Prognosejahr nicht sanierungsféahige  raumlich
zusammenhangende Wohngebaudeflachen kénnen im  Flachennutzungsplan
jedenfalls nicht als Wohnbauflachen dargestellt werden, wenn keine Nachnutzung fur
den Wohnungsbau auf Rickbauflachen in Aussicht steht. Die Aussage, S. 52,
Wohnungen, die auf Grund ihres Zustandes oder durch Bau- / Sanierungsmaf3nahmen
nicht vermietbar sind, kénnten als Potential nicht berlicksichtigt werden, langfristig sei
Uber einen Rickbau von einigen dicht stehenden Gebduden nachzudenken, ist vor
diesem Hintergrund zu hinterfragen (vgl. hierzu auch unser o.g. Schreiben vom
19.02.2020, unter 1.1.e).

Warum wegen der bereits eingeleiteten 4. Anderung des Bebauungsplans W/1/92
.Birkenlinie* (,die eine Teilaufhebung des Allgemeinen Wohngebietes, in dem nach
dem Ursprungsbebauungsplan ein Geschosswohnungsbau mit 30 Wohneinheiten
realisiert werden kann,) ein Zusatzbedarf an einer 2,4 ha umfassenden Wohnbauflache
fir Einfamilienhduser (zuséatzlich zum auf Grundlage der Fortschreibung der
Bautatigkeit ermittelten Wohnbauflachenbedarf) angenommen wird (vgl. S. 58),
erschlieft sich nicht.

Die Teilaufhebung erfolgt, da kein Bedarf der Wohnbauflache fir Mehrfamilienhduser
vorliegt, was durch den hohen Leerstand im bestehenden Geschosswohnungsbau
deutlich wird (vgl. S. 51). In den im Rahmen der Flachennutzungsplanung und 4.
Anderungsplanung abgegebenen Stellungnahmen des Thiringer
Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018 und 27.09.2021 wurde darauf hingewiesen,
dass die im nérdlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Birkenlinie“ liegende
unbebaute Flache als Potentialflache in der Wohnbauflachenbedarfsermittiung nur
dann aufzufiihren ist, soweit keine entsprechende Anderung des Bebauungsplans
.Birkenlinie* erfolgt.
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Da die 4. Anderung nun eingeleitet und vor Abschluss des gemeinsamen
Flachennutzungsplans zu Ende gefiihrt werden soll (vgl. S. 58), braucht die
Potentialflaiche nicht berlicksichtigt zu werden. Ein Zusatzbedarf fir den
Einfamilienhausbau wird durch die Aufhebung eines Wohngebietes fir den
Geschosswohnungsbau, fiir das kein Bedarf vorliegt, jedenfalls nicht ausgeldst.

g) Der auf S. 58 angenommene Zusatzbedarf einer 0,5 ha groRen Wohnbauflache fiir ein
Pflegeheim mit 40 Pflegeplatzen ist ebenso nicht nachvoliziehbar. Das gilt jedenfalls,
wenn bei der Ausweisung nur Standorte am Siedlungsrand ausgewahit werden, die
sich ausschliellich fir den Einfamilienhausbau und nicht fir den Bau eines
entsprechenden Pflegeheims eignen. Nach Aussage, S. 53 kann in den rechtswirksam
ausgewiesenen und fur den Geschosswohnungsbau vorgesehenen noch unbebauten
Bauflachen ein seniorengerechter Wohnungsbau realisiert werden (s. diesbezuglich
z.B. den zentral gelegenen Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Tridelta 1).

Alternativ liegen auch weitere siedlungsintegrierte Flachen vor, auf denen sich die
Errichtung eines Pflegeheims stadtebaulich gut einordnen lieRe (s. diesbeztiglich z.B.
die Flache nérdlich der Wildungstrafie).

h) Die nach §§ 30, 34 BauGB bebaubaren Potentiale in den im Zusammenhang bebauten

Ortsteilen und in den Bebauungsplangebieten sind sehr grob ermittelt. Es wird
angenommen, dass weitaus mehr Wohneinheiten nach dem bestehenden Baurecht
realisiert werden kénnten. Im Hinblick darauf, dass der Wohnbauflachenbedarf im
Flachennutzungsplan nur nach den Grundziigen zu ermitteln ist, kann die grobe
Ermittlung der Potentiale noch akzeptiert werden.
Die in der Begrindung, S. 98 und 99 enthaltenen Kennzeichnungen der
Neuausweisungen sind allerdings z.T. unklar. Diesbezlglich ist insbesondere die
Kennzeichnung zur Erweiterungsfliche 5 ,An der BergstraRe“ zu korrigieren. Die
Abgrenzung der aus 4 Teilflichen bestehenden Neuausweisung und die Angabe der
GesamtflachengréfRe von 0,72 ha ist nicht nachvolilziehbar: An dem nach Siden
verlaufenden unbefestigten Weg, der von der BergstraRe abzweigt, liegen aktuell
vereinzelte (Wohn-) Gebaude im AuRenbereich vor. Die Neuausweisung betrifft somit
nicht nur die zwischen der Splitterbebauung liegenden unbebauten Flachen, sondern
muss alle Aufienbereichsflaichen umfassen (vgl. hierzu auch unter Pkt. 3 e unten).

Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Ermittlung des Wohnbauflachenbedarfs sind die
0.g. Méngel der Wohnungsbedarfsermittiung zu beheben. Die Begriindung ist
entsprechend zu liberarbeiten.*

Bei Behebung der unter a) - h) genannten Mangel der Wohnungsbedarfsermittlung auf
Grundlage der Fortschreibung der Baufertigstellungen wére von einem héheren
Uberangebot auszugehen. Allein bei Nicht-Berlicksichtigung der unter f) und g) genannten
Zusatzbedarfe liegt nur ein Wohnbauflachenbedarf von 7,7 ha fir Einfamilienhduser und
nicht von 10,6 ha vor, wie in der Begrindung, S. 58 angegeben. Die im
Flachennutzungsplan auf insgesamt 10,83 ha (S. 98,” 99) neu ausgewiesenen
Wohnbauflachen liegen in der Summe Uber dem ermittelten Wohnbaufldchenbedarf.’

* Die Emmittlung des Bedarfs an neuen Wohnbauflachen kann nur auf Grundlage einer methodisch einwandfreien Prognose unter
Berlicksichtigung der vorhandenen Potentiale erfolgen. (vgl. VG Dessau Urteil vom 31.05.2000 —1 A 464/99 DE).

$ Dieses Uberangebot kann nicht damit gerechtfertigt werden, dass kurz- bis mittelfristig ein Mehrbedarf durch die entstehenden
neuen Arbeitsplitze am IndustriegroBstandort Hermsdorf Ost Ill entsteht, wie in der Begrindung, S. 100 argumentiert.
Erfahrungsgemag I6st ein zusétzliches Arbeitsplatzangebot in kleineren Gemeinden und Stédten, das hier zudem sehr gut (ber
die Autobahn erreichbar ist, keinen Mehrbedarf an Wohnbaufiache in einer zu berticksichtigenden GréBenordnung aus.




3. Zu den Darstellungen der Wohnbauflachenneuausweisungen

Vor dem Hintergrund, dass flir die neu ausgewiesenen 10,83 ha umfangreichen
Wohnbauflachen kein fehlerfreier Nachweis zur Bedarfsgerechtigkeit im Sinne von § 5
Abs. 1 BauGB vorliegt, wonach die Gemeinde im Flachennutzungsplan nur Bauflachen
nach den voraussehbaren Bedurfnissen der Gemeinde darstellen soll und insbesondere
keine (die Grundziige der Bodennutzung beruhrende) Reserve- oder Eventualflachen
vorgehalten werden durfen, sind insbesondere die neuen Bauflichen, die den
abwagungsbeachtlichen Belangen, z.B. dem nach § 1a Abs. 2 BauGB verlangten
Vorrangs der Innenentwicklung entgegenstehen®, kritisch zu hinterfragen (vgl. hierzu auch
unser 0.g. Schreiben vom 19.02.2020, unter 1.2).

Der aktuelle Entwurf vom September 2021 enthdlt gegeniiber dem vorgelegten
Vorentwurf vom Juni 2018 verédnderte Wohnbauflachendarstellungen, die von dem
informell zur Abstimmung vorgelegten Vorabexemplar vom Januar 2020 abweichen. Die
in der Uberarbeiteten Begrundung, S. 98 - 99 aufgefihrten neuen
Wohnbauflachenausweisungen werden aus stadtebaulich-planungsrechtlicher Sicht wie
folgt bewertet:

a) Zur Bauflache Nr. 1, Gemeinde Bad Klosterlausnitz

Die neu dargestellte ,Erweiterungsflaiche zwischen der Eisenberger Stral’e und der
Neuen StralRe” ist in stéddtebaulicher Hinsicht fiir den Wohnungsbau gut geeignet. Im
Rahmen der Baurechtschaffung ist auf ein geordnetes ErschlieBungskonzept mit
einem gunstigen Verhaltnis von Stralenverkehrsflaiche zur erschlossenen
Baugrundstiicksflache zu achten.

b) Zur Bauflache Nr. 2, Gemeinde Bad Klosterlausnitz

Die unter Nr. 2 aufgefuihrte 3,39 ha umfassende ,Flache sidlich der Weilenborner
Straflle* eignet sich zwar in stadtebaulicher Hinsicht (bei groRziigiger &stlicher
Eingrinung) grundsatzlich fir eine Wohnbauflachenentwicklung.

Da es sich jedoch um eine extensive Fldchenausweisung unter der Inanspruchnahme
von landwirtschaftlich genutzten Flachen im Hangbereich handelt, die insbesondere
den Belangen des Landschaftsbildes und der Landwirtschaft, des Vorrangs der
Innenentwicklung und des Bodenschutzes entgegensteht, wird eine
Wohnbauflachendarstellung im Hinblick darauf, dass sich weder nach der
haushaltsrientierten Prognose noch nach der Fortschreibung der vergangenen
Wohnungsbautétigkeit eine Bedarfsgerechtigkeit ergibt, allerdings kritisch gesehen.

® Dies betrifft insbesondere die nicht siedlungsstrukturell vorgepragten Standorte, die den Belangen der Innenentwicklung, des
Bodenschutzes (§ 1a Abs. 2 BauGB) und Landschaftsbildes (§ 1a Abs. 3 BauGB) entgegenstehen, die Standorte mit hoher
(angrenzender) okologischen Ausstattung, die dem Vemeidungsgebot (§ 1a Abs. 3 BauGB) und den Umweltbelangen (§ 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB) entgegenstehen, sowie Standorte mit einer Immissionsbelastung (vgl. § 50 BImSchG) und mit wasser-
und naturschutzrechtlichen Bedeutung (vgl. hierzu Stellungnahme des Thuringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018
zum Vorentwurf des gemeinsamen Flachennutzungsplans vom Juni 2018).
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Soweit gleichwohl aus anderen abwéagungsbeachtlichen Griinden (z.B. wegen der
Flachenverfiigbarkeit und besseren Vermarktbarkeit) an der Neuausweisung
festgehalten werden soll, so sind die Wohnbauflachenneuausweisungen an anderen
Standorten, wie z.B. die ebenso am Hang gelegene Erweiterungsflache 4 ,Hinter dem
Bad® in Bad Kostritz und die siedlungsstrukturell nur bedingt eingebundene
Reviltalisierungsfliche 7 ,BergstraBe“ in Hermsdorf als neue Wohnbauflichen
herauszunehmen, damit den Anforderungen nach § 5 Abs. 1 BauGB zur
bedarfsgerechten Darstellung der Wohnbaufldchen entsprochen werden kann.

Zur Bauflache Nr. 3, Gemeinde Bad Klosterlausnitz

Die Neuausweisung der ,Flédche am Buchberg" eignet sich in stadtebaulicher Hinsicht
sehr gut fir eine Wohnbauflachenentwicklung, da an diese Fldche nérdlich und stlich
das Wohngebiet ,Am Buchberg“ angrenzt und auch sidlich einige Wohngebaude
bestehen.

Zur Bauflache Nr. 4, Gemeinde Bad Klosterlausnitz

Der derzeit als Gartenflache genutzte 1, 35 ha umfassende Streifen, der sich westlich
der Strallenrandbebauung ,Am Bad" befindet, eignet sich grundsitzlich (bei
entsprechender Eingriinung unter Erhalt des vorhandenen Baumbestandes) fiir eine
Wohnbauflachenentwicklung. Im Hinblick der nicht nachgewiesenen
Bedarfsgerechtigkeit der Wohnbauflachendarstellungen insgesamt wird die
beabsichtigte Inanspruchnahme dieser AuRenbereichsflichen in topographisch
bewegtem Gelénde allerdings kritisch gesehen (vgl. hierzu unter b) oben).

(Fir den Fall, dass durch die Reduzierung der Wohnbauflachendarstellungen
andernorts der Bedarfsnachweis erbracht werden kann, werden folgende
Empfehlungen fiir die Entwicklung der Wohnbaufliche ,Am Bad" gegeben: Ein
StralRenanschluss sollte vorrangig von der nérdlichen Stichstralle aus erfolgen und die
neue ErschlieBungsstralle sollte gut in das bewegte Gelinde eingebunden werden.
Um zum westlichen Siedlungsrand entlang der sich anschlieRenden
Landwirtschaftsfldche eine Eingriinung zu erhalten, sollte die StraRe méglichst so
gefiihrt werden, dass sie beidseitig bebaut werden kann. Zur Sicherung eines
begrinten Ortsrandes sind entsprechende Festsetzungen zu treffen.)

Zur Bauflache Nr. 5, Gemeinde Bad Klosterlausnitz

Die Erweiterungsfidche ,An der Bergstrafle" eignet sich grundsatzlich fiir eine
Wohnbauflachenentwicklung. Die Abgrenzung der aus 4 Teilflichen bestehenden
Neuausweisung und die Angabe der GesamtflichengréRRe von 0,72 ha ist allerdings
nicht nachvollziehbar: An dem nach Siiden verlaufenden unbefestigten Weg, der von
der BergstralRe abzweigt, liegen aktuell vereinzelte (Wohn-) Gebdude im AuRenbereich
vor (vgl. hierzu Pkt. 2 h oben). Bei einer Neuausweisung einer Bauflache ist der
Ortsrand unter Einbeziehung dieser Splitterbebauung neu zu ordnen. Die
Neuausweisung betrifft insofern eine raumlich zusammenhéngende Fliche. Am neuen
Ortsrand sollte eine durchgehende Eingriinung zur offenen Landwirtschaftsflache
durch entsprechende Festsetzungen gesichert werden.




f)  Zur Bauflache Nr. 6, Stadt Hermsdorf

Die sich im Siedlungsbereich befindende ,Revitalisierungsflache Kirchenholzsiedlung*
eignet sich sehr gut fir eine Wohnbauflichenentwicklung. Sie entspricht dem
geforderten Vorrang der Innenentwicklung nach § 1a Abs. 2 BauGB. (Baurecht fiir den
Wohnungsbau kann auf der Flache der Gewerbebrache in einem beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB geschaffen werden.)

g) Zur Bauflache Nr. 7, Stadt Hermsdorf

Die 1,92 ha umfassende ,Revitalisierungsflache Bergstraie“ eignet sich grundséatzlich
far die Neuausweisung eines Wohngebietes. Gegeniiber dem Vorabexemplar vom
Januar 2020 wurde die Flache nunmehr in éstlicher Richtung eingekiirzt, sodass sie
nicht mehr Uber den Siedlungsrand hinausgeht, der durch die norddstlich sich
anschlieende Bebauung gebildet wird. Die Einbindung der Flache in die &stlich
angrenzende offene Landschaft soll nun durch die Neuausweisung einer ostlich
angrenzenden Grinfliche erfolgen (vgl. Begriindung, S. 121). Da sowohl die
Wohnbaufldche Nr. 7 als auch die Griinfliche auf einer urspriinglich gewerblich
genutzten (inzwischen aber begrinten) Flache realisiert werden soll, wird dem
Bodenschutz im Sinne von § 1a Abs. 2 BauGB in besonderer Weise Rechnung
getragen.

Im  Hinblick auf die nicht nachgewiesene Bedarfsgerechtigkeit der
Wohnbauflachendarstellungen sollte die beabsichtigte Inanspruchnahme der 1,92 ha
umfassenden AuRenbereichsfldche allerdings aufgrund der siedlungsstrukturellen
Randlage nochmals kritisch hinterfragt werden (vgl. hierzu unter b) oben).

3. Zur Darstellung der gemischten Baufldche im Bereich des Baugebietes .Lahnsteiner

Stralle”

Die Darstellung einer gemischten Bauflache im norddstlichen Bereich des Baugebietes
.Lahnsteiner Strafle” ist im Hinblick auf das vorhandene Wohngebiet nicht vollzugsfahig.
Dies gilt auch unter Berucksichtigung der wenigen vorhandenen gewerblichen Nutzungen,
die in einem allgemeinen Wohngebiet ausnahmsweise zulassig sind.

Die Aussage in der Begriindung, S. 100, das Gebiet um die Lahnsteiner Strafie stelle sich
.im Gesamten® als gemischte Bauflache dar, kann nicht bestatigt werden. Anstelle des im
(1994 aufgestellten) Bebauungsplan ,Mischgebiet Ost II* festgesetzten Mischgebiets
wurde (entgegen der Vorgabe des § 15 BauNVO) im nordostlichen Geltungsbereich um
das Jahr 2000 ein Wohngebiet mit ca. 130 Wohneinheiten entwickelt. Fir den
Flachennutzungsplan sind die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht maRgeblich,
wenn die aktuelle Sach- und Rechtslage eine andere Darstellung der Art der baulichen
Nutzung verlangt (vgl. § 214 Abs. 3 BauGB).

Es kann auch nicht darauf verwiesen werden, dass mit der dreieckigen unbebauten
Teilflache ein ,Entwicklungspotential” fiir eine zuséatzliche gewerbliche Nutzung im Sinne
von § 6 BauNVO bzw. § 6a BauNVO vorliegt: Eine ergdnzende gewerbliche Nutzung auf
der o0.g. unbebauten Flache, die nur von dem angrenzenden Gewerbegebiet ,Oststrale"
erschlossen werden kénnte, stellt eine dem Trennungsgebot nach § 50 BImSchG
entgegenstehende Erweiterung des angrenzenden Gewerbegebietes dar, die
stadtebaulich nicht begriindet werden kann.
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Zur Berucksichtigung der bestehenden Wohnnutzung ist zumindest der nordostliche
bebaute Teilbereich des Gebietes ,Lahnsteiner Strale“ als Wohnbaufldche darzustellen.
Die Darstellung der gemischten Baufiache in der unbebauten Dreiecksfliche sollte aus
0.g. Grinden zur Vermeidung einer immissionsschutzrechtlichen Konfliktlage
herausgenommen werden. (Eine entsprechende (iber die Bestandsnutzung
hinausgehende  Bauflachenerweiterung ist nach der Begrindung zum
Flachennutzungsplan, Pkt. 3.2.2 auch nicht beabsichtigt.) Entsprechend der
Bestandsnutzung sollte in der unbebauten Dreiecksflaiche somit eine Flache fur die
Landwirtschaft dargestellt werden.

Die Festsetzungen des o.g. Bebauungsplans sind den Flachennutzungsplan-
Darstellungen entsprechend anzupassen. Hierfir kommt die Anderung bzw.
Neuaufstellung des Bebauungsplans ,Lahnsteiner Strafle* nach § 13a BauGB im
beschleunigten Verfahren in Betracht.

. Zuden neu ausgewiesenen Sondergebieten Kur* und ,Hotel / Kur* und zum neu geplanten

Waldparkplatz

Zur Erweiterung der sich noérdlich der Hermann-Sachse-StraRe befindenden Algos-
Fachklinik und Moritz-Klinik wurden vier Flachen neu ausgewiesen. Dies betrifft ein 0,95
ha umfassendes Sondergebiet ,Kur* im direkten Ostlichen Anschluss an die Algos
Fachklinik und zwei Teilflachen im direkten 6stlichen und westlichen Anschluss an die
Moritz-Klinik mit einer Gesamtgréfe von 1,02 ha. Darliber hinaus wurde ein 3,59 ha
umfassendes Sondergebiet ,Hotel / Kur* in rdumlicher Nahe zur Fachklinik sidlich der
Jenaischen Stralle neu dargestellt. Hinzu kommt die Neuausweisung eines Parkplatzes
flr 200 Stellplatze nérdlich der Jenaischen StraRe sowie die Neudarstellung einer 0,87 ha
umfassenden Grinfliche um das Sondergebiet ,Hotel / Kur* zur Wahrung des
Waldabstandes (vgl. S. 120, 121 der Begriindung).

Alle o.g. Neuausweisungen unterliegen wegen der vorliegenden Waldnutzung einer
besonderen Rechtfertigungsnotwendigkeit: Als Wald genutzte Flachen sollen nach § 1a
Abs. 2 BauGB nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden, die Notwendigkeit der
Umwandlung soll unter Berlicksichtigung der Mdglichkeiten der Innenentwicklung
begrindet werden. In der Begriindung wurde die insgesamt ca. 7,2 ha umfassende
Umwandlung der Waldflache nicht thematisiert.

Daruber hinaus liegt zur Planung der Erweiterungen o.g. Kliniken folgender Klarungsbedarf
vor:

a) Zur Erweiterung der Algos Fachklinik

Nach den Begriindungen zu den bisherigen Flachennutzungsplanentwiirfen lag fir die
Erweiterung der Algos Fachklinik ein Flachenbedarf von 1,1 ha vor. Der vorliegende
Entwurf stellt nun an zwei Standorten Erweiterungsflachen mit einer GesamtgréRe von
4,54 ha neu dar.

Fur das sudlich der Jenaischen Strafle neu ausgewiesene 3,59 ha umfassende
Sondergebiet ,Hotel / Kur* (Neuausweisung Nr. 14) wurden in der Begriindung, S. 109
mehrere nachvollziehbare Standortfaktoren genannt.




b)
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Vorausgesetzt, dass tatsdchlich eine so groRe zusammenhangende
Erweiterungsflache benétigt wird, sprechen die genannten Kriterien, wie die Nihe zu
den bestehenden Kureinrichtungen, die gute verkehrliche Anbindung und Vermeidung
einer zusétzlichen innerdrtlichen Verkehrsbelastung, die Einbeziehung des
vorhandenen Wanderparkplatzes in das Gesamtkonzept sowie die direkte Anbindung
zum Wanderwegenetz zunachst fiir die Auswah! des Standortes.

Der Plangeber hat im Rahmen der Neuaufstellung verschiedene Standorte im Gebiet
der Gemeinde Bad Klosterlausnitz gepriift. Auf Grundlage der durchgefiihrten
Standortalternativenpriifung ist die Auswahlentscheidung, insbesondere vor dem
Hintergrund der nach § 1a Abs. 2 BauGB gegebenen Anforderung, ergénzend
nachvollziehbar zu begriinden. Dabei ist auch zu beriicksichtigen, dass mit der
Neuausweisung der Flache Nr. 14 in ein raumordnerisch ausgewiesenes
Vorbehaltsgebiet ,Freiraumsicherung* eingegriffen wird (vgl. hierzu Anlage Nr. 1 dieser
Stellungnahme). Vor diesem Hintergrund ist darzulegen, warum die erforderliche
Erweiterung nicht alternativ im &stlichen Anschluss an die Algos Fachklinik auf der 0,95
ha umfassenden Neuausweisungsflache Nr. 11 (vgl. Begriindung, S. 108) erfolgen
kann. Dartiber hinaus ist die grundsétzliche artenschutzrechtliche Vollzugsfahigkeit bis
zum Feststellungsbeschiuss abzuklaren. Nach Aussage des Umweltberichts, S. 89
(Tabelle 23) sind Lebensrdume geschiitzter Arten der Avifauna, der Flederméause und
von Kleinsdugern betroffen. Stérwirkungen auf das angrenzende Naturschutzgebiet Nr.
154 ,Sumpfe und Wélder“ sowie auf das angrenzende FFH-Gebiet Nr. 136 ,An den
Ziegenbdcken® sind nach dem Umweltbericht nicht ausgeschlossen.

Die zusdtzlich zur Neuausweisung Nr. 14 geplante Ausweisung eines Sondergebietes
Kur auf der Fldche Nr. 11 6stlich der Algos-Klinik ,als Vorsorgeerweiterungsstandort®,
ohne dass hierfiir ein Bedarf vorliegt (vgl. Begriindung, S. 108), ist jedenfalls vor dem
Hintergrund, dass eine Inanspruchnahme von Waldflichen nach § 1a Abs. 2 BauGB
nur im notwendigen Umfang erfolgen soll, nicht gerechtfertigt. Wenn sich der Plangeber
im Rahmen der Abwagung entgegen der o.g. raumordnerischen Belange fir die
Erweiterung der Algos-Fachklinik in der Fliche 14 entscheidet, sollte die
Neuausweisung der Flache 11 herausgenommen werden, um Abwagungsmaénge! zum
nach § 1a Abs. 2 BauGB zu beriicksichtigenden Gebot zu vermeiden. Dies gilt auch
vor dem Hintergrund, dass nach Aussage des Umweltberichts, S. 83, 84 auch in
diesem Gebiet Nr. 11 in Lebensraume geschiitzter Arten eingegriffen werden miisste
und Storwirkungen auf das angrenzende Naturschutz- und FFH-Gebiet nicht
ausgeschlossen sind.

Zur Erweiterung der Moritz Klinik

Nach Aussage der Begriindung, S. 108 besteht im Bereich der Moritz-Klinik der Bedarf
zur erganzenden Errichtung eines Bettenhauses, von Therapie-, Gemeinschafts- und
Wirtschaftsraumen, Nebennutzungen und Verkehrsflichen sowie von Stellplitzen. Die
im Zusammenhang mit der Erweiterungsflache Ost (Neuausweisung Nr. 12) enthaltene
Aussage Bettenhaus, Therapie-, Gemeinschafts- und Wirtschaftsrdume,
Nebennutzungen und Verkehrsfiichen sollten ,hinter dem Sportplatz® realisiert
werden, ist unklar. Ein Sportplatz befindet sich nur stdlich der Erweiterungsflache West
(Neuausweisung Nr. 13). Sidlich der Erweiterungsfliche Ost liegt vielmehr eine
baumbestandene Griinflache mit einem Kneipp-Becken vor.
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Die Anordnung von Klinikgebduden in der Erweiterungsflache Nr. 12 unter Beibehalt
der sudlich angrenzenden Griin- und Waldflache ist zu iiberdenken. Stadtebaulich ist
es u.a. aus Grinden des Bodenschutzes und des Walderhalts geboten, die
Klinikgebdude zusammen mit den Stellplatzflachen straRenbegleitend zur Hermann-
Sachse-Stralle anzuordnen und das Wassertretbecken in die angrenzende Waldflache
zu integrieren. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass nach Aussage des
Umweltberichts, S. 85, 86 auch in diesem Gebiet Nr. 12 in Lebensriume geschutzter
Arten eingegriffen werden miisste und Stérwirkungen auf das angrenzende
Naturschutz- und FFH-Gebiet nicht ausgeschlossen sind.

Der Eingriff in die nérdlich des Sportplatzes (westlich der vorhandenen Moritz Klinik)
vorhandenen Waldfldchen (Neuausweisung Nr. 13), um dort weitere Stellplatze zu
realisieren, ist im Hinblick auf das nahegelegene vorhandene und geplante
Stellplatzangebot an der Jenaischen StraRe zu Uberpriifen. Nach Aussage des
Umweltberichts, S. 87, 88 stellt eine bauliche Nutzung der Flache Nr. 13 ebenfalls einen
Eingriff in die Lebensrdume geschiitzter Arten dar und Stérwirkungen auf das
angrenzende NSG und FFH-Gebiet sind nicht ausgeschlossen.

Die Erweiterungsplanung der Moritz Klinik sollte grundséatzlich Gberdacht werden.
Insbesondere sollte die Anordnung der Klinikbauten und kurbezogenen Grinflichen
mit dem Klinikbetreiber nochmals abgestimmt werden.

Zur Neuerrichtung eines weiteren Parkplatzes fiir ca. 200 Stellplatze

Nach Aussage der Begriindung, Pkt. 3.3.5, S. 114 soll ein neuer Parkplatz ,An der
Koppe“ nérdlich der Jenaischen StraRe am westlichen Ortseingang von Bad
Klosterlausnitz errichtet werden, da der vorhandene Waldparkplatz sldlich der
Jenaischen StraBe von Kurgésten oder Besuchern der Kurgéste aufgrund der
Entfernung bis zu den Rehabilitationskliniken nicht angenommen worden sei. Der ca.
1 ha grofRe Waldparkplatz wurde im Jahr 2013 unter Beseitigung des hier vorhandenen
Waldbestandes errichtet. Nach Aussage der Begriindung, S. 109 soll der
Waldparkplatz in das Gesamtkonzept zur Neuausweisung des 3,59 ha umfassenden
Sondergebietes ,Hotel / Kur* (Neuausweisung Nr. 14) einbezogen werden (vgl. unter
a) oben).

Die Notwendigkeit, einen weiteren (etwa 0,5 ha grof3en) Parkplatz fiir 200 Stellplatze
nordlich der Jenaischen Strale auszuweisen, wird insbesondere im Hinblick darauf,
dass in unmittelbarer Néhe, nérdlich des Sportplatzes ein weiteres Stellplatzangebot
fir die Moritz-Klinik entstehen soll (vgl. hierzu unter b) oben), in Frage gestellt. Dies gilt
auch vor dem Hintergrund, dass nach Aussage des Umweltberichts, S. 99, 100 bei der
Neuausweisung des Parkplatzes in Lebensriume geschltzter Arten eingegriffen
werden musste und Stérwirkungen auf das angrenzende Naturschutz- und FFH-Gebiet
nicht ausgeschlossen sind.

Die Erforderlichkeit zur Neuausweisung eines weiteren Parkplatzes ,An der Kbéppe*“
nordlich der Jenaischen StraRe ist zu (iberdenken und mit der Erweiterungsplanung zu
den beiden angrenzenden Kliniken abzustimmen.
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Die fiir die Erweiterungen der Algos Fachklinik und der Moritz Klinik geplanten baulichen
Inanspruchnahmen der Waldflachen sowie flir den an der Jenaischen Strafle neu
geplanten weiteren Parkplatz mussen zudem hinsichtlich der waldrechtlichen
Genehmigungspflichtigkeit vollziehbar sein (§ 10 Thir WaldG). In der Begriindung findet
sich hierzu keine Aussage. Insbesondere wurde nicht erlautert, wo die Ersatzaufforstung
erfolgen soll. Im Gebiet des gemeinsamen Flachennutzungsplans wurde nur die
bestehende Waldfidche dargestellt, eine Aufforstung ist nach Aussage der Begriindung,
S. 123 nicht vorgesehen. Nach entsprechender Abstimmung mit der zustandigen
Forstbehdrde ist darzulegen, wo der waldrechtliche Ausgleich erfolgen soll. Soweit die
Aufforstungen im Plangebiet realisiet werden sollen, sind sie bei einer
flachennutzungsplanrelevanten GréRe erganzend als Flache fiir Wald darzustellen.

5. Zur Darstellung des Sondergebiets ,Sport* am Standort ,Oberndorfer Weg"

Die ca. 10 ha umfassende Darstellung eines Sondergebietes ,Sport® am Standort
,Oberndorfer Weg" im Gemeindegebiet von Bad Klosterlausnitz steht den Umweltbelangen
und dem Vermeidungsgebot (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a Abs. 2, 3 BauGB) sowie
den Belangen der Landwirtschaft (§ 1a Abs. 2 BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 8b BauGB) diametral
entgegen. Aus der Begrindung ergibt sich nicht, welche gewichtigeren Belange fiir die
Darstellung sprechen. Auf S. 107 wird lediglich auf den 1997 aufgestellten Bebauungsplan
~Sondergebiet Sportplatz- Oberndorfer Weg“ verwiesen. Auch wenn dieser noch nicht
umgesetzt sei, solle die Entwicklungsmdglichkeit beibehalten werden, um die im Ort
befindlichen Kur- und Rehabilitationseinrichtungen zu unterstiitzen und das Angebot zu
erweitern.

(Im Vorentwurf des Flachennutzungsplans vom Juni 2018 war eine ca. 6,5 ha umfassende
Teilflache des aktuell ausgewiesenen Sondergebietes als Sondergebiet ,Sport* und die
angrenzenden Flachen waren als Grinflache dargestellt. Im Vorabexemplar vom Januar
2020 war das Gebiet als Sondergebiet ,Klinik und Hotel* ausgewiesen.)

Aus folgenden Griinden rechtfertigt sich die im Entwurf vom September 2021 enthaltene
Darstellung des Sondergebietes nicht mit dem Verweis auf den Bebauungsplan:

a) Im Bebauungsplan ,Sondergebiet Sportplatz- Oberndorfer Weg“ wurde ein 6,62 ha
umfassendes Sondergebiet ,Sport" und die angrenzenden Flachen wurden als
Grunflachen in Verbindung mit Ausgleichsflachen festgesetzt. Die Sportplétze sind z.T.
als Rasenplitze vorgesehen. Die Grinflichen haben einen erheblichen
flachennutzungsplanrelevanten Umfang. Die Darstellung eines Sondergebietes ,Sport*
im Bereich der festgesetzten Grinflachen stelit eine Neuausweisung dar, die nicht als
solche in der Begrindung erldutert wurde. Zudem ist die Darstellung des
Sondergebietes ,Sport“ auch im Abgleich mit anderen Darstellungen zu Sportplatzen
unklar. So wurde z.B. die z.T. versiegelten Sportplatze siidlich der Erich-Weinert-
Stralle im Stadtgebiet von Hermsdorf als Griinfliche und nicht als Sondergebiet
.Sportplatz* dargestellt. ‘

b) Unabhéngig davon ist fir die Abwagung zu den o.g. Belangen die Sach- und
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung (iber den Flachennutzungsplan
maflgebend (vgl. § 214 Abs. 3 BauGB). Eine Abwagungsentscheidung, in der darauf
verwiesen wird, der vor 24 Jahren aufgestellte Bebauungsplan sehe hier bereits eine
entsprechende bauliche Entwicklung vor, kann insofern nicht nachvollzogen werden.
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Eine Abwagung zu den o.g. Belangen wurde in der Begrindung auch nicht
dokumentiert. Insbesondere wurde die Notwendigkeit der Inanspruchnahme von einer
10 ha umfassenden landwirtschaftlich genutzten Flache nicht begriindet, wie nach § 1a
Abs. 2 BauGB verlangt. Zudem erfolgte keine Ermittlung und Bewertung der
Umweltauswirkungen der Neuausweisung, wie nach § 2 Abs. 4 BauGB gefordert (vgl.
beiliegender Umweltbericht).

c) Das ca. 10 ha groe Sondergebiet liegt in groRer Entfernung zu den in der nérdlichen
Ortslage vorhandenen Kureinrichtungen von Bad Klosterlausnitzz. Zu den
Einrichtungen des Rehabilitationszentrums Stadtroda am siidwestlichen Ortsrand von
Bad Klosterlausnitz liegt zwar eine etwas geringere Entfernung vor. Es ist allerdings
nicht plausibel, dass die geplante Sportflache zur Erganzung dieser Einrichtungen
bendtigt wird. Die Aussage in der Begrindung, S. 109 die Kur- und
Rehabilitationseinrichtungen sollten mit einem ergédnzenden Angebot unterstiitzt
werden, kann auch vor dem Hintergrund der umfangreichen, der Kurfunktion
dienenden Neuausweisungen von Sondergebieten nicht nachvollzogen werden.

d) Das ca. 10 ha grof3e Sondergebiet ,Sport* liegt losgeldst von der bebauten Ortslage im
sudlichen Gemeindegebiet von Bad Klosterlausnitz. Die geplante Umgehungsstrale,
die nordlich angrenzend an das neu dargestellte Sondergebiet verlduft, wird
insbesondere eine Trennwirkung zu den nérdlich angrenzenden Siedlungsgebieten
von Bad Kilosterlausnitz entfalten.

e) Die Erforderlichkeit eines Neubedarfs an 10 ha groen Sportflachen fiir ein Plangebiet,
in dem nur 11.400 Einwohner leben (Bad Klosterlausnitz selbst hat nur 3.405
Einwohner) und in dem bereits eine Vielzahl von Sportfldchen bestehen, wird in Frage
gestellt. Dass kein konkreter Bedarf besteht, wird schon dadurch deutlich, dass nach
dem Vorabexemplar vom Januar 2020 kein Sondergebiet ,Sport, sondern ein
Sondergebiet ,Kur / Hotel" an dem Standort geplant war. Die mit Verweis auf den 0.g.
Bebauungsplan begriindete Darstellung des Sondergebietes kann auch nicht mit dem
Ziel erfolgen, sich hier eine bauliche Entwicklungsmdglichkeit fur andere Nutzungen
offenzuhalten.  Der  Flachennutzungsplan  stellt keine  Eventual- und
Reserveflachenplanung dar. Darstellungen von Sondergebieten haben keine
+Platzhalter‘-Funktion fir andere Nutzungen. Hinsichtlich der fehlenden Bedarfslage
kann nicht davon ausgegangen werden, dass, sich die 0.g. entgegenstehenden
Belange in der Abwagungsentscheidung tiberwinden lassen.

Um Abwagungsmangel zu vermeiden, wird empfohlen, das Sondergebiet ,Sport‘ aus dem
Flachennutzungsplan herauszunehmen.

6. Zu dem neu ausgewiesenen Sondergebiet .groB¥flachiger Einzelhandel* westlich und
Ostlich der StraRe ,Am Globus"

In der (iberarbeiteten aktuellen Entwurfsfassung vom September 2021 wurden die in dem
Vorentwurf vom Juni 2018 und in dem Vorabexemplar vom Januar 2020 noch enthaltenen
beiden gemischten Baufldchen an der Strale ,Am Globus" in die Sondergebietsdarstellung
einbezogen. Dabei wurde fir die westlich der StraRe .Am Globus® gelegene
Erweiterungsflache in der Planzeichnung die Zweckbestimmung ,H* angegeben, was nach
der Planzeichenerklarung ,GroRflachiger Einzelhandel' bedeutet. Fiir die &stlich der
StraRe ,Am Globus" wurde entgegen der Anforderung des § 11 Abs. 2 BauNVO keine
Zweckbestimmung dargestellt, sodass unklar ist, welche bauliche Nutzung hier geplant ist.
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Auch aus der Begriindung geht nicht hervor, welche Nutzung in dem hier als SO 2
bezeichneten Sondergebiet 6stlich der Strake ,Am Globus* geplant ist (vgl. Angaben S.
110 zur Neuausweisung Nr. 15). Die Erlduterungen zum .Erweiterungsbedarf fiir M6bel
Wenzel* und zur Bestandsdarstellung der Tankstelle mit Reifencenter betreffen beide das
Sondergebiet SO 1. (Es wird vermutet, dass das éstlich der Strale Am Globus gelegene
Gebiet SO 2 zugunsten eines Mobelmarktes ausgewiesen werde sollte und insoweit also
ein Schreibfehler in der Begrindung, S. 110 vorliegt.)

In der mit der Stadt Hermsdorf durchgefiihrten Beratung vom 13.08.2020 zur 1. Anderung
des Bebauungsplans ,Sondergebiet zur Ansiedlung eines grof¥flachigen Einzelhandels
(Globus)* wurde verdeutlich, dass eine Erweiterung des groR¥flachigen
Einzelhandelsstandortes (iber den Bestand hinaus den Berucksichtigungsgeboten zur
Erhaltung und Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB)
zur verbrauchernahen Versorgung (§ 1 Abs. 6 Nr. 8a BauGB) sowie den Vorgaben des
Einzelhandelskonzeptes (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB) entgegensteht. Auch nach dem
gemeinsamen Zentrenkonzept fir die Stadt Hermsdorf und die Gemeinde Bad
Klosterlausnitz vom 14.09.2020, zu dem das Thiiringer Landesverwaltungsamt beteiligt
wurde, sieht eine Sicherung des bestehenden Lebensmittelangebots und eine
.Beibehaltung der Fokussierung der Globus-Betriebe auf nahversorgungsrelevante und
auf nicht zentrenrelevante Sortimente* vor (vgl. Zentrenkonzept, S. 62).

Vor diesem Hintergrund sollte die 8stlich der Strafe ,Am Globus" gelegene gewerblich
genutzte Flache nicht als Sondergebiet ,groRflichiger Einzelhandel* ohne konkrete
sortimentsbezogene Vorgabe dargestellt werden. Entsprechend der bestehenden
Lagernutzung’ sollte die Darstellung einer gemischten oder gewerblichen Bauflache
erfolgten. Alternativ kommt bei einer Neu- oder Wiederansiedlung eines Mobelmarktes in
der Flache SO 2 auch die Neuausweisung eines Sondergebietes mit der konkreten
Zweckbestimmung ,Mdbelmarkt in Betracht.

Der westlich der Stralle ,Am Globus“ gelegene Bereich, in dem eine Globus-Tankstelle
und ein Reifen- und Autoservice besteht, sollte in die nérdlich angrenzende gewerbliche
Bauflache einbezogen werden. Ein Einbezug dieses Bereichs in das Sondergebiet
.Grofflachiger Einzelhandel” ist vor dem Hintergrund o.g. zu beriicksichtigender Belange
nicht gerechtfertigt, da hier nur gewerbliche Nutzungen vorliegen, die typischerweise in ein
Gewerbegebiet gehdren. Dass ein betrieblicher Zusammenhang der Tankstelle zum
Globus-Markt besteht, ist fiir die planungsrechtiiche Darstellung der Flache unerheblich.

Fur das westlich der Strale ,Am Globus* verbleibende Sondergebiet solite zudem im
Flachennutzungsplan konkret die Zweckbestimmung ,Lebensmittelmarkt, Bau- und
Gartenmarkt® angegeben werden (vgl. hierzu Stellungnahme des Thiringer
Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018 zum Vorentwurf vom Juni 2018, Anlage Nr. 6,
Pkt. 2 und Aktennotiz zur Beratung vom 13.08.2020).

" Nach telefonischer Aussage des Landratsamtes Saale-Holzland-Kreis vom 02.12.2021 wurde auf der Ostlichen Seite der Strale
.Am Globus" fir einen auf der westlichen Seite befindlichen Mébelmarkt eine Ausstellungs- und Lagernutzung genehmigt, wobei
die Ausstellungsfléiche etwa 1/3 der bestehenden Halle betrifft. Die Nutzung wurde nach Aussage des Landratsamtes vor ca. 2
Jahren aufgegeben und die Gebaudehalle wird aktuell gls Lager genutzt. Infolge dieser erfolgten Nutzungsédnderung ist die
ursprungliche in Verbindung mit der Einzelhandelsnutzung stehenda Ursprungsnutzung vermutlich aufgegeben.
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7. Zur Neuausweisung der Gemeinbedarfsflache .Kindergarten® nordlich des Holzbornweges

Im Gemeindegebiet von Bad Klosterlausnitz soll nérdlich des Holzbornweges eine neue
2,14 ha umfassende Gemeinbedarfsfliche fir den Neubau eines Kindergartens
ausgewiesen werden. Nach Aussage der Begriindung, S. 115, 116 wird mit der
Neuausweisung angestrebt, die vorhandenen im Gemeindegebiet verteilten
Kindergartenstandorte an dem neuen Standort zu biindeln (vgl. Begriindung, S. 115, 116).
Der geplante Kindergartenstandort betrifft Waldflachen und eine Waldwiese, die
urspringlich von einem Ferienlager genutzt wurden.

Die nach § 1a Abs. 2 BauGB zu rechtfertigende Notwendigkeit der Inanspruchnahme von
Flachen fir Wald (vgl. hierzu Pkt. 4 oben) wurde in der Begriindung nicht thematisiert. Die
planerische Zielsteliung zur Konzentration der verteilten Kindergartenstandorte ist
jedenfalls vor dem Hintergrund nicht nachzuvollziehen, dass in der Begriindung, S. 60 nur
die von der AWO betriebene Kindertagesstitte .Knirpsenland“ als bestehende
Kindereinrichtung angegeben wurde und diese Einrichtung nach wie vor in dem
Flachennutzungsplan als sozialen Zwecken dienende Gemeinbedarfsfliche dargestellt ist.
Es wurde in der Begriindung, Pkt. 3.4, S. 115, 116 auch nicht dargelegt, dass die
Kindertagesstétte an der JahnstralRe durch eine andere Sozialeinrichtung nachgenutzt
werden soll.

Die Standortwahl der geplanten Gemeinbedarfsflache .Kindergarten“ sollte auch vor dem
Hintergrund der nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB zu beriicksichtigenden Belange der
Ortsrandgestaltung Uberdacht werden: Nordlich des Hornbornweges schlieft die
vorhandene Ortsteilbebauung mit einem eindeutigen Siedlungsrand ab. Die geplante
Inanspruchnahme der hinter dieser relativ einheitlich bebauten Wohnhauserzeile
gelegenen Waldflache greift in diesen gut ausgepragten Ortsrand ein. Im Hinblick darauf,
dass sich eine Kindergarteneinrichtung auf anderen im Siedlungsgefiige liegenden
unbebauten Fldchen wesentlich konfliktfreier realisieren lieRe, ist dieser Eingriff zu
hinterfragen. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass nach Aussage des Umweltberichts,
S. 95 96 in Lebensrdume geschiitzter Arten eingegrifien werden misste und
Storwirkungen auf das angrenzende Naturschutz- und FFH-Gebiet nicht ausgeschlossen
sind.

Um die o.g. nach § 1a Abs. 2 BauGB und nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB zu
beriicksichtigenden Belangen ausreichend berlicksichtigen zu kdnnen, wird empfohlen,
folgende unbebaute Flachen zur Unterbringung eines Kindergartens alternativ in Betracht
zu ziehen:

- Unbebaute Fldchen siidlich der Eisenberger Strale
- Unbebaute Flachen im Bereich der Grundschule nérdlich-der Schulstrafie
- Nutzung der neu ausgewiesenen Wohnbaufldche Nr. 3 Fliche ,Am Buchberg"

- Flache ostlich der Kostritzer Strale gegeniiber dem Wellnesspark mit Soletherme
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8. Zum Flachennutzungsplan-Entwurf im Ubrigen

a)

b)

In der Beratung vom 13.08.2020 zur 1. Anderung des Bebauungsplans ,Sondergebiet
zur Ansiedlung eines grofRflachigen Einzelhandels (Globus)* wurde abgestimmt, dass
die Einzelhandelsflachen, die sich auf dem Gebiet der benachbarten Gemeinde
Schleifreisen befinden, nach einem entsprechend interkommunal abgestimmten und
genehmigten Gebietstauschvertrag in die Bebauungsplanung einbezogen werden.
Nach Bekanntmachung des Tauschvertrages muss der Flachennutzungsplanung der
Geltungsbereich mit den gednderten Abgrenzungen des Stadtgebietes von Hermsdorf
zu Grunde gelegt werden.

In der Stellungnahme des Thiringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018 zum
Vorentwurf des Flachennutzungsplans vom Juni 2018 wurde in der Anlage 6, Pkt. 7 b)
empfohlen, die gewerblich gepragten wohngenutzten Bereiche, die in dem
Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Muna“ liegen bzw. die an diesen angrenzen,
als Mischgebiet darzustellen.

Zwischenzeitlich erfolgte eine Anfrage der Gemeinde Bad Kostritz vom 21.01.2021 zur
Moglichkeit der Heilung o.g. Bebauungsplans, dessen (Teil-) Unwirksamkeit im
Rahmen einer gerichtlichen Inzidentlberprifung festgestellt wurde (VG Gera, Urteil
vom 12.05.2020, 5 K 1226/17 Ge). In unserem Antwortschreiben vom 05.02.2021
wurde empfohlen, mit dem Landratsamt Saale-Holzland-Kreis, untere
Bauaufsichtsbehorde zu klaren, inwieweit der an den Bebauungsplan angrenzenden
Siedlung ,Jugendwaldheim” eine Innen- oder Auflenbereichsqualitdt zukommt. U.E.
liegt eine Ortsteilsqualitat vor, sodass sich die Darstellung eines Mischgebiets i.V.m.
der Darstellung eines (eingeschrankten) Gewerbegebietes im Bereich der
Holzlandwerkstétten rechtfertigt.

In vorliegendem Entwurf vom September 2021 wurden die wohngenutzten
Siedlungsbereiche ,Jugendwaldheim® als Flache fur die Landwirtschaft dargestelit.
Dies ist hinsichtlich der angrenzenden Darstellung von Waldflachen auch dann, wenn
der Siedlung eine AuRenbereichsqualitit zukommen sollte, nicht nachzuvoliziehen.
Wenn von einem Aullenbereich auszugehen ist, so waren die Bereiche wenigstens
entsprechend der angrenzend dargestellten Nutzung als Flachen fir Wald
darzustellen. (In der Begriundung, Pkt. 3.8, S. 123 wird die Flache ,Muna“ auch nicht
als im AuRenbereich bebaute Flache, fur die eine Flache fir die Landwirtschaft
dargestellt wird, genannt.)

Auch die Darstellung der gewerblichen Bauflache, bei der die Abgrenzung des in 0.g.
Bebauungsplan ,Muna“ festgesetzten Gewerbe- und Industriegebietes iibernommen
wurde, ist zumindest im nordwestlichen Teilabschnitt zu hinterfragen: Dass eine
Darstellung der in die wohngenutzten Siedlungsbereiche hineinragenden gewerblichen
und gemischten Nutzungen als gewerbliche Bauflache erfolgt, wahrend die
angrenzende Siedlungsbebauung als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt wird,
erschlieft sich nicht. ‘

Zur Darstellung der gemischten Bauflache ,Am Oberndorfer Weg"“ im Stadtgebiet
Hermsdorf (vgl. Begrindung, S. 101)

Die Darstellung einer schmalen gemischten Bauflache, in der eine Splitterbebauung im
Auflenbereich sudlich des Oberndorfer Weges liegt, ist hinsichtlich ihrer Abgrenzung
nicht stadtebaulich motivert.
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Die parzellenscharfe fingerartige Abgrenzung“ der gemischten Bauflache entspricht
nicht der Aufgabe eines Flachennutzungsplans, die Bodennutzung ausschlieRlich in
den Grundziigen darzustellen.

Soweit eine gemischte Bauflachenentwicklung im Bereich des Oberndorfer Weges
hinsichtlich der angrenzenden gewerblichen Nutzung auch unter angemessener
Lésung der immissionsschutzrechtlichen Konflikte moglich ist, soliten die
angrenzenden, siedlungsstrukturell vorgeprégten und zum Teil bereits erschlossenen
Flachen im Bereich des Oberndorfer Weges ebenfalls als gemischte Baufléche
dargestellt werden.

Das sudlich der Erweiterungsfliache 12 (Sondergebiet ,Kur*, éstliche Erweiterung der
Moritz-Klinik) fiir eine Griinfliche verwendete Planzeichen ,2S" wurde in der
Planzeichenerklarung nicht erldutert. Damit ist unklar, mit welcher Zweckbestimmung
die Grunflache hier ausgewiesen werden soll.

In der Planzeichenerklarung wird u.a. zwischen den Griinflichen mit der
Zweckbestimmung  ,Dauerkleingdrten® und den  Griinflichen mit  der
Zweckbestimmung ,sonstige Kleingarten, Privatgarten, Gartengebiete oder sonstige
Grinanlagen" unterschieden. Nach Angabe der Planzeichenerkldrung werden die
Zweckbestimmung ,Dauerkleingarten mit Hilfe des in Nr. 9 der PlanZV Anlage
aufgeflihrten Planzeichens und die Zweckbestimmung fir o.g. sonstigen Garten und
Grunflachen werden ,ohne Zeichen* dargestellt.

Im Stadtgebiet Hermsdorf wurden 7 Dauerkleingérten und im Gemeindegebiet Bad
Klosterlausnitz wurden 2 Dauerkleingérten zeichnerisch dargestellt. Es ist zu priifen,
ob es sich bei diesen dargestellten Gartenanlagen um ,Dauerkleingérten im Sinne der
im BKleingG enthaltenen Legaldefinitionen handelt oder ob sonstige Garten vorliegen
(vgl. hierzu Stellungnahme des Thiringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018
zum Vorentwurf vom Juni 2018, Anlage Nr. 6, Pkt. 12 g).

Unabhéngig davon wird empfohlen, die Griinflichen mit der Zweckbestimmung
»sonstige Gartenflichen“ mit einem Planzeichen darzustellen, das dem fir die
Dauerkleingarten-Darstellung verwendeten Planzeichen ahnlich ist. (Ublich ist hierfiir
eine Darstellung ohne ,Punkt" in den 6 Quadraten).

Die Griinflachen, auf denen zur Eingriinung (insbesondere von Bauflachen) Gehoize
angepflanzt werden sollen, sollten mit dem Planzeichen ~Strduchergruppe” (vgl.
Planzeichen Nr. 13.2.1 der PlanZV Anlage) dargestellt werden. Die Darstellung von
Grinflachen mit dem Planzeichen Nr. 13.2.1, das als .Griinzug" erklart wird, ist fraglich:
Die dargestellten kleinen Griinflachen mit der Zweckbestimmung ,Griinzug" stellen
zum Teil keinen Griinzug mit gesamtstadtischer Bedeutung dar; auch Griinfidchen mit
anderen Zweckbestimmung kénnen die gesamtgemeindliche Bedeutung eines
Griinzuges haben. Wo entsprechende Grinzlige geplant sind, ist in der Begriindung
zu erlautern. So wird in Pkt. 3.6 der Begriindung z.B. der Griinzug entlang der Rauda
genannt. Ein weiterer Griinzug liegt zwischen der gewerblichen Baufliche » Tridelta
und den gemischten Baufldchen vor, die sich westlich der Schulstrae befinden.

Ohne zeichnerische Angabe der Zweckbestimmung sollten nur kleine Restgriinfliachen
dargestellt werden. In der Planzeichenerklarung kénnen diese kleinen Griinflichen
.ohne Zeichen" als ,sonstige Griinanlagen“ erlautert werden.
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Grenzen zwei Grinflachen mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen aneinander, so
muss sich aus der Planzeichnung (durch das in der Planzeichenerklarung aufgefiihrte
Planzeichen ,Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen®) ergeben, wie sich diese
Grinflachen untereinander abgrenzen.

Die Zweckbestimmung des 6stlich der Stralte ,Am Globus" gelegenen Sondergebietes
SO 2 wurde nicht angegeben. Die Flache kann nicht als Sondergebiet ,Grofl¥flachiger
Einzelhandel* dargestellt werden (vgl. hierzu unter Pkt. 6 oben).

Der am Oberndorfer Weg gelegene bebaute Standort der Agrargenossenschaft
Hermsdorfer Kreuz weist einen Baugebietscharakter auf. Dies sollte sich durch die
Darstellung eines Sondergebietes ,Agrarwirtschaft* wiederspiegeln. (Bei geplanter
gewerblicher Nachnutzung kann auch eine gewerbliche Bauflache dargestelit werden.)
(Die Darstellung dieser Flache als Fléche fiir die Landwirtschaft, trotz des Vorliegens
eines Baugebietes, kann hier insbesondere auch im Hinblick darauf nicht
nachvollzogen werden, dass die norddstlich angrenzenden zwei Gewerbehallen (eines
Autodienstes) als gewerbliche Bauflache dargestellt wurden, obwohl diese Hallen
einen kleineren Flachenumfang und ein geringeres bauliches Gewicht aufweisen.)

Zur besseren Berlicksichtigung der nach § 1 Abs. 6 Nr. 4, 8a, 11 BauGB zu
berlcksichtigenden Belange sollte fiir das ostlich der Eisenberger Strafle gelegene,
nicht stadtebaulich integrierte Sondergebiet, in dem ein Lidl-Markt besteht, eine
Zweckbestimmung als ,Lebensmittelmarkt® angegeben werden (vgl. hierzu
Stellungnahme des Thiringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.20218 zum
Vorentwurf vom Juni 2018, Anlage Nr. 6, Pkt. 2).

Erneut wird empfohlen, die dargesteliten gemischten Bauflachen, die faktische
Mischgebiete darstellen, als Mischgebiete darzustellen. Die in der Begriindung, S. 7
erlauterte Flexibilitdt zur Entwicklung von anderen Mischnutzungen im Sinne von §§ 5,
7 BauNVO aus einer gemischten Baufliche besteht hier zum Teil nicht (vgl.
Stellungnahme des Thiringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018, Anlage Nr.
6, Pkt. 6d und Pkt. 12a) zum Vorentwurf des Flachennutzungsplans).

In der Planzeichenerklarung ist bei der Erklarung des Zeichens ,Umgrenzung der
Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgefdhrdeten Stoffen belastet sind“ neben
dem Verweis auf den Beiplan 3 auf die Begrindung, Pkt. 2.10.5 (nicht 2.8.5) zu
verweisen, da die Erlauterung zur Bodenbelastung in diesem Abschnitt erfolgte. Zudem
ist die Rechtsgrundlage ,§ 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB* (und nicht die den Bebauungsplan
betreffende Vorschrift ,§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB*) anzugeben.

In der Planzeichnung sind die Planzeichen fir die Abwasser- und
Entwédsserungsanlagen so zu verwenden, wie in der Planzeichnung angegeben,
namlich mit dem Planzeichen Nr. 7 der PlanZV Anlage i.V.m. mit der Zusatzangabe
KA, RRB, E* (vgl. hierzu Stellungnahme des Thuringer Landesverwaltungsamtes vom
20.08.2018 zum Vorentwurf vom Juni 2018, Anlage Nr. 6, Pkt. 12 f).

In der Planzeichenerkldrung ist das Planzeichen ,KWK* nicht unter der Uberschrift
~<Abwasser" zu erldutern. Vielmehr stellt es eine eigene Zweckbestimmung der Flachen
fur Versorgungsanlagen dar (vgl. hierzu PlanZV Anlage Nr. 7).
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In der Planzeichnung wurden die geplanten (berértlichen Wege und ortlichen
Hauptwege (Radwege vom Aldi-Markt in Richtung Norden, von der Siedlung am
Bahndamm in Richtung Siedlung Muna — Jugendwaldheim und in Richtung Oberndorf)
anders als die bestehenden Wege dargestellt. Die verwendeten Planzeichen sind
entsprechend in der Planzeichenerklarung aufzufihren.

In der Planzeichenerklarung ist fiir die Industriegebiete die Rechtsgrundlage ,§ 1 Abs.
2 Nr. 11 BauNVO" bzw. ,§ 9 BauNVO*" anzugeben. Fir die erganzende Darstellung
von Verkehrsflachen mit den Zweckbestimmungen ,6ffentliche Parkfliche", ,Garagen",
.Bahnhof*,  Busbahnhof* kann nicht die (den Bebauungsplan betreffende)
Rechtsgrundlage ,§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB" angegeben werden. Die erganzend
verwendeten Planzeichen sollten unter Angabe der Rechtsgrundlage ,§ 5 Abs. 2 Nr. 3
BauGB i.V.m. § 2 Abs. 2 Satz 2 PlanZV" erlautert werden.

Fur die MaBnahmenflachen ist die Rechtsgrundlage ,§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB* und
nicht die (den Bebauungsplan betreffende) Rechtsgrundlage ,§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB*
anzugeben. Fir die nachrichtiche Ubernahme von ,Umgrenzungen von
Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts® ist nicht die (den
Bebauungsplan betreffende) Rechtsgrundlage ,§ 9 Abs. 6 BauGB*, sondern die
Rechtsgrundlage ,§ 5 Abs. 4 BauGB“ anzugeben. Fiir die Kennzeichnung der
Bodenbelastung ist die Rechtsgrundiage ,§ 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB"* und nicht die (den
Bebauungsplan betreffende) Rechtsgrundlage ,§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB* anzugeben.

Die Verfahrensvermerke sind bei der Erstellung eines Feststellungsexemplars zu
erganzen. Aus den Verfahrensvermerken muss hervorgehen, dass alle
verfahrensleitenden Beschliisse zum gemeinsamen Flachennutzungsplan von beiden
beteiligten Gemeinden (ibereinstimmend gefasst wurden.

9. Zur Begriindung und zum Umweltbericht im Ubrigen

a)

b)

Die in der Begrindung, Pkt. 3.2.6 enthaltenen Aussagen zum L&rm- und
Immissionsschutz sind zum Teil auch nach der Uberarbeitung der Begriindung noch zu
allgemein gehalten (vgl. Stellungnahme des Thiiringer Landesverwaltungsamtes vom
20.08.2018, Anlage Nr. 6, Pkt. 13 p) zum Vorentwurf des Flachennutzungsplans). Auf
die ortsspezifischen Konfliktlagen zwischen Gewerbe und der Wohnnutzung sowie
zwischen Sportanlagen und der Wohnnutzung sollte ergénzend eingegangen werden.
Dabei geht es nicht nur um kiinftige Konfliktlagen durch die Neuausweisungen.
Abwéagungsbeachtlich ist aus gesamtgemeindlicher Sicht auch die Bewaltigung von
bestehenden  Konflikten. Um den in § 50 BImSchG verankerten
immissionsschutzrechtlichen Belangen zum Trennungsgebot gerecht zu werden, ist zu
erlautern, ob im Vollzug Manahmen zur Konfliktvermeidung und zur Konfliktminderung
moglich sind.

Die in der Begriindung, Pkt. 3.3.1, S. 114 zu Hermsdorf getroffene Aussage, zur
ErschlieBung der Neuausweisung Nr. 7 sei fiir die Bauzeit eine BaustraRe von dem
Gewerbegebiet ,Ost* bis zur BergstraRe / Kochwinkelgasse vorgesehen, ist nicht
flachennutzungsplanrelevant. Der in dem Vorentwurf zum Flachennutzungsplan vom
Juni 2018 noch enthaltene Hinweis auf eine ,geplante ErschlieRBungsstraiie” ist in dem
aktuellen Entwurf vom September 2021 herausgenommen. Die 0.g. Aussage ist
entsprechend aus der Begriindung zu streichen.
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Bezuglich der Anforderung zur Integration und Berlicksichtigung der Darstellungen des
Landschaftsplans entsprechend den Vorgaben nach § 9 Abs. 5 BNatSchG, § 5 Abs. 1
ThurNatG und nach § 1a Abs. 6 Nr. 7g BauGB wurde in der Stellungnahme des
Thuringer Landesverwaltungsamtes vom 20.08.2018, Anlage Nr. 6, Pkt. 14a zum
Vorentwurf des Flachennutzungsplans dargelegt, dass in der Begriindung bzw. in dem
Umweltbericht zu erlautern ist, welche flachennutzungsplanrelevanten Darstellungen
der Landschaftsplan enthalt und wie diese im Flachennutzungsplan tbernommen
wurden.

Diesbezlglich wird in dem Umweltbericht darauf hingewiesen, dass die jeweiligen
Konflikte zwischen den einzelnen Bauflachen und den Landschaftsplaninhalten in der
Prognose der Umweltauswirkungen, Pkt. 1.2.3 dargestellt und bewertet worden seien.
Pkt. 1.2.3 enthalt unter der Uberschrift ,Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt" allerdings
nur eine eingeschrankte Auseinandersetzung zu den Landschaftsplaninhalten.
Unabhangig davon, dass der Landschaftsplan regelmafig auch Aussagen zu den
anderen Umweltbelangen (Kima, Landschaft, Boden, Wasser, Fldche) enthalt, geht es
bei der Anforderung zur Integration des Landschaftsplans auch um dessen planerische
Zielstellungen, z.B. zur Entwicklung von Griinzonen. Hierzu sind ergédnzende Aussagen
in Pkt. 1.1.2 erforderlich. In diesem Zusammenhang kann auch auf die Beriicksichtigung
der in dem Landschaftsplan vorgeschlagenen Entwicklungsmanahmen verwiesen
werden. Hierzu erfolgten im Umweltbericht, S. 123, Tabelle 34 entsprechende
Erlduterungen.

In dem Beiplan 1, der der Begriindung anhangt, wurden die geplanten
Neuausweisungen zum Teil unter anderen Nummern aufgefiihrt, als in der Begrindung
angegeben. (Vgl. z.B. Neuausweisung ,0stliche Erweiterung Algos Klinik*, die im
Beiplan mit der Nummer 13 und in der Begriindung mit der Nummer 11 angegeben
wurde.) Hier sollte nochmals ein Abgleich erfolgen.

Die Aktualitat der in Pkt. 1.2 der Begrundung aufgefuhrten Rechtsgrundlagen sollte vor
dem Feststellungsbeschluss nochmals Gberpriift werden.

In der Begrindung, S. 7 ist die Darlegung zu den Sondergebieten nach § 10 BauNVO
unklar, da entsprechende Sondergebiete, wie z.B. Campingplatze im vorliegenden Fall
nicht dargestellt wurden. Die auf S. 7 der Begriindung enthaltenen Tabellenaussagen
sollten den konkreten Flachennutzungsplan-Darstellungen entsprechen.

In Pkt. 2.1.1 und Pkt. 2.1.2 der Begriindung sollten die beiden jeweiligen Tabellen um
eine weitere Spalte zur Darlegung, wie die durch den Flachennutzungsplan berihrten
raumordnerischen Ziele und Grundsatze beachtet bzw. berlicksichtigt wurden, erganzt
werden (vgl. hierzu auch Anlage 1 dieser Stellungnahme). Soweit in anderen Kapiteln
der Begrindung dargelegt wird, wie die raumordnerischen Ziele und Grundsatze im
Flachennutzungsplan umgesetzt werden, kann in der Tabelle ein Verweis auf dieses
Kapitel erfolgen (vgl. hierzu z.B. unter Pkt. 2.6, S. 47).

In der Begrindung, Pkt. 2.9.2, S. 73 ist die unter der Uberschrift ,Stadt Hermsdorf*
enthaltene Aussage, eine Neuvermietung der privaten Ladenflachen im Stadtzentrum
Hermsdorf ist ,meist nicht gewinscht®, unklar. Nach den Zielen des Einzelhandels- und
Zentrenkonzeptes ist eine Neuansiedlung von Einzelhandelsvorhaben in leerstehenden
Ladenlokalen, die sich im zentralen Versorgungsbereich befinden, gewlinscht.
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In der Begriindung, Pkt. 2.10.5, die Erlauterungen zu den Bodenbelastungen enthait,
ist die 6. Spalte mit der Uberschrift ,Darstellung im FNP“ zu versehen. (Bei der im
Entwurf vom September 2021 enthaltenen Uberschrift Jjetzige Nutzung geman FNP“
bleibt unklar, ob die Bestandsnutzung oder die Darstellung im FNP gemeint ist.
Inwieweit die Darstellung der Bestandsnutzung entspricht, ergibt sich ohnehin aus der
7. Spalte.) Zudem ist in einer zu erginzenden 8. Spalte anzugeben, ob im
Flachennutzungsplan eine Kennzeichnung nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB erfolgte. Es
wird darauf hingewiesen, dass eine Kennzeichnung nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB keine
nachrichtliche Ubernahme im Sinne von § 5 Abs. 4 BauGB darstellt. Im
Inhaltsverzeichnis der Begriindung ist die Uberschrift zu Pkt. 2.10 entsprechend zu
andern.

Aus der in Pkt. 3.10 der Begriindung enthaltenen Flachenbilanz sollte deutlicher
hervorgehen, dass die Uberschrift der 3. Tabellenspalte (,gesamt in ha“) die Angabe
der ,im Flachennutzungsplan insgesamt dargestellte Flache in ha* betrifft. In der 5.
Tabellenspalte sollten nicht nur Angaben zur Erweiterung, sondern auch zur Reduktion
der geplanten Flachen gegeniiber den Bestandsflichen enthalten sein. (Die Reduktion
bestehender Waldflachen im Gebiet von Bad Klosterlausnitz wire z.B. als »~ Xy ha“
darzustellen.)

In dem Umweltbericht, Tabelle 1, S. 6 sind die geplanten Bauflichen mit ihren
FlachengrofRen und zu erwartenden Versiegelungen aufgelistet. Die Angabe zum neu
geplanten 10 ha umfassenden Sondergebiet ,Sport" fehlt (s. hierzu auch unter Pkt. 5
oben). Die in dem Umweltbericht, Pkt. 1.2.7, S. 128 und Pkt. 1.3.3, S. 131 enthaltenen
Angaben zur neu ausgewiesenen Bauflachengrofle ist ebenfalls nicht korrekt.
Unabhéngig davon liegen unterschiedliche Angaben zu den Neuausweisungen und zu
erwartenden Versiegelungen in der Tabelle 1, S. 6 und in Pkt. 1.2.7, S. 128 f. vor.

In dem Umweltbericht, S. 75 wird unter der Uberschrift ,Neu geplante Flachen fir
Gewerbegebiete" unter dem Gebiet 9 ,Nordlich der Bahn* im 1. Absatz versehentlich
auf ein Sondergebiet fiir Kurzwecke nordlich des Holzbornweges verwiesen.

Das im Umweltbericht, S. 82 aufgefiihrte Sondergebiet ,groR¥fldchiger Einzelhandel* am
Globusmarkt sollte unter der gleichen Nummer wie in der Begrindung aufgefiihrt
werden. (Auf S. 110 der Begriindung wurde das Gebiet unter der Nr. 15 erlautert.)
Entsprechendes gilt fiir die Bezeichnung der Bauflichennummern in der FFH-
Vertraglichkeitspriifung, S. 111 und in der artenschutzrechtlichen Prifung, S. 115.

In dem Umweltbericht, Pkt. 1.2.4, S. 113 sollte erganzend dargelegt werden, warum
trotz der Erforderlichkeit einer vertiefenden FFH-Vertraglichkeitsprifung auf der
nachsten Planstufe von einer grundsatziichen Vollzugsfahigkeit der im
Flachennutzungsplan enthaltenen Darstellungen  von Bauflachen und
Verkehrsanbindungen zu den FFH-Gebieten 136 und 137 auszugehen ist. (Bezulglich
des auf S. 111 dargelegten Konfliktes zwischen dem FFH-Gebiet 138 und dem in 0,3
km Abstand dargestellten Industriegebiet ,Hermsdorfer Kreuz / Schleifreisen* wird eine
entsprechende Ergénzung nicht fir erforderlich gehalten, da der Plangeber zur
Darstellung des Industriegebietes aus Griinden des Anpassungsgebotes nach § 1 Abs.
4 BauGB verpflichtet ist.)
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Die im Umweltbericht in den Tabellen 10 — 28 enthaltenen Aussagen zu den bau-,
anlage- und  betriebsbedingten = Auswirkungen der  Bauflichen- und
Verkehrsflachendarstellungen auf die vorhandenen geschiitzten Arten sind mit den in
Tabelle 30 hierzu enthaltenen Aussagen in Ubereinstimmung zu bringen (vgl.
insbesondere Tabellen 20 — 23, S. 83 ff., Tabelle 25, S. 95 und Tabelle 26, S. 99 zu den
Neuausweisungen 11 — 15, 17 - 18).

In der Tabelle 32 sollte unter den aufgefiihrten Mafnahmen N 1 — N 9 auf den
Bebauungsplan ,Stdtangente Hermsdorf* (und nicht auf den Bebauungsplan
.Umgehungsstralle*) Bezug genommen werden. (Der Bebauungsplan ,Sidtangente
Hermsdorf* wurde im Jahr 2004 unter dieser Bezeichnung und nicht unter der
Bezeichnung ,Umgehungsstralle” aufgestellt. Verwechslungen zur im Plangebiet neu
geplanten und in der Begrindung, S. 25 und S. 114) erlauterten ,Umgehungsstrale*
sollten vermieden werden.

Die im Rahmen von stralenrechtlichen Planfeststellungen festgelegten
AusgleichsmaRnahmen wurden bei gegebener Flachennutzungsplan-Relevanz im
Flachennutzungsplan dargestellt und im Beiplan 3 sowie in der Tabelle 32 mit
aufgefiihrt. Die Tabelle 32 betrifft somit nicht nur die im Rahmen von verbindlichen
Bauleitplanen festgelegten Malinahmen, wie auf S. 120 zu den in der Tabelle 33
aufgeflihrten ,EKIS-MaRBnahmenflachen“ ausgesagt.

Bei dem Verweis, S. 126 auf die durchgefiihrten Abstimmungen mit der ,Hatzfeld-
Wildenburgischen Verwaltung® ist in dem Umweltbericht nach dem angegebenen Monat
August das Jahr ergdnzend anzugeben.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

fiir die tibergebenen Unterlagen:

¢ Anschreiben vom 28.10.2021;

¢ Entwurf der Planzeichnung "Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf und Bad
Klosterlausnitz" der Stadt Hermsdorf und der Gemeinde Bad Klosterlausnitz, Stand:
September 2021; M1:7.500;

¢ CD mit Bezeichnung "FNP Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz, § 4 Abs. 2 BauGB,
September 2021"

bedanken wir uns.

Die eingereichten Unterlagen wurden folgenden Trigern 6ffentlicher Belange (TOB) im
Landratsamt Saale-Holzland-Kreis (LRA SHK) zur Beurteilung vorgelegt:

° Untere Bauaufsichtsbehérde — Sachbereich Bauleitplanung

° Untere Bauaufsichtsbehérde — Sachbereich Bauordnung

(] Untere Denkmalschutzbehdrde

] Untere Abfallbehdrde

° Untere Bodenschutzbehorde

° Untere Immissionsschutzbehérde

Sprechzeiten: Bankverbindung: Haus- und Lieferanschrift:

Vormittag Nachmittag Sparkasse Jena-Saale-Holzland Im SchloB, 07607 Eisenberg =

Mo,Di 830 bis 12.00 Uhr Di 13.30 bis 1530 Uhr BIC HELADEFI1JEN Telefon (036691) 70-115 Sanle-Halalund. Krals

Do,Fr  830bis 1200 Uhr Do 13.30bis 17.30 Uhr IBAN DE69 8305 3030 0000 0003 37 Telefax (036691) 70-166
(Mittwoch keine Sprechzeit) E-Mail: poststelle@Irashk thueringen.de
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Untere Wasserbehdrde
Zentrale Dienste/Technisches Gebdudemanagement
Schulverwaltungsamt

StraBenverkehrsbehorde

Brand- und Katastrophenschutzamt

Die in diesem Zusammenhang ergangenen Hinweise und Forderungen sind bei der weiteren
Planbearbeitung zu berticksichtigen.

Fiir eventuell weiterfilhrende Riickfragen steht Thnen Frau Mischina unter den o. g.
Kontaktdaten gern zur Verfligung.

Mit freundlichen Griiflen
im Auftljag

ﬁv
cholz

Abteilungsleiterin
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Im Folgenden werden die von den Fachdmtern des Landratsamtes Saale-Holzland-Kreis
abgegebenen Stellungnahmen wiedergegeben:

Untere Bauaufsichtsbehiorde — Sachbereich Bauleitplanung
Seitens des Sachbereiches Bauleitplanung werden folgende Hinweise gegeben:

1. Die Gemeinde Bad Klosterlausnitz und die Stadt Hermsdorf bezwecken, die Aufstellung
eines gemeinsamen Flichennutzungsplanes fiir die gesamten Gemeindegebiete dieser
Gemeinden. Dabei soll sich die Bindung des gemeinsamen Fliachennutzungsplanes nur auf die
im Textvermerk des Fldchennutzungsplanes genannten sachlichen und rdumlichen
Teilbereiche erstrecken.

2. Die Art der baulichen Nutzung wird als Bauflichen: Wohnbauflichen, gemischte
Baufldchen und gewerbliche Bauflidchen dargestellt. Fiir die Industriestandorte erfolgt die
Darstellung als Industriegebiete. Die Begriindung auf Seite 7 enthilt eine Ubersicht zur
allgemeinen und besonderen Art der baulichen Nutzung und deren zuldssige Nutzung. Diese
Ubersicht ist entsprechend der Anderungen der BauNVO anzupassen. So ist die Ubersicht
durch § 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 5a (Dorfliches Wohngebiet) BauNVO zu ergénzen.

3. Der Entwurf des gemeinsamen Flichennutzungsplanes enthélt zudem die Darstellung von
Sondergebieten. Das  6stlich  der Strale ,,Am Globus* und nordlich der
Gemeindebedarfsfliche ,,Schule dargestellte Sondergebiet bedarf einer Konkretisierung. Mit
der Darstellung als Sondergebiet ist die mit ihnen verfolgte Zweckbestimmung und die in
ihnen vorgesehene Nutzungen erforderlich (vgl. BVerwG Urteil vom 18.02.1994 — 4 C 4.92).
Die Zweckbestimmung fiir dieses Sondergebiet ist zu ergénzen.

4. Hinsichtlich der Baufldchen weisen wir auf die gesetzlichen Bestimmungen des § 1 Abs. 3
BauGB hin. Ddnach hat die Gemeinde das Recht die Bauleitpldne aufzustellen, sobald und
soweit es fiir die stidtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. In der Begriindung
auf Seite 102 wird ausgefiihrt, dass kein zusétzlicher Bedarf an weiteren Gewerbefléchen in
der Stadt Hermsdorf besteht. Trotz des fehlenden Planerfordernisses ist geplant, eine weitere
Fliache (Revitalisierungsfliche Nr. 9) als Gewerbefldche auszuweisen. Wir weisen darauf hin,
dass nicht jede Brachfliche einer stiddtebaulichen Nachnutzung zugeordnet werden muss. Die
Konversions- und Brachflichen kénnen unter anderem durch eine Entsieglung als geeignete
KompensationsmaBnahme oder Ausgleichsmafinahme fiir die stddtebaulichen Satzungen oder
fiir andere mit dem Eingriff in Boden verbundenen MaBnahmen sein.

5. Zudem bestehen erhebliche Bedenken hinsichtlich der Darstellung der Fliche im siidlichen
Bereich der Gemeinde Bad Klosterlausnitz als Sondergebiet mit Zweckbestimmung ,,Sport®.
Zwar existiert fiir diesen Bereich ein rechtskriftiger Bebauungsplan ,,Sportplatz Oberndorfer
StraBe*, jedoch wurde dieser Bebauungsplan seit dem Jahr 1997 nicht umgesetzt. Zudem sind
aus jetziger stddtebaulicher Sicht keine Griinde fiir den Eigenbedarf der Gemeinde an eine
weitere Flache fiir den Sportplatz ersichtlich.

6. Wir weisen darauf hin, dass zwischen der Gemeinde Schieifreisen und der Stadt Hermsdorf
ein Gebietsanderungsvertrag geschlossen wurde. Dieser Vertrag sicht einen Tausch der im
Bereich der als Sondergebiet ,,Handel“ (Hermsdorf/Globus) ausgewiesenen Teilfldchen.
Dieser Umstand ist bei der Darstellung des Geltungsbereiches des gemeinsamen
Flachennutzungsplanes zu beachten.

7. Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass sich zurzeit ein Integriertes Regionales
Entwicklungskonzept (IREK) fiir den gesamten rdumlichen Geltungsbereich des Landkreises
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im Aufstellungsverfahren befindet. Beriicksichtigen Sie bitte dieses
Kreisentwicklungskonzept und dessen Grundsétze bei der kiinftigen Entwicklung der beiden
Gemeinden.

Untere Bauaufsichtsbehiorde — Sachbereich Bauordnung
Seitens des Sachbereiches Bauordnung werden keine bauordnungsrechtlichen Einwinde
geltend gemacht.

Untere Denkmalschutzbehiorde

Seitens der Unteren  Denkmalschutzbehdrde  wird  mitgeteilt, dass die
denkmalschutzrechtlichen Belange und Hinweise ausreichend in dem Entwurf zum im Betreff
genannten Flachennutzungsplan beriicksichtigt wurden.

Untere Abfallbehirde
Seitens der Unteren Abfallbehérde ergehen folgende Hinweise:

Unter Punkt 3.5.7.Abfallentsorgung, Seite 126, wird auf die vorangegangene Stellungnahme
der unteren Abfallbehérde in Bezug auf die Planung des Wertstoffhofes eingegangen. Eine
Ausweisung als Sondergebiet besteht nicht und ist auch nicht angedacht.

Ebenso wurde der Verweis auf die Satzung des Dienstleistungsbetriebes konkretisiert.

Untere Immissionsschutzbehéorde
Seitens der Unteren Immissionsschutzbehdérde wird fachliche Stellungnahme nachgereicht.

Untere Naturschutzbehorde
Seitens der Unteren Naturschutzbehorde werden folgende Hinweise gegeben bzw. Einwinde
geltend gemacht:

Zur naturschutzrechtlichen Beurteilung lag uns der Entwurf des Gemeinsamen
Flachennutzungsplans der Stadt Hermsdorf und der Gemeinde Bad Klosterlausnitz bestehend
aus einer Begriindung, einem Umweltbericht sowie dem dazugehorigen Kartenwerk
(Plankarte und 4 Beikarten), alles mit Stand September 2021, vor.

Die Untere Naturschutzbehdrde nimmt, unter besonderer Beriicksichtigung der Belange der
Landschaftsplanung, der Betroffenheit von Schutzgebieten und -objekten, des Artenschutzes
und der Eingriffsregelung zum Entwurf Stellung.

1. Landschaftsplan:

Fiir das Plangebiet liegt der ,Landschaftsplan fiir den Teilraum Stadtroda® mit dem
Ergénzungsbereich Hermsdorf des Planungsbiiros Dr. HauBlner aus dem Jahr 1996, vor. Der
Landschaftsplan (LLP) enthilt die Entwicklungsziele fiir Natur und Landschaft, welche mit
anderen, z.B. stddtebaulichen Entwicklungszielen, gerecht abgewogen werden miissen. Nach
§ 9 Abs. 1 und 5 BNatSchG sind die Inhalte der Landschaftsplanung in anderen Planungen zu
beriicksichtigen bzw. wenn den Inhalten der Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht
Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begriinden.

Es erfolgt eine Auseinandersetzung mit den grundlegenden Zielen des Landschaftsplanes im
Umweltbericht, hier sind der sparsame Umgang mit Grund und Boden, die Beriicksichtigung
von Schutzgebieten, die Vernetzung von Biotopen, die Erhaltung und Entwicklung von
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Freirdumen im besiedelten und unbesiedelten Bereich usw. zu nennen. Auf einigen geplanten
Teilflichen entstechen im Zuge der vorliegenden Planung des FNP dennoch Konflikte
zwischen den dargestellten Planzielen und den Entwicklungszielen des Landschaftsplanes.

Die jeweiligen Konflikte zwischen den einzelnen Bauflichen und den Entwicklungszielen des
LPs werden in der detaillierten Bauflichenanalyse in Kapitel 1.2.3 (Prognose Umweltaus-
wirkungen) dargestellt und bewertet. Der Landschaftsplanung entgegenstehende bauliche
Erweiterungsfldchen sind die beiden Wohnbaufldchen ,,Hinter dem Bad sowie die ,,Stidliche
Weillenborner Strafle” und die baulichen Erweiterungen im Bereich des Kurgebietes um die
Jenaische Strale in Bad Klosterlausnitz zur Schaffung von weiteren Parkplitzen,
Kureinrichtungen und eines Hotels.

Konzeption des Landschaftsplanes ist es, die orts- und landschaftstypischen Strukturen
unserer Kulturlandschaft zu erhalten bzw. wieder neu zu entwickeln: ,,...Siedlungsbilder und
Ortsrandausbildung ist zu wahren bzw. vor weiteren Beeintréichtigungen zu schiitzen” (Pkt.
5.1. Leitbild - Siedlungslandschaft). Hieraus werden vielfiltige MaBnahmen abgeleitet, die
darauf abzielen, dass die , traditionellen Formen des Ubergangs in die freie Landschaft ... zu
erhalten und wiederherzustellen® sind (Pkt. 5.2.2. Landschaftsbild und Erholungsnutzung). In
der Karte ,Entwicklungskonzeption® wird aus diesem Grund zwischen "Garten- und
Ackerland als ,,Mafinahme der Landschaftspflege in besiedelten Bereichen* die gestalterisch
notwendige Begrenzung von Baufldchen fixiert.

Im FNP werden Kompensationsmafinahmen aus den Festlegungen des Landschaftsplanes
entwickelt.

2. Nachrichtliche Ubernahmen nach § 5 Abs. 4 BauGB:

Hierunter fallen die nach naturschutzfachlichen Vorschriften festgesetzten Schutzgebiete und
Schutzobjekte, welche nachrichtlich in den FNP-Entwurf iibernommen und dargestellt
wurden:

Betroffene Schutzgebiete nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG):

» Natura 2000-Gebiete

FFH-Gebiet Nr. 136 ,,An den Ziegenb6cken™ vorhanden

FFH-Gebiet Nr. 137 ,,Am Schwertstein - Himmelsgrund* vorhanden

FFH-Gebiet Nr. 138 , Zeitzgrund - Teufelstal - Hermsdorfer Moore* vorhanden

Punkt 8.1 der ,Hinweise zur Umsetzung des Europdischen Schutzgebietsnetzes ,,Natura
2000 in Thiiringen* (FFH-Erlass) vom 17.12.2020 sieht vor, dass auf Fldchennutzungsplidne
die Regelungen iiber die FFH-Vertriglichkeitspriifung anzuwenden sind.

Die geplanten baulichen Vorhaben im Bereich des Kurgebietes (Parkplitze,
Klinierweiterungen, Neubau Hotel) sind alle mit einer Inanspruchnahme von Waldflichen
verbunden.

Alle diese Flidchen befinden sich auf Grund ihrer Ndhe zum Naturschutzgebiet (NSG) Nr. 154
,»Siimpfe und Wilder bei Bad Klosterlausnitz“ sowie zum FFH-Gebiet Nr. 136 ,,An den
Ziegenbocken“ in einem Abstand, in dem mogliche Beeintrichtigungen auf die
entsprechenden Schutzgiiter nicht ausgeschlossen werden kénnen. Gegen diese Planungen
bestehen erhebliche Bedenken seitens der unteren Naturschutzbehdrde. Fiir diese Flichen
muss eine vertiefte Priifung auch bereits im Rahmen der Aufstellung des FNP erfolgen.
Demzufolge ist die Abgabe einer abschlieBenden Stellungnahme derzeit durch die UNB nicht
moglich.
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Dementsprechende Darstellungen zur FFH-Vertraglichkeit sind im Umweltbericht vorhanden.
Die durchgefiihrte Erheblichkeitseinschitzung (Vorpriifung) kommt zu dem Schluss, dass
auler fiir das FFH-Gebiet Nr.135 ,,Waldecker SchloBgrund-Langes Tal“, welches knapp
westlich der Gemarkungsgrenze von Bad Klosterlausnitz beginnt, fiir alle oben genannten
FFH- Gebiete (Nr.: 136, 137 und 138) vertiefende FFH-Vertrédglichkeitspriifungen notwendig
werden. Im Zuge weiterer Planungen zu den einzelnen Vorhaben sind entsprechende
Gutachten zur FFH-Vertréglichkeit zu erstellen. Die UNB schlieft sich dieser Auffassung an.

Im Folgenden werden die Vorhaben genannt, die auf ihre Vertrdglichkeit mit den FFH-
Erhaltungszielen der jeweiligen Schutzgebiete zu priifen sind:

,.Fir FFH Gebiet 136 wird in Bad Klosterlausnitz fiir die dort befindlichen Sonderbauflichen
»Kur — Erweiterung (Algos-Klinik)“, ,,Kur — Erweiterung Ost (Moritz-Klinik)“, ,Kur —
Erweiterung West (Moritz-Klinik)“, ,Kur / Hotel (Neuansiedlung)“ sowie fiir die
Gemeinbedarfsflache flir den Kindergartenstandort und den Parkplatz ,,An der K&ppe® eine
vertiefende FFH-Vertriglichkeitspriifung erforderlich.

Fiir FFH Gebiet 137 wird in Bad Klosterlausnitz fiir die dort ausgewiesenen Wohnbauflidchen
(,,Fliche am Buchberg®, ,Erweiterungsfliche hinter dem Bad“) und fiir die geplanten
Verkehrsflichen (Umgehungsstrale von Bad Klosterlausnitz, Rad-Wegebeziehung als
Ortsverbindung vom Abzweig Oberndorfer Strafle entlang der ZufahrtsstraBe MUNA —
Jugendwaldheim, Rad-Wegebezichung Anschluss zwischen Oberndorfer Weg bis zur
Anbindung Hermsdorf) ebenso eine vertiefende FFH-Vertraglichkeitspriifung erforderlich.

Fir FFH- Gebiet 138 ist dariiber hinaus fiir die auf der Gemarkung Hermsdorf befindliche
Baufliche ,,Industriegrofstandort IG Hermsdorfer Kreuz / Schleifreisen, in Zusammenhang
mit auf den Nachbarfluren geplanten Teilen dieses Grofivorhabens, ebenso eine vertiefende
FFH- Vertraglichkeitspriifung erforderlich.*

* « Naturschutzgebiet (NSG)
NSG Nr. 154 ,,Stimpfe und Wilder bei Bad Klosterlausnitz*“ vorhanden

» Landschaftsschutzgebiet (L.SG)
LSG Nr. 37 ,,Zeitzgrund* vorhanden

* Naturdenkmale (ND)
ND SHK1043 ,,Alte Robinie* vorhanden

» gesetzlich geschiitzte Biotope

Im gesamten Planungsgebiet liegen mehrere gesetzlich geschiitzte Biotope nach § 30
BNatSchG. Der Stand der Offenlandbiotopkartierung 2013 wurde in den FNP iibernommen.
Eine Ubernahme der aktuellen Waldbiotopkartierung erfolgte ebenfalls.

Da im Status der Biotope stindig Verinderungen eintreten konnen, sind in Zweifelsfillen
Absprachen mit der UNB notwendig. Unabhéngig davon, ob ein geschiitztes Biotop in den
FNP nachrichtlich iibernommen wurde oder nicht, unterliegt dieses dem gesetzlichen Schutz.
Weitere der UNB bisher nicht bekannte gesetzlich geschiitzte Biotope kénnen durchaus
vorhanden oder zu einem spiiteren Zeitpunkt entstanden sein, unabhéngig von der Kartierung
durch das TLUBN. Eine klarstellende Formulierung hierzu wurde in den FNP aufgenommen.

Des Weiteren verweisen wir auf das ,,Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland
und zur Anderung weiterer Vorschriften® vom 18. August 2021. Auf Grundlage dieses
Gesetzes erfolgte die Aufnahme von ,,Mageren Flachland-M#hwiesen und Bergwiesen nach
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Anhang I der Richtline 92/43/EWG, Streuobstwiesen, Steinriegel und Trockenmauern.” In
den § 30 Abs.2 BNatSchG unter der Nr. 7. im FNP-Entwurf betrifft dies die
Entwicklungsflache 1 in der Gemarkung Bad Klosterlausnitz, hier ist der Biotoptyp 4223 im
Rahmen der Offenlandbiotopkartierung festgestellt worden, dieser entspricht dem LRT 6510,
die Fldche stellt somit ein gesetzlich geschiitztes Biotop nach § 30 BNatSchG dar und ist als
solches im FNP darzustellen.

Schutzgebiete nach dem Thiiringer Naturschutzgesetz (ThiirNatG):
* Flachennaturdenkmale (FND)
FND SHK0091 , Neue Teichwiese* vorhanden

3. Planungen der Naturschutzbehorden als Vermerke nach § 5 Abs. 4 BauGB:

Der UNB sind keine weiteren Planungen zu Schutzgebieten bzw. —objekten bekannt. Eine
Neuausweisung von geschiitzten Landschaftsbestandteilen (GLB) oder Naturdenkmalen (ND)
im Zustdndigkeitsbereich der UNB ist im Geltungsbereich des FNP derzeit nicht vorgesehen.

4. Artenschutz:

Es existieren zahlreiche Fundpunkte von besonders sowie streng geschiitzten Tier- und
Pflanzenarten im Plangebiet. Im Umweltbericht werden die rechtlichen Grundlagen des
allgemeinen und besonderen Artenschutzes nach dem Bundesnaturschutzgesetz (§§ 39 und 44
BNatSchG) sowie der EU-Vogelschutz- und FFH-Richtlinie genannt.

Zur Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange werden in einer Relevanzpriifung die im
Plangebiet vorkommenden Arten bzw. Artengruppen ermittelt. Sie bildet die Grundlage des
zu priifenden Artspektrums fiir die in den nachgelagerten Verfahren durchzufiihrenden
vertiefenden Bestandsanalysen. In diesem Zusammenhang notwendige detaillierte
Artenschutzpriifungen mit vertiefenden Bestandsanalysen und Art-flir-Art-Betrachtungen
hinsichtlich der  Verbotstatbestinde bleiben den nachgelagerten verbindlichen
Bauleitplanungen bzw. Zulassungsverfahren zu den jeweiligen Projekten vorbehalten. Eine
,»grob iiberschlidgige Potenzialanalyse® hinsichtlich artenschutzrelevanter Arten und deren
moglicher Betroffenheit wird tabellarisch im Umweltbericht dargestellt. Dabei konnten auch
Bauflichen mit Vorkommen zulassungskritischer Arten ermittelt werden. Es gilt § 44
BNatSchG. Hier werden insbesondere die Fldchen Nr. 4, 9, 14 und 19 genannt.
Zusammenfassend wird jedoch festgestellt, dass nahezu bei jedem Bauvorhaben der
Artenschutz zu beriicksichtigen ist. Zumindest entsprechende Vermeidungsmafnahmen wie
z.B. eine Bauzeitenregelung bei Geholzfillungen oder eine Gebédudekontrolle bei
abzureiBenden Altgebduden sind regelmiBig erforderlich. Weitere Maflnahmen wie sie zum
Beispiel zum Erhalt der dauerhaften okologischen Funktion eines Lebensraumes (CEF)
notwendig werden konnten, sind im Rahmen vertiefender Priifungen zum jeweiligen
Vorhaben festzulegen. Hierzu sind spezielle artenschutzrechtliche Priifungen durchzufiihren.

5. Eingriffe in Natur und Landschaft:

Da davon auszugehen ist, dass mit der Aufstellung eines FNP Eingriffe in Natur und
Landschaft vorbereitet werden, ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Verfahren
anzuwenden. Die gesetzliche Notwendigkeit hierzu ergibt sich aus § 18 Abs. 1 des
BNatSchG: ,,Sind auf Grund der Aufstellung ... von Bauleitpldnen ... Eingriffe in Natur und
Landschaft zu erwarten, ist iiber die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den
Vorschriften des BauGB zu entscheiden.® Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§
14 ff BNatSchG i.V.m. § 1a BauGB verfolgt den Grundsatz, dass Eingriffe in Natur und
Landschaft zunschst zu unterlassen und nichtvermeidbare Eingriffe auszugleichen sind. Auch
in der Bauleitplanung und der dort geforderten Abwigung ist der Grundsatz des sparsamen
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und schonenden Umganges mit Grund und Boden sowie der Begrenzung von
Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal} immer zu priifen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung fand in der Flichennutzungsplanung insofern
Berticksichtigung, dass im Kapitel 1.2.6 MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und
Kompensation dargelegt werden.

Es wird ein MaBnahmenpool gebildet, welcher flir zukiinftige Eingriffe MaBnahmen
vorhalten soll. Hierzu erfolgte eine Auflistung aller Malnahmen geordnet nach bestehenden
(umgesetzten) KompensationsmaBnahmen der verbindlichen Bauleitplanung und bereits
planfestgestellter Maflnahmen anderer Vorhaben, MaBlnahmen aus dem EKIS (iiberwiegend
MaBnahmen der Strallenbauverwaltung), sowie weiterer geeigneter Ausgleichs- und
Ersatzmaflnahmen die noch nicht oder nur teilweise umgesetzt wurden (allgemeiner
Flichenpool) und den Fldchen des zukiinftigen Okokontos der Hatzfeldt-Wildenburg‘schen
Verwaltung. Diese zur Verfiigung stehenden Kompensationsmalnahmen sind flichengenau
aber nicht parzellenscharf dargestellt. Die tatsdchliche Verfiigbarkeit der Flichen (des
Fliachenpools), die Festlegung genauer Maidnahmeninhalte sowie deren tatsidchlicher Umfang
und der daraus resultieren Wertigkeit ist nachgelagerten Planungsschritten vorbehalten. Eine
grundsétzliche Eignung der vorgesehenen Maflnahmen zur Kompensation von Eingriffen in
Natur und Landschaft kann seitens der UNB bestitigt werden.

Der FNP ist als Instrument zur Sicherung von Flichen fiir Ausgleichs- bzw.
Ersatzmafinahmen geeignet. Dies erfolgt durch entsprechende Darstellungen nach § 1a Abs. 3
1.V.m. § 5 BauGB. Es wird empfohlen, Ausgleichsflichen als Flichen fiir Mafinahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft nach § 5 Abs. 2
Nr. 10 BauGB darzustellen, wobei auch weitere Darstellungen méglich sind (z.B. nach Nr. 5,
7, 9a und b) soweit sich hieraus keine Konflikte ergeben.

Der § 5 Abs. 2a BauGB sieht, insbesondere als Moglichkeit zur Entlastung nachfolgender
Bebauungsplanverfahren und zur Vorbereitung von Festsetzungen zum Ausgleich, bereits auf
FNP-Ebene eine (iiberschldgige) Zuordnungsdarstellung von Ausgleichsflichen zu
Eingriffsflichen vor. Aufgrund dieser Zuordnungsmdéglichkeit kann eine planerische
Verkniipfung eines Eingriffs- und Ausgleichsbebauungsplanes hergeleitet werden und ein
MafBnahmenkonto (sogenanntes ,,Okokonto®) planerisch begriindet und gesichert werden.
Somit ergibt sich zur rdumlichen auch die Mdgglichkeit der zeitlichen Entkoppelung des
Ausgleiches vom Eingriff. Diese Moglichkeiten sollten als Ausgleichskonzeption erarbeitet
und im Erlduterungsbericht dargelegt werden. lhre Darstellung sollte als Flichen fiir
MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(T-Flachen) mit einer speziellen Attributierung als Maflnahmenpoolfldchen erfolgen.

Hinweise:

Abschlieend wird darauf hingewiesen, dass bei der Aufstellung von FNP den nach § 63
BNatSchG anerkannten Naturschutzvereinen die Moglichkeit der Mitwirkung, d.h.
Gelegenheit zur Stellungnahme sowie zur Einsicht, gegeben werden muss (§ 63 BNatSchG).

Untere Wasserbehorde

Seitens der Unteren Wasserbehirde wird mitgeteilt, dass keine Einwiinde bestehen. Die in
der Stellungnahme vom 21.08.2018 vorgebrachten wasserrechtlichen Belange wurden
beriicksichtigt.
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Untere Bodenschutzbehorde
Seitens der Unteren Bodenschutzbehorde werden unter Bertlicksichtigung der
bodenschutzrechtlichen Hinweise keine Einwénde geltend gemacht:

Der vorliegende Flachennutzungsplan (FNP) soll der geordneten stidtebaulichen Entwicklung
dienen. Er bildet die Grundlage und Voraussetzung fiir die Erstellung von Bebauungsplinen.
Der vorliegende FNP weist einige Neuausweisungen bzw. Erweiterungs- und
Revitalisierungsflichen zum Zweck der Wohnbebauung als auch Ansiedlung von Gewerbe
und Industrie auf. Insgesamt werden dazu Baufldchen in einem Umfang von 24,434 ha
herangezogen. Zu begriilen ist, dass im Zuge der Ausweisung von Neubaugebieten Flachen
gesucht worden, die bereits eine anthropogene Uberprigung erfahren haben und somit iiber
eine Revitalisierung in die Planungen einbezogen werden. Unter Beriicksichtigung bereite
versiegelter Flachenanteile bzw. anthropogen liberpréigter Bereiche ergibt sich somit fiir den
gesamten  Flachennutzungsplan von Bad Klosterlausnitz und Hermsdorf eine
Flachenneuversiegelung von 11,294 ha.

Mit der erlangten Rechtsgiiltigkeit des Fldchennutzungsplanes entfdllt die Genehmigungs-
pflicht fiir Bebauungspldne. Somit sind fiir kiinftige Bebauungspline folgende Hinweise zu
beriicksichtigen:

1. Werden im Zuge der BaumaBnahmen schéddliche Bodenverdnderungen bzw.
Bodenkontaminationen festgestellt, sind die Erdarbeiten unverziiglich einzustellen
und die Untere Bodenschutzbehtrde entsprechend § 2 Abs. 1 des Thiiringer
Bodenschutzgesetz  (ThiirBodSchG) zu -informieren, um entsprechende
MaBnahmen zur Gefdhrdungsabschitzung bzw. Gefahrenabwehr einleiten zu
konnen.

2. Werden BaumaBnahmen in Bereichen von altlastenverdidchtigen Fléchen geplant,
so ist dies der Unteren Bodenschutzbehérde anzuzeigen und erforderliche
Mafinahmen frithzeitig vor Beginn der Baumafinahmen in die Planung
abzustimmen.

3. Die nicht zu iiberbauenden Flichen des Planungsgebietes diirfen nicht mit einer
die Bodenfunktionen, insbesondere die Wasserdurchlédssigkeit des Bodens
mindernde Weise, befestigt werden.

4. Zur Minimierung bauzeitlich bedingter Beeintrachtigungen der Schutzgiiter Boden
und Grundwasser ist der wihrend der Baumafnahmen erforderliche Flachenbedarf
fiir Lager-flaichen und Fahrwege hinsichtlich der Bodenverdichtung grundsétzlich
auf ein Minimum zu begrenzen. Geeignete Maflnahmen werden unter Punkt 4.3 im
BVB-Merkblatt Band 2 — Bodenkundliche Baubegleitung BBB, Leitfaden fiir die
Praxis beschrieben.

5. Fiir die humosen Oberbdden gelten in Bezug auf den Verwendungszweck
besondere Schutzbestimmungen. Entsprechend § 202 BauGB ist ,,Mutterboden,
der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen
anderen Veridnderungen der Erdoberfldche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand
zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schiitzen.” Dementsprechend
sind Mutterbdden grundsitzlich gesondert zu gewinnen und fiir den Fall, dass sie
nicht sofort weiterverwendet werden, getrennt zwischen zu lagern. Fiir
Mutterbéden ist wihrend der Zwischenlagerung eine maximale Schiitthéhe von 2
m nicht zu iiberschreiten und ein Befahren oder eine Verdichtung auf andere
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Weise zu vermeiden. Die Miete ist zu profilieren und zu glitten. Bei einer
Lagerdauer tiber 6 Monate ist die Miete mit tiefwurzelnden, winterharten und stark
wasserzehrenden Pflanzen (z.B. Luzerne, Waldstaudenroggen, Lupine, Olrettich)
zum Schutz vor Erosion zu begriinen. Es ist anzustreben, den zwischengelagerten
Oberboden im Rahmen von BegriinungsmaBnahmen wiedereinzusetzen.

6. Eine direkte Verwertung ab Baustelle ist auch bei gutem Bodenmanagement nicht
immer mdoglich. Das anfallende Aushubmaterial ist dann nach fachgerechtem
Ausbau gemdB DIN 19731 bis zur Verwertung zwischenzulagern bzw. zur
Abholung bereitzustellen. Lager- und Bereitstellungsflichen miissen dabei so
gestaltet sein, dass keine nachteiligen Beeintrichtigungen, insbesondere
Abschwemmungen von kontaminiertem Material, Versickerungen von geldsten
Schadstoffen, verursacht werden konnen und Staubverwehungen verhindert
werden.

7. Muss Bodenmaterial fiir bautechnische Nutzungen oder zur Wiederherstellung
natiirlicher Bodenfunktionen angeliefert werden, sind boden- und abfallrechtliche
Anforderungen zu berticksichtigen:

7.1.  Fir den Einbau von Bodenmaterial ist § 12 BBodSchV zu beriicksichtigen.
Insbesondere werden in der ,,Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV — Vollzugshilfe zu
den Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in
den Boden (§12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung)“ die
Materialanforderungen erldutert.

7.2.  Die Eignung des Materials ist bis spétestens 3 Arbeitstage vor der geplanten
Anlieferung fiir jeden einzelnen Herkunftsort anhand von Analysen nachzuweisen.
Die Analytik ist mit Zustimmung des Auftraggebers verzichtbar, wenn dieser sich
durch andere Nachweise von der Herkunft und Eignung des Materials iiberzeugen
konnte (z.B. verantwortliche Erkldrung des Vorbesitzers und/oder bodenkundliche
Ansprache vor Ort der Gewinnung durch Sachverstdndigen). Der Auftraggeber
bzw. die ortliche Bauiiberwachung miissen dem zum Einbau vorgesehenen Boden
nach Bodenart und sonstigen Eigenschaften zustimmen.

7.3. In jedem Falle hat der Auftragnehmer bei Anlieferung jeder Charge eine
organoleptische Kontrolle des Bodens und eine Priifung der Begleitpapiere
eigenverantwortlich durchzufiilhren und zu dokumentieren. Die Dckumentation
und die Begleitpapiere sind auf der Baustelle, in einem Bautagebuch geordnet
aufzubewahren und der ortlichen Bautiberwachung des Auftraggebers in Kopie zu
tibergeben.

7.4.  Die anzuliefernden Béden miissen die bodenartenspezifischen Anforderungen
der Vorsorgewerte gemidB Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV einhalten. Bei
Schadstoffparametern, fiir die die BBodSchV keine Vorsorgewerte enthilt, sind
ergidnzend die LAGA Z0-Werte einzuhalten.

7.5. Bei Einbau von Lieferbdden unterhalb von technischen Bauwerken
(Zuwegungen, Kranstellflichen, etc.) sind die Zuordnungswerte entsprechend
Bauweise gemdB LAGA-Merkblatt M 20 Tabellen 11.1.2-2 und I1.1.2-3
einzuhalten.
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7.6.

7.7.

10.

11.

12.

Ein (Wieder-)Einbau anthropogen geprdgten Bodenmaterials mit mehr als 10
Masse-% Fremdbestandteilen in bodendhnlichen Anwendungen (Auf- und
Einbringen in durchwurzelbare Bodenschichten, Geldnderegulierungen) ist
generell nicht zuléssig.

Die DIN 19731 ,,Verwertung von Bodenmaterial® ist grundsétzlich in ihrem
Geltungsbereich zu beachten, empfichlt sich aber auch dariiber hinaus zur
Anwendungen im Umgang mit Boden.

In Plangebieten mit hoher bis sehr hoher Erosionsgefahrdung sind Vorkehrungen
zur Vermeidung bzw. Minimierung der Erosionsgefahr zu treffen.

Nach § la Abs. 3 BauGB sind unvermeidbare erheblich beeintrichtigte
Bodenfunktionen ausreichend durch funktionsbezogene
Kompensationsmafinahmen auszugleichen. Nach § 15 Abs. 2 BNatSchG sind
unvermeidbare  Beeintrachtigungen der Funktionen des Naturhaushalts
ausgeglichen, wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des Natur-
haushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind. Das bedeutet, dass sich
aus dem Eingriff der Neuversiegelung bzw. Uberbauung ergebende,
unvermeidbare Eingriffe in Boden vorrangig durch bodenbezogene Mallnahmen
auszugleichen sind. Geeignete Kompensationsmafinahmen zum Schutzgut Boden
werden im Leitfaden ,,Bodenschutz in der Umweltpriifung nach BauGB* unter
Kapitel 3.7 dargestellt.

Nach dem Kommentar BauGB § 2 Rd.-Nr. 147 (Ernst-Zinkhahn-Bielenberg) sind
Art und Ausmaf} des Beriihrtseins des jeweiligen Belangs durch die betreffende
Bauleit-planung sowie das Gewicht des jeweiligen Belangs im Verhéltnis zu seiner
Betroffenheit zu ermitteln und zu bewerten. Der Boden als Umweltbelang ist
dauerhaft und in starkem AusmaBl vom Flichennutzungsplan betroffen, da
erhebliche Flichenanteile in den einzelnen neu ausgewiesenen Wohn-/ Gewerbe-
/Sondergebiete fiir Gebdude, Zufahrten und StraBlen versiegelt werden und der
Boden dort nicht mehr sei-ne natiirlichen Funktionen als Lebensraum fiir Pflanzen,
als Wasserspeicher und Stofffilter und —puffer wahrnehmen kann. Generell sind
solche Bodenbeeintrachtigungen bei spéteren eventuellen Entsiegelungen nicht
vollstdndig reversibel — der Boden bleibt dauerhaft geschédigt.

Die wirksamsten und bevorzugten bodenbezogenen Kompensationsmafinahmen
bei Versiegelung ist die Entsiegelung bebauter Flichen. In jedem Fall sind dabei
aber Bodenfunktionen aufzuwerten bzw. weitgehend wiederherzustellen.

Im Plangebiet befinden sich diverse altlastenverdéchtige Fliachen (siehe S. 91 ff.
der Begriindung). In diesem Zusammenhang wird auf Punkt 1 und Punkt 2 der
Auflagen verwiesen.

Auf die Vorsorgepflicht gem. § 7 BBodSchG wird hingewiesen.

Brand- und Katastrophenschutz

Seitens des Amts fiir Brand- und Katastrophenschutz wird mitgeteilt, dass die
brandschutztechnischen Stellungnahmen vom 27.10.2016 und vom 21.08.2018 behalten
weiterhin ihre Giiltigkeit.
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Zentrale Dienste/Technisches Gebdudemanagement
Seitens des Technischen Gebdudemanagements/Bereich Dienstleistungsbetrieb wird
Folgendes mitgeteilt:

I. Grundsitzlich gibt es von Seiten des Straflenbaulasttrigers der Kreisstraen im Saale-
Holzland- Kreis und Stralenbaubehdrde der KreisstraBen keine Einwédnde gegen den
vorgelegten Flachennutzungsplan.

2. Die KreisstraBe K 103 Schleifreisen innerhalb des Planbereiches wurde noch nicht
ausgebaut. Beim Ausbau wird der RQ 9 nach RAL 2012 zugrunde gelegt.

Die Trassierung erfolgt bis auf Kriimmenverbesserungen weitestgehend im
Bestand. Die hierfiir erforderlichen Fldchen sind im FNP zu beriicksichtigen.

3. Bei geplanten Bau- und ErschlieBungsmafinahmen auBlerhalb des OD- Bereiches sind
insbesondere die §§ 22 Straflenanlieger und 24 Bauliche Anlagen an StraBen ThiirStrG
zu beachten.

4. Diese Stellungnahme ersetzt nicht erforderliche Stellungnahmen/ Zustimmungen
Dritter.

Unteren Strafienverkehrsbehirde
Seitens der Unteren Straflenverkehrsbehérde werden folgende Hinweise gegeben:

- Fiir BaumaBnahmen mit Auswirkungen auf den 6ffentlichen Verkehr sind die
entsprechenden  Sondernutzungserlaubnisse bei den  StraBenbaulasttrigern
einzuholen:

- Stadt-/Gemeindestralen: bei der jeweiligen Stadt/Gemeinde

- Landestraf3en: Thiiringer Landesamt fiir Bau und Verkehr

- Kreisstraflen: Zentrale Dienste/Technisches Gebiudemanagement, Amt
23 im Landratsamt Saale-Holzland-Kreis

- Nach § 45 Abs. 6 Strallenverkehrsordnung (StVO) ist fiir notwendige Bauarbeiten
mit Auswirkung auf den offentlichen Verkehrsraum durch das bauausfiihrende
Unternehmen, mindestens 2 Wochen vor Baubeginn, ein Antrag auf Erteilung
einer verkehrsrechtlichen Anordnung zu stellen.

- Belange des Feuerwehr- und Rettungsdienstes sind zu beachten. Im Brand- und
Rettungsfall muss den Rettungskriiften das Passieren der Baustelle gewihrleistet
werden.

- Neu zu schaffende Zufahrten sind moglichst rechtwinklig an das 6ffentliche
Straflennetz anzubinden. Hierbei ist auf ausreichende Sichtverhiltnisse zu achten.
Vorgesechene Bepflanzungen diirfen die Sicht beim Ausfahren aus den
Grundstiicken nicht behindern. Die Breiten der Anbindungen der Zufahrten sind so
anzulegen, dass beim Ausfahren die Gegenfahrbahn nicht benutz werden muss.
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- Sollten Verdnderungen bei der bestehenden Beschilderung notwendig sein, ist dies
mit der Stralenverkehrsbehérde abzustimmen, sodass eine entsprechende
Anordnung erfolgen kann.
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Geschiftszeichen
K-402 FNP Hermsd./Bad Klosterl!,

Ihr Zeichen / Ihre Nachricht vom
3690/ 28.10.2021

Stellungnahme Flichennutzungsplan - Hermsdorf - Bad

Klosterlausnitz

gemeinsamer

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum uns vorliegenden Flachennutzungsplan ,Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz” vom
28.10.2021 nehmen wir Stellung.

Im Folgenden werden die Rechtsgrundlagen erwahnt und erliutert, welche die
Waldflachen betreffen, auf denen eine Umwandlung in eine andere Nutzung erfolgen
soll. Es wurde festgestellt, dass unterschiedliche Nummerierungen und Benennungen
aufder Karte ,Aktuell BP 1 Bauleitplanung Baullicken Nutzungsreserven_§4“ und dem
dazugehdrigen Textteil ,aktuell Begrindung § 4“ angegeben sind. In der
Stellungnahme wird Bezug auf die in der Karte ,Aktuell BP 1 Bauleitplanung Bauliicken
Nutzungsreserven_§4“ existierenden Nummern genommen. Im vorliegenden
Flachennutzungsplan betrifft dies die Entwicklungsflichen Nummer 11, 12,13, 14 und
15. AuBerdem ist der geplante Neubau des Parkplatzes ,An der Képpe“ am Ortsrand
von Bad Klosterlausnitz (Jenaische StraRe) betroffen. Bauflichen bzw.
Nutzungsédnderungen, welche direkt an Waldbestande angrenzen, sind ebenfalls von
dem im Folgenden aufgefiihrten Gesetzen und Reglungen betroffen.

Bevor Wald der oben genannten Flachen in eine andere Nutzung Gberfiihrt werden
kann, muss fir jede der Entwicklungsflichen ein separater Antrag auf
Nutzungsartendnderung nach § 10 Thiiringer Waldgesetz (ThurWaldG) beim
zustandigen Forstamt gestellt werden. Die Prifung der Nutzungsartendnderung
erfolgt fur jede Umwandlungsfliche gesondert.

Aus Grinden der Gefahrenvermeidung ist laut § 26 Abs. 5 ThirwaldG bei der
Errichtung von Geb&duden ein Abstand von 30 Metern zum Wald einzuhalten.
Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch die untere Forstbehdrde.

Thiiringer Forstamt Jena-Holzland

Tel.:
Fax

+49 36428 511-300
+49 36428 511-399

forstamt.jena-holzland@
forst.thueringen.de

Datum
09.12.2021

Geschéaftsanschrift

Thiringer Forstamt Jena-Holzland
Gustav-Herrmann-Strafie 27
07646 Stadtroda

Zentrale

ThiringenForst

Anstalt 6ffentlichen Rechts
Hallesche StraRe 20

99085 Erfurt

Tel.: +49 361 57401-2050
Fax: +49 361 57201-2250
7entrale@forst thieringen de
www.thueringenforst.de

Verwaltungsratsvorsitzender
Staatssekretdr Torsten Weil

Vorstand
Dipl.-Forsting. Volker Gebhardt
Dipl.-Forstwirt Jorn Heinrich Ripken

Eingetragen beim
Amtsgericht Jena

HRA 503042

St.-Nr.: 151/144/09607
USt.-ID: DE 811570658
Finanzamt Erfurt

Bankverbindung

ThiringenForst — FoA Jena-Holzland
Landesbank Hessen-Thuringen
IBAN DE15 8205 0000 1302 0102 18
SWIFT-BIC HELADEFF820

Die hier bezeichneten E-Mail-Adressen sind nicht zur Ubermittlung rechtsverbindlicher Antrage und Erklarungen geeignet. Informationen zur Verarbeitung Ihrer

personenbezogenen Daten, dem Zweck der Datenverarbeitung, zu Ihren Rechten sowie Kontaktdaten fur weitere Fragen zum Datenschutz finden Sie im Internet unter
www.thueringenforst.de/datenschutz. Alternativ kontaktieren Sie uns: uber die Kontaktdaten unserer Zentrale oder per E-Mail an datenschutz@forst.thueringen.de.
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Baugenehmigungen und bauordnungsrechtliche Zustimmungen schlieRen die forstrechtliche
Genehmigung ein, sie bediirfen insoweit des Einvernehmens der unteren Forstbehorde.

Wie aus den Umweltbericht zu entnehmen ist, grenzen einige der Flachen direkt an FFH-Gebiete an.
Fiir die betroffenen Flichen muss swingend eine FFH-Vertraglichkeitsprifung durchgefiihrt werden.
Die Auswirkungen der Bauvorhaben auf die betroffenen Tier- und Pflanzenarten sind dabei ausfihrlich
zu priffen. Des Weiteren sind alle durch den Bau abzusehende abiotische Verdnderungen zu
untersuchen, welche sich direkt und indirekt auf die angrenzenden Flachen auswirken.

Wie im Umweltbericht dargestellt, setzten sich die betreffenden Waldflachen der Entwicklungsflachen
aus Mischbestinden bestehend aus den Baumarten Kiefer, Birke, Eiche, Ahorn, Buche und Linde
zusammen. Dies stellt in der Region, bei welcher sonst iberwiegend Nadelwdlder vorherrschen, eine
Besonderheit dar. Die Biodiversitit der vorkommenden Mischbestiande aus Laub- und
Nadelbaumarten ist gegeniuber den angrenzenden, vorwiegend aus reinen Nadelbaumarten
bestehenden Bestanden, als sehr hoch anzusehen.

Mischbestinde aus Laub- und Nadelbaumarten besitzen auRerdem deutlich bessere Eigenschaften bei
der Speicherung von Wasser oder der Dampfung von Larmemissionen, um nur einige positive
Merkmale zu benennen.

Die Nutzungsartenidnderung der Entwicklungsflichen (Sondergebiet Kur) Nummer 11 - Erweiterung
West {Moritz-Klinik), Nummer 12 — Erweiterung Ost (Moritz-Klinik) und Nummer 13 — Erweiterung
(Algos-Klinik) kann unter Vorbehalt stattgegeben werden. Es handelt sich um kleinere Flachen, welche
an erschlossene und bebaute Flachen angrenzen. Unter Einhaltung des Waldabstandes von 30 Metern
ist die Nutzungsarteninderung grundsatzlich genehmigungsfahig. Durch belassen von einzelnen
Altbdumen ist es auBerdem moglich einen parkahnlichen Charakter der Flachen zu erhalten. Naturlich
nur in Bereichen, in denen es eine Bebauung nicht ausschliefit.

Auf Entwicklungsfliche Nummer 15 ist ein Kindergartenstandort geplant. Bei dieser Flache handelt es
sich auch um Wald im Sinne von § 2 des ThirwaldG. Damit entstehen beim Bau des Kindergartens
hohe Aufwendungen fiir die Verkehrssicherung, da die Rechtsprechung beim Betrieb von Kindergarten
im Wald erhdhte Aufwendungen vorsieht. Weitere Probleme sehen wir in den Bebauungsabstanden
nach § 26 Abs. 5 ThiirwaldG zu den angrenzenden Waldbestidnden, sowie in den erforderlichen
funktionsgleichen Ausgleichsaufforstungen. Wir bitten deshalb nochmals intensiv zu prifen, ob nicht
eine andere Fliche, auch auRerhalb der Gemeinde, fiir den Neubau der Kindertagesstdtte in Betracht
kommen kénnte. Wie auf vorher beschriebenen Flachen ist eine Nutzungsartendnderung dann
grundsatzlich nur nach genauerer Priifung genehmigungsfahig.

Entwicklungsfliche (Sondergebiet Kur/ Hotel) Nummer 15 — Neuansiedlung, stellt bei Bebauung einen
groRen Eingriff in den Waldbestand dar. Besonders die Eigenschaften des Waldes in Bezug auf den
Lirmschutz sind bei Umwandlung des Waldes erheblich beeintrachtigt. Des Weiteren werden lange
und exponierte Bestandesrander geschaffen. Der verbleibende Bestand ist aufgrund der erhohten
Sonneneinstrahlung sowie eines erhohten Windwurfrisikos besonders gefahrdet. Einhergehend mit
der Schwichung des verbleibenden Bestandes ist mit einem erhdhten Risiko durch biotische Faktoren
zu rechnen. Die untere Forstbehdrde steht einer Genehmigung fir die Nutzungsartenanderung dieser
Fliche ablehnend gegeniiber. Eine genauere Prifung muss bei Antrag auf Nutzungsartendnderung
nach § 10 des Thiringer Waldgesetzes erfolgen. Eine Perspektive auf Genehmigung kann aber nicht in
Aussicht gestellt werden.

Seite 2/3
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Bei der geplanten Verkehrsflache an der der Jenaischen StraRe handelt es sich um einen Parkplatz mit
einer GroRe von 0,474 ha. Zurzeit ist die Flache mit Laubbaumarten, dhnlich den anderen genannten
Flachen bestockt. Die geplante Umwandlungsflache liegt direkt an einen StraRenkreuzungsbereich. Die
Umwandlung des Waldesstiickes wiirde zwar auch hier offene und windexponierte Bestandesriander
schaffen. Da der angrenzende Bestand aber eine hohe Einzelstammstabilitat aufweist, stehen wir der
Einrichtung des Parkplatzes an dieser Stelle offen gegenuber. Der erforderliche Antrag auf
Nutzungsartendnderung muss durch die zustdndige untere Forstbehdrde dann aber noch genauer
gepriift werden.

Die Waldbestdnde der Entwicklungsflichen Nummer 11, 12, 13 und 14 werden reguldr nachhaltig
forstlich bewirtschaftet. Der aktuelle Laubholzanteil soll weiter erhéht werden um einen naturnahen,
standortsgerechten, baumartenreichen, strukturierten und klimaangepassten Dauerwald zu
entwickeln. Der Wald im Gebiet des Kurortes Bad Klosterlausnitz hat aufgrund der hohen
Besucherfrequentation und der Nahe zu den dort angesiedelten Kliniken eine erhdhte
Erholungsfunktion.

Mit freundlichen GriRen
im Auftr}gg

;’\

ba ()

Bernhard Zeiss
Forstamtsleiter
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EINGEGANGEN

(1.5, Dez. 2021
KGS Stadtplanungsbiiro Helk GmbH ,
Kupferstralle 1 ' .,...-...)ﬁ?........
99441 Mellingen

Tharinger Landesamt fur Umwelt, Bergbau und Naturschutz
Carl-August-Allee 8 - 10, 99423 Weimar (AuBenstelle)

Gebiindelte Gesamtstellungnahme zum Entwurf des Gemeinsamen
Flachennutzungsplanes Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz,

Saale-Holzland-Kreis
- Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gemaf § 4 BauGB
und ThiirStAnz Nr. 34/2005, S. 1538-1548 -

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Prifung der eingereichten Unterlagen zu o. g. Vorhaben hinsichtlich
der vom Thuringer Landesamt fur Umwelt, Bergbau und Naturschutz
(TLUBN) zu vertretenden offentlichen Belange

des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Abteilung 3),

der Wasserwirtschaft (Abteilung 4),

des wasserrechtlichen Vollzuges (Abteilung 5),

des Immissionsschutzes und der Abfallwirtschaft (Abteilung 6),

der Immissionstiberwachung und der abfallrechtlichen Uber-
wachung (Abteilung 7),

* des Geologischen Landesdienstes und des Bergbaus (Abteilung 8)

ubergebe ich Ihnen in der Anlage die geblindelte Stellungnahme des
TLUBN.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

?w\’v(

Ina Pustal

Umfangreiche Informationen zu Themen wie Geologie, Bodenkunde, Seismologie, Naturschutz, Hydrologie,
Hochwassermanagement, Gewasserschutz, Luft, Larm und unzerschnittenen verkehrsarmen Raumen finden Sie im
Kartendienst des TLUBN (www.tlubn.thueringen de/kartendienste/). Fiir eine schnellere und effizientere Bearbeitung
Ihrer Antrage wird um die Bereitstellung von GIS-Daten im Shape-Format gebeten.

Bei Zugdnglichmachung der gebiindelten Stellungnahme durch Dritte - insbesondere in elektronischer Form - wird um
Anonymisierung der personenbezogenen Kontaktdaten in geeigneter Form gebeten. Allgemeine Informationen zum
Datenschutz im TLUBN finden Sie im Internet auf der Seite www.tlubn.thueringen.de/datenschutz
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Landesamt fiir
Umwelt, Bergbau
und Naturschutz

lhre Ansprechpartnerin:
Ina Pustal

Durchwahl:
Telefon  +49 361 57 3941 620
Telefax  +49 361 57 3941 666

post-toeb@tlubn.thueringen.de

lhr Zeichen:
3690

Ihre Nachricht vom:
28. Oktober 2021

Unser Zeichen:

(bitte bei Antwort angeben)
5070-82-3447/1306-1-
115524/2021

Weimar
Ao. Dezember 2021

Thiiringer Landesamt fiir Umwelt,
Bergbau und Naturschutz (TLUBN)
AuBenstelle Weimar
Dienstgebédude 2
Carl-August-Allee 8 - 10

99423 Weimar

post-toeb@tlubn.thueringen.de
www.tlubn.thueringen.de

Ust.-ID: 812070140



Abteilung 3: Naturschutz und Landschaftspflege

Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege

Geschiftszeichen: 5070-32-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Hinweis, Informationen

XOXDO

Im Geltungsbereich des ,Gemeinsamen FNP Hermsdorf-Bad Klosterlausnitz* (Entwurf) liegen,
die Belange der oberen Naturschutzbehérde betreffend, mit flichenmaRigem Anteil das Natur-
schutzgebiet ,Sumpfe und Walder bei Bad Klosterlausnitz® und das Landschaftsschutzgebiet
,Zeitzgrund“. Beide Schutzgebiete sind kartenmaRig richtig nachrichtlich dargestellt.

Nach Prufung anhand der vorgelegten Unterlagen sind Aufhebungsverfahren fir das Land-
schaftsschutzgebiet, fur die die obere Naturschutzbehérde zusténdig wére, zur Umsetzung von
MaRnahmen auf der Grundlage des Flachennutzungsplanes, nicht erforderlich. Gleiches gilt far
die Notwendigkeit naturschutzrechtlicher Befreiungen fur das Naturschutzgebiet, fur die ebenfalls
die obere Naturschutzbehérde zustandig ware. Diese Notwendigkeit liegt, zur Umsetzung von
MaRnahmen auf der Grundlage des Flachennutzungsplanes, ebenfalls nicht vor.

Die Zustandigkeit fur die Wahrnehmung der tbrigen Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege in diesem Verfahren liegt vollstandig bei der unteren Naturschutzbehérde, also
dem raumlich zustandigen Landratsamt des Saale-Holzland-Kreises.
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Abteilung 4: Wasserwirtschaft

Belange der Wasserwirtschaft

Geschéftszeichen: 5070-44-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

XOOKX

Informationen

Die Abteilung 4 nimmt nicht als verwaltende Stelle des wasserwirtschaftlichen Grundbesitzes der
offentlichen Hand Stellung. Die fachlichen Anforderungen, die sich aus der Gewasserunterhaltung
des Referates 44, Gewasserunterhaltung, bzw. aus den eigenen Planungen der Referate 43,
Flussgebietsmanagement, und 45, Wasserbau, ergeben, sind im Fall, dass wasserwirtschaftlicher
Grundbesitz des Freistaates Thiringen betroffen ist, auch als Stellungnahme des Grundstiicks-
eigentumers zu werten. Die weiteren privatrechtlichen Belange (Kauf, Verkauf, Dienstbarkeiten,
Auflésung von Pachtvertragen etc.), die bei einer Projektumsetzung erforderlich werden, hat der
Projekttrager im Zuge der (Teil-)Projektumsetzung mit den Betroffenen gesondert abzustimmen
und zu vereinbaren.
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Abteilung 5: Wasserrechtlicher Vollzug

Belange Abwasser, Zulassungsverfahren an Gewissern [. Ordnung, Grundwasser,
Stauanlagenaufsicht, Durchgingigkeit, Wasserbuch, Wasserschutzgebiete, Uberschwem-
mungsgebiete, Wismut- und Kalibergbau

Hinweis
Diese Stellungnahme beriicksichtigt nur die Belange der Wasserwirtschaft, fir die die obere
Wasserbehorde geméaR § 61 Abs. 2 ThurWG zusténdig ist. Die von der unteren Wasserbehérde
(§ 61 Abs. 1 ThUurWG) zu vertretenden Belange sind nicht beriicksichtigt und gesondert ab-
zufragen.

elange Abwasser, Abwasserabgabe, Wismut- und Kalibergbau

Geschéftszeichen: 5070-53-4591/2644-3

keine Betroffenheit
keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen

OO0O0X

Stellungnahme, Hinweise, Informationen

Belange Wasserrechtlicher Zulassungsverfahren, Uberschwemmungsgebiete

Geschéftszeichen: 5070-53-4591/2644-3

keine Betroffenheit
keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen

o o ¢

Stellungnahme, Hinweise, Informationen
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Belange Grundwasser, Wasserschutzgebiete

Geschéftszeichen: 5070-53-4591/2644-3

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

X OX O

Sowohl Wasserhaushaltsgesetz (WHG) als auch Thuringer Wassergesetz (ThiurWG) wurden

zwischenzeitig geadndert. Die aktuellen Zitate lauten:

- Wasserhaushaltsgesetz vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Art. 2 des
Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBI. | S. 3901) geéndert worden ist.

- Thoringer Wassergesetz vom 28.05.2019 (GVBI. S. 74), das durch Art. 17 des Gesetzes vom
11.06.2020 (GVBI. S. 277) geandert worden ist.

Die Wasserschutzgebiete wurden nachrichtlich in den Plan ibernommen.

Auch die Formulierung zum Bestand der Wasserschutzgebiete (Bericht, Abschnitt 2.10.2 Ge-

wasserschutz, S. 87) bedarf der Aktualisierung wie folgt: ,Die nach DDR-Recht festgesetzten

Trinkwasserschutzgebiete gelten gemalt § 79 Abs. 1 ThiurWG i. V. m. § 106 Abs. 1 WHG als

Wasserschutzgebiete im Sinne des § 51 Abs. 1 WHG."

Hinsichtlich der Bezeichnung und Attributierung der Schutzgebiete wurden durch das Thuringer

Landesamt fur Umwelt Bergbau und Naturschutz Anderungen vorgenommen. Es wird empfohlen,

die diesbezuglichen Angaben zu aktualisieren.

Die ehemals mit Status ,v* und ,s“ bezeichneten Flachen werden nunmehr mit Status ,P"

(=Planung) gefuihrt. Fur diese Bereiche sind Neufestsetzungsverfahren anhangig.

SG_I | Name Satus | betroffene Beschluss
D Schutzzonen
241 WSG Ostlicher P 1l
Zeitzgrund - Jl
415 WSG Oberes Mihital F 1,1 Kreistag Stadtroda
Bad Klosterlausnitz Nr. 49-13/86 vom 02.07.1986

415 | WSG Oberes Milhital | P 1T
Bad Klosterlausnitz

437 WSG Mihltal P ]
| — Eisenberg — _
437 WSG Muhltal F I Kreistag Eisenberg
Eisenberg Nr. 43-8/75 vom 24.09.1975 und

Nr. 20-6/84 vom 11.12.1984

Zu Abschnitt 2.10.2 Gewasserschutz wird weiterhin um folgende Erganzung gebeten:

Bei Stralenbaumaflinahmen im Wasserschutzgebiet sind grundsatzlich die Forderungen der
Richtlinien fir bautechnische Manahmen an Stra3en in Wassergewinnungsgebieten (RiStWag)
Ausgabe 2016 (in der Fassung der Korrektur vom 27.01.2017 und die Hinweise fir MaRnahmen
an bestehenden Stral3en in Wasserschutzgebieten (Ausgabe 1993) der Forschungsgesellschaft
far StralBen- und Verkehrswesen, Arbeitsgruppe Erd- und Grundbau, zu beachten.
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Belange Stauanlagenaufsicht, Durchgangigkeit

Geschiftszeichen: 5070-53-4591/2644-3

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

O0O0ORX
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Abteilung 6: Immissionsschutz und Abfallwirtschaft

Belange des Immissionsschutzes

Geschéftszeichen: 5070-61-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

O0O0OX

Belange Abfallrechtliche Zulassungen

Geschéftszeichen: 5070-64-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

OO00X
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Abteilung 7: Immissionstiberwachung, Bodenschutz und Altlasten

Belange der Immissionsiiberwachung

Geschéftszeichen: 5070-71-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

O0X O

Belange Abfallrechtliche Uberwachung

Geschiéftszeichen: 5070-74-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

OO00X
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Abteilung 8: Geologischer Landesdienst und Bergbau

Hinweise zum Geologiedatengesetz (GeolDG)

Geologische Untersuchungen - Erdaufschliisse (Bohrungen, gréRere Baugruben, Messstellen)
sowie geophysikalische oder geochemische Messungen - sind gemaR § 8 Geologiedatengesetz
(GeolDG) spétestens zwei Wochen vor Baubeginn unaufgefordert beim Thilringer Landesamt fur
Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) anzuzeigen. Weiterhin sind die Ergebnisse
(Bohrdokumentation, Messdaten, Test- und Laboranalysen, Pumpversuchsergebnisse, Lage-
plane u. &.) geméalk § 9 GeolDG spétestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungen
unaufgefordert durch die Auftraggeber oder die beauftragten Firmen vorzugsweise elektronisch
zu Ubergeben. Bitte weisen Sie in Ausschreibungs- und Planungsunterlagen auf diese Pflicht hin.
Fur die Ubermittiung steht Ihnen die E-Mail-Adresse poststelle@tlubn.thueringen.de zur
Verfigung. Die entsprechenden Formulare und Merkblatter finden Sie unter
www.tlubn.thueringen.de/geologie-bergbau/landesgeologie/geologiedatengesetz.
Rechtsgrundlagen sind das ,Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur
Ubermittlung, Sicherung und &ffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfi-
gungstellung geologischer Daten zur Erfullung &ffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-
GeolDG)“ in Verbindung mit der , Thiringer Bergrecht- und Geologiedaten-Zustandigkeitsverord-
nung (TharBGZustVO)“.

Eventuell im Planungsgebiet vorhandene Bohrungsdaten kénnen unter www.infogeo.de online
recherchiert werden.

Belange Geologie/Rohstoffgeologie

Geschéftszeichen: 5070-82-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

I I
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Belange Ingenieurgeologie/Baugrundbewertung

Geschaftszeichen: 5070-82-3447/1306-1

keine Betroffenheit
keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen

X OXO

Stellungnahme, Hinweise, Informationen

Zur Flachennutzungsplanung der Gemeinden Hermsdorf und Bad Klosterlausnitz liegen bereits
eine Reihe von geologischen Stellungnahmen der Vorgangereinrichtungen des TLUBN vor - so
vom 06.04.1993 und 07.12.1993, vom 23.04.1998, vom 25.07.2005 und 04.11.2005, vom
13.11.2012, vom 16.04.2013, vom 13.07.2015, vom 27.10.2016, 16.05.2017 und vom
31.07.2018.

Auf Grund der Lage der beiden Gemeinden im Verbreitungsgebiet der allgemein gut tragfahigen
Gesteine des Unteren und Mittleren Buntsandsteins wurden bisher zu den Belangen Ingenieur-
geologie und Baugrund keine Bedenken geaulert.

Den geologischen Untergrund im von der Flachennutzungsplanung erfassten Gebiet bilden, von
Nordwesten nach Sudosten alter werdend, die Gesteine des Mittleren Buntsandsteins - begin-
nend mit den in einem schmalen Streifen am westlichen Rand ausstreichenden Sandsteinen der
Solling-Formation, der Hardegsen-Formation mit rotbraunen bankigen Sandsteinen mit diinnen
Tonsteinzwischenlagen (Thiringer Bausandstein), den Detfurth-Tonsteinen und den teils geroll-
fuhrenden Detfurth-Sandsteinen, den Avicula-Schichten, oft fossilreiche, plattige bis bankige
Sandsteine mit Tonsiltstein-Zwischenlagen, dem Volpriehausen-Sandstein und der Volpriehau-
sen-Wechselfolge, braune und rote; fein- bis mittel-, selten grobkérnige feldspatreiche Sand-
steine, untergeordnet mit Tonsiltstein-Zwischenlagen.

In Oberflachennghe sind die Festgesteine zu einem geringmachtigen tonig-sandigen, mehr oder
weniger steinigen, lockergesteinsahnlichen Material verwittert. Lokal sind lehmige, z. T. tonige
und damit oft wasserstauende Verwitterungsdecken ausgebildet, auf denen sich Torfmoorvor-
kommen entwickeln konnten.

Die Festgesteine werden groRflachig von meist geringméachtigen pleistozénen Sedimenten, gene-
tisch Léss bzw. Losslehm uUberdeckt. Vereinzelt sind Sedimente der Elster-Grundmorane
aufgeschlossen.

In den oft nur schmalen Auenbereichen der Gewasser sind fluviatile rollige (Kiessande) und bin-
dige Sedimente (Auelehm) abgelagert, in den Randbereichen auch bindige Abschwemmmassen.
Die Auenbereiche sind generell durch erhéhte Grundwasserstéande gekennzeichnet. Der Grund-
wasserspiegel befindet sich etwa im Niveau der offenen Vorflut und ist deren Schwankungen
unterworfen.

Ausgehend von den allgemein guten Tragfahigkeiten der Festgesteine bedurfen der jeweilige
Verwitterungszustand und insbesondere die inhomogenen und engraumig wechselnden Locker-
gesteinsverhaitnisse einer entsprechende Untersuchung und Bewertung der Baugrund- und
Griindungsverhaltnisse zum Nachweis der Eignung als Baugrund fir die jeweiligen Bauvorhaben.
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Belange Hydrogeologie/Grundwasserschutz

Geschéftszeichen: 5070-82-3447/1306-1

O keine Betroffenheit

O keine Bedenken

O Bedenken/Einwendungen

X Stellungnahme, Hinweise, Informationen

Grundwasserflihrend sind die geklufteten Sandsteine des Kluft-Poren-Grundwasserleiters Unte-
rer/Mittlerer Buntsandstein, der im gesamten Planungsgebiet ansteht. Die vor allem im Bereich
der Fliekgewasser die Festgesteine Uberlagernden geringméachtigen Lockergesteine haben
wasserwirtschaftlich keine Bedeutung.

Die Ausfuhrungen zum Grundwasser im Umweltbericht werden akzeptiert. Auf die Problematik
der Lage des gréB3ten Teils der Planungsflachen innerhalb von Wasserschutzgebieten wurde hin-
gewiesen.

In beigefligter Anlage ,Grundwasserdynamik und Grundwasserschutz“ sind Schutzfunktion der
Grundwasseruberdeckung (nach HOLTING et al.) und Grundwasserdynamik (Grundwasseriso-
hypsen mit Lage der Grundwasseroberflache [mUNN], GrundwasserflieRrichtung, Grundwasser-
scheiden) fir das Gebiet des Flachennutzungsplanes dargestellt. Besonders sensibel gegeniiber
Schadstoffeintrag sind demnach die Bereiche der Kategorie 1 (rote Flachen) mit Sickerwasser-
verweilzeiten von wenigen Tagen bis etwa einem Jahr. Im Zusammenhang mit der Lage dieser
Flachen im Wasserschutzgebiet sind bezuglich der Flachennutzung Grundwasserschutz-
mafBnahmen zwingend erforderlich.

Weitere geologische und hydrogeologische Informationen werden im Kartendienst des TLUBN
unter www.tlubn.thueringen.de/kartendienste/ zur Verfugung gestellt.

Belange Geotopschutz

Geschéftszeichen: 5070-82-3447/1306-1

keine Betroffenheit

keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen
Stellungnahme, Hinweise, Informationen

OOM D
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Belange des Bergbaus/Altbergbaus

Geschiftszeichen: 5070-86-3447/1306-1

keine Betroffenheit
keine Bedenken
Bedenken/Einwendungen

OO0O0X

Stellungnahme, Hinweise, Informationen
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Karin Schragow

Von: TLLLR Grieger, Hannelore <hannelore.grieger@tllir.thueringen.de>
Gesendet: Dienstag, 14. Dezember 2021 08:27

An: Karin Schragow

Betreff: Flachennutzungsplan Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz

Anlagen: doc_20211214082432.pdf

Sehr geehrte Frau Schragow,

in der Anlage sende ich lhnen die unterschriebene Stellungnahme zu o.g. Planung.

Mit freundlichen GriiRen
im Auftrag

gez. Hannelore Grieger
Sachbearbeiterin

Thiiringer Landesamt fir Landwirtschaft und Léandlichen Raum

Referat 42 | Agrarstruktur

Preilipper Strafle 1 | 07407 Rudolstadt | Postfach 100262 | 07702 Jena | Germany
Tel: +49 (361) 574189111 | Fax: +49 (361)574189099

www.thueringen.de - hannelore.grieger@tllir.thueringen.de

Datenschutzinformationen erhalten Sie: hier



Freistaat [- =2

Thiringen ==

&2

Tharinger Landesamt far Landwirtschafl und Landiichen Raum
Postfach 100 262 - 07702 Jena

KGS Stadtplanungsbiro HELK GmbH
Frau Schragow

Kupferstralle 1

99441 Mellingen

Gemeinsamer FNP Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz
Stellungnahme des TLLLR Referat 42

Sehr geehrte Frau Schragow,

der vorliegende Entwurf vom September 2021 zum gemeinsamen
Flachennutzungsplan Hermsdorf ~ Bad Klosterlausnitz wurde aus Sicht der
von uns zu vertretenden Belange der Landwirtschaft und Agrarstruktur
gepruft.

Das Plangebiet liegt in einem landesbedeutsamen Entwicklungskorridor
entlang der Autobahnen BAB 4 und 9.

Die planerischen Vorgaben des Landesentwicklungsprogrammes 2025 und
des Regionalplanes Ostthiringen sind die Grundlagen fur die Erstellung der
Flachennutzungsplanung.

Die geplanten Entwicklungsbereiche werden zum grofen Teil auf
landwirtschaftlichen Flachen vorgesehen.

In den letzten Jahren kam es vor allem in der Gemarkung Hermsdorf zu
erheblichen Reduzierungen an landwirtschaftlichen Flachen. Griinde hierfiir
sind die Ausweisung von Wohn-, Gewerbe- und Industrieflachen sowie der
Ausbau der BAB 4 und 9.

In den Gemarkungsbereichen Hermsdorf und Bad Klosterlausnitz wirtschaften
2 gréRere Agrarbetriebe und weitere Unternehmen im Haupt- und
Nebenerwerb. Den Erhalt der Landwirtschaft in dieser waldreichen Region
erachten wir als besonders wichtig. Die Landwirtschaft ist nicht nur Produzent
von Nahrungsmitteln und Arbeitgeber im landlichen Raum. Sie leistet auch
einen wichtigen Beitrag in der Pflege der Kulturlandschaft und dem Erhalt des
Offenlandes.

Den innerértlichen MaRnahmen stehen keine landwirtschaftlichen oder
agrarstrukturellen Belange entgegen.

Die Ausweisung der neuen Bebauungsgebiete findet bis auf das Wohngebiet
K 2 unsere Zustimmung. Dieser Plan findet nicht unsere Zustimmung.

Im ROP Osttharingen wird der Planbereich als Vorbehaltsgebiet fur die
landwirtschaftliche Bodennutzung ausgewiesen. In landwirtschaftliche
Vorbehaltsgebieten soll der Landwirtschaft Vorrang vor anderen Nutzungen

Landesamt fiir
Landwirtschaft und
Landlichen Raum

|hr/-e Ansprechpartner/-in:
Hannelore Grieger

Durchwahl:
Telefon +49 (361) 574189-111
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eingerdumt werden. Die fur die Landwirtschaft gut nutzbaren Béden sollen dauerhaft gesichert
werden.

Grundsaétzlich ist aber mit dem Kulturgut Boden schonend umzugehen. Der

§ 1a Abs.2 BauGB verweist ausdrucklich auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden.
Der sparsame Flachenverbrauch und die Entwicklung und Erhaltung der értlichen Bausubstanz
(MaBBnahmen der Innenentwicklung, Nachverdichtung, bauliche Abrundung) haben vor
Neuausweisung von Wohngebieten Prioritat. Die Umwandlung der landwirtschaftlichen Flachen
muss begrindet werden, wobei die Méglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt
werden.

Ein sparsamer Flachenverbrauch muss grundlegendes Ziel aller Planungen sein.

Zu einigen in der Planung enthaltenen Ausgleich- und ErsatzmafRnahmen bestehen Bedenken:

MaBnahme Anmerkungen

N 14 — 2,5527 ha Umnutzung in extensives Grinland und Anpflanzung von Gehélzen
entlang der Autobahn
weiter Nutzung durch Landwirtschaft soll gewahrleistet werden

N 16 -6,5517 ha Umnutzung in extensives Grinland
Die gut bewirtschaftbaren Flachen sind der Landwirtschaft zu
erhalten

N 19— 1,4681 ha Anpflanzung einer Pufferzone entlang der Autobahn A 9 als Sicht-

und Larmschutz

Breite der Anpflanzung auf das notwendige beschréanken, Pflege
absichern, negative Beeintrachtigungen fur das Ackerland (in die
Fldche wachsen u.a.) vermeiden

N 21 -0,829 ha Entwicklung von Extensivgrinland als Wildasungsflache

N 22 —2,3498 ha Pflanzung von Hecken und Strauchern in Randbereichen entlang der
Wohnbauflachen, Entwicklung von extensivem Griinland

Die MaRnahme wird abgelehnt, die gut bewirtschaftbaren Béden sind
der Landwirtschaft zu erhalten

N 26 — 2,2907 ha Schaffung einer griinen Pufferzone zwischen Gewerbegebiet und
Gemischter Baufldche, Verdichtung der Geholze, Streuobstwiesen.
Es entstehen unwirtschaftliche Splitterflachen.

N 29 —2,8866 ha Ruickbau alter LPG Stélle und Lagerflachen, Rekultivierung,
Entwicklung von Griinland, Feldgehélzen und Streuobstbestianden.
Die in die Flache einbezogenen Griunlandflachen sollen weiter
landwirtschaftlich genutzt werden kénnen.

N 31 -1,5594 ha Erweiterung Gehélzband an BAB 4, Anpflanzung von dichten Hecken
(Baume und Straucher)
Betroffen sind hauptséchlich Ackerflachen.

N 110 — 3,6876 ha Umwandlung von Grinland in Streuobstwiesen

Die MaRnahme findet nicht unsere Zustimmung.

Im ROP Ostthiringen wird der Planbereich als Vorbehaltsgebiet fur
die landwirtschaftliche Bodennutzung ausgewiesen. In
landwirtschaftliche Vorbehaltsgebieten hat die Landwirtschaft
Vorrang vor anderen Nutzungen. Die fiir die Landwirtschaft gut
nutzbaren Béden sollen dauerhaft gesichert werden.

N118 - 1,0706 ha Umwandlung von Acker- und Griinlandflache in
Streuobstwiesen/Waldrander.
Bestandteil landwirtschaftlich genutzter Flachen




Entsprechend dem Bundesnaturschutzgesetz § 15 soll landwirtschaftlicher Boden geschont
werden:

»(3) Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flachen fur
Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Riicksicht zu nehmen,
insbesondere sind fir die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Béden nur im
notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen.

Es ist vorrangig zu prufen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch MaRnahmen zur
Entsiegelung, durch Malnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensraumen oder durch
Bewirtschaftungs- oder PflegemaRnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts
oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um méglichst zu vermeiden, dass
Flachen aus der Nutzung genommen werden."

Als Kompensation von Eingriffen soliten neben Manahmen zu Entsieglung auch MaRnahmen
aus dem Mafnahmeplan der Wasserrahmenrichtlinie geprift werden.

Sollten sich noch Fragen ergeben, stehen wir Ihnen gern zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiRen
im Auftrag

Hannelote Grieger
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Karin Schragow

Von: Ritter, Michael <mritter@deges.de>

Gesendet: Freitag, 4. Februar 2022 12:38

An: Karin Schragow

Cc: info@vg-hermsdorf.de; Prangen, Andrea; Matheisen, Jens

Betreff: Stellungnahme DEGES zum Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf
- Bad Klosterlausnitz

Anlagen: Anlage 2 - MaBnahme A3.pdf; Anlage 1 - Uberlagerung FNP und PlaFe AK

Hermsdorf.pdf; 2022_02_04 Stellungnahme DEGES.pdf

Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz
Benachrichtigung der beteiligten Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gemadR § 4 Abs. 2 BauGB liber die Wiederholung der 6ffentlichen Auslage in der Stadt
Hermsdorf

Stellungnahme DEGES

Sehr geehrte Frau Schragow,
anbei senden wir fhnen unsere Stellungnahme zum o.g. Verfahren.

Mit freundlichen Grifen
i. A. Dipl.-ing. (FH) Michael Ritter
Entwurf E2.2.1

Tel: 030-202 43 -209
Fax: 030-20243-790
mritter@deges.de

3 O Jahre
30 Jahre im Dienste der Gesellschaft:
Blicken Sie gemeinsam mit uns auf drei Jahrzehnte DEGES zuriick unter 30jahre.deges.de

DEGES Deutsche Einheit Fernstrafenplanungs- und -bau GmbH
Zimmerstralte 54

10117 Berlin

E-Mail: info@deges.de

Web: www.deges.de

Sitz der Gesellschaft Berlin, Registergericht Charlottenburg Nr. HR B 41 385
Vorsitzende des Aufsichtsrates: MR'in Tatjana Tegtbauer
Geschéftsfuhrung: Dirk Brandenburger (techn.), Wolf-Dieter Friedrich (kfm.-jur.)
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KGS Stadtplanungsbiiro Helk GmbH
Kupferstralle 1
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Michael Ritter

Telefax: 030 — 20243 - 790

E-Mail: mritter@deges.de
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Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz

Benachrichtigung der beteiligten Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gemalR § 4 Abs. 2 BauGB liber die Wiederholung der offentlichen Auslage in der Stadt
Hermsdorf

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wurden mit Schreiben vom 22.12.2021 der KGS Stadtplanungsbiro Helk GmbH uber die
erforderliche Wiederholung der offentlichen Auslage des Entwurfes des gemeinsamen
Flachennutzungsplanes Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz nach § 3 Abs. 2 BauGBin der Stadt
Hermsdorf informiert.

Die DEGES ist mit der Planung und Baudurchfiihrung der A 9 vom Hermsdorfer Kreuz bis
Landesgrenze Bayern (mit Dienstleistungsvertrag vom 07.10.1991) beauftragt. Dies beinhaltet
auch die Umgestaltung/Anpassung des Hermsdorfer Kreuzes A 9/A 4.

Fir das Vorhaben zum Um- und Ausbau des Hermsdorfer Kreuzes liegt mit
Planfeststellungsbeschluss vom 21.12.2010, Az.: 540.3-3811-09/09, Baurecht vor. Nach der
Klage 2011 hat das BVerwG mit Entscheidung vom 12.02.2019 die
Nichtzulassungsbeschwerde zuriickgewiesen, so dass der Planfeststellungsbeschluss
bestandskraftig wurde.

In der textlichen Begriindung zum Entwurf (Stand: September 2021) wird unter Punkt 3.3.1
JStralenverkehr* auf den Um - und Ausbau des Autobahnkreuzes Hermsdorfer Kreuz
verwiesen. Hier heildt es u.a.:

LFar den Um- und Ausbau des Autobahnkreuzes Hermsdorfer Kreuz liegt mit
Planfeststellungsbeschiuss vom 21.12.2010 Baurecht vor. Angedacht ist eine direkte
Verbindung der Strecke Erfurt - Berlin durch die Ausbildung einer Verbindungsrampe
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(Uberflieger). Die Grenzen des Geltungsbereichs des gemeinsamen Flachennutzungsplanes
der Gemeinde Bad Klosterlausnitz und der Stadt Hermsdorf schliefBen den &stlichen Bereich
des Autobahnkreuzes mit der BAB A4 und den Verbindungsrampen Nirnberg - Dresden sowie
Dresden - Berlin und den nérdlichen Bereich der BAB A9 mit der kiinftigen direkten
Verbindungsrampe Erfurt - Berlin ein.

Die Planungen werden im Fldchennutzungsplan entsprechend beriicksichtigt.”

Nach Sichtung des gemeinsamen Flachennutzungsplans Hermsdorf und Bad Klosterlausitz
(Stand: September 2021) findet sich weder der planfestgestellte Um- und Ausbau des
Hermsdorfer Kreuzes noch die daraus resultierenden landschaftspflegerischen Mallnahmen
(z.B. die AusgleichmafRnahme A3 — Renaturierung des Raudenbaches durch Umwandlung
von Acker in Griinland und BepflanzungsmalRnahmen (siehe Anlage 2)) im Plan wieder.

In unsere beigefligten Anlage 1 ist eine Uberlagerung des planfestgesteliten Um- und Ausbaus
des Autobahnkreuzes Hermsdorf als Information dargestellt.

Mit der erforderlichen Wiederholung der &ffentlichen Auslage des Entwurfes des
gemeinsamen Flachennutzungsplanes Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz nach § 3 Abs. 2
BauGB mochten wir folgende grundsétzliche Hinweise in das Beteiligungsverfahren geben:

- Einbeziehung von Stralenbestandteilen des planfestgestellten Projektes A 9/ A 4,

Um- und Ausbau Autobahnkreuz Hermsdorfer in den Geltungsbereich des
gemeinsamen Flachennutzungsplans/ Festsetzung der Verkehrsflachen der
Autobahn (§§ 1 u. 4 FStrG).
Die gesamte zur Autobahn gehérende Grundstiicksflache ist (nach § 2 FStrG) durch
Verkehrsfreigabe als Autobahn (damit in ihrer Gesamtheit als ,StraRenflache")
gewidmet. Von anderweitigen Festsetzung der bestehenden StralRenflache ist daher
grundsatzlich abzusehen. Der gesamte Bereich der Autobahn ist somit aus dem
Geltungsbereich zu nehmen.

- Berlicksichtigung der landschaftspflegerischen Mallnahmen zum
Planfeststellungsverfahren Um- und Ausbau Hermsdorfer Kreuz im
Flachennutzungsplan

Auf Grund den zuvor beschriebenen Aspekten bitten wir freundlichst im Verfahrensgang
beteiligt zu werden und stehen fur weitere Abstimmungen selbstverstandlich jederzeit gerne
zur Verfigung.

Mit freundlichen GriiRen

DEGES Deutsche Einheit
FernstraBenplanungs- und -bau GmbH

gez. gez.
i.A. Andrea Prangen i.A. Michael Ritter
Projektleiterin Projektingenieur StralRenentwurf

Dieses Dokument wurde digital erstellt und ist ohne Unterschrift giltig.

DEGES Deutsche Einheit FernstralRenplanungs- und -bau GmbH / Zimmerstrale 54 / 10117 Berlin / Telefon 030 20243-0 / Fax 030 20243-291
Sitz der Gesellschaft Berin / Registergericht Charlottenburg Nr HR B 41 385 / Vorsitzende des Aufsichtsrates’ MR in Tatjana Tegtbauer
Geschaftsfuhrung Bauassessor Dipl.-Ing Dirk Brandenburger {techn ) / Assessor jur. Wolf-Dieter Friednch (kfm -ur.) / www.deges de
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Anlagen:

e Anlage 1 - Uberlagerung FNP und PlaFe AK Hermsdorf
e Anlage 2 - MalRnahme A3

DEGES Deutsche Embhert Fernsiraltenplanungs- und -bau GmbH ¢ Zimmerstralle 54+ 10117 Berlin / Telefon 030 20243-0/ Fax 030 20243-291
Sitz der Gesellschafl Berlin / Registergericht Charlottenburg Ne. HR B 41 385 / orsitzende des Aufsichtsrates: MR in Tatjara Tegtbauer
Geschaftsfihrung: Bauassessor Dipi -Ing. Dirk Brandenburger (techn ) /| Assessor jur Wolf-Dieter Friedrich (kfm.-iur ) / www deges de
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Umwelt- und Naturschutzverein Stadtroda e.V
Mitglied im BUND-Landesverband Thiiringen
Vorsitzende, Barbara Gritzmann

Tachover Ring 8
07646 Stadtroda
Umwelt- und Naturschutzverein Stadtroda e.V.
EINGEGANGEN
KGS Stadtplanungsbitro Helk GmbH 01 Dez. 202
Dipl.-Ing. Schragow
Kupferstrafie 1 = l Nefcee
99441 Mellingen
Thre Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Telefon Datum
Gri 0152-28703986 29.11.2021

Gemeinsamer Flichennutzungsplan Bad Klosterlausnutz-Hermsdorf,
Entwurf September 2021, Stellungnahme TOB, hier BUND Thiiringen

Sehr geehrte Frau Schragow,

im Aufirag des BUND-Thiiringen nehmen wir hiermit Stellung zum oben genannten Entwurf
des Flachennutzungsplanes.

1.  Einwendungen:

1.1. Einen grundsétzlichen Mangel sehen wir darin, dass das Gebot der Einschrénkung des
Flidchenverbrauchs (sieche zum Beispiel Landesentwicklungsplan LEP 2025: ,, Die
Fldchenneuinanspruchnahme fiir Siedlungs- und Verkehrszwecke soll weiterhin kontinuierlich reduziert
werden mit dem Ziel, bis 2025 die Neuinanspruchnahme durch aktives Fldchenrecycling (in der Summe)
auszugleichen. ©) im vorliegenden Planentwurf nicht geniigend beriicksichtigt wird. Gegeniiber dem Entwurf
von 2018 wird die geplante Flicheninanspruchnahme sogar deutlich erhoht.

1.2. Als besonders gravierend erscheint das Sondergebiet SO 14 Kur-/Hotelneuansiedlung auf 3,59 ha
Waldfliche, fiir das zusitzlich 0,87 ha Waldflache als Pufferfliche zu roden wiren. Die Ausweisung dieses
Sondergebietes steht im Widerspruch zum aktuellen Landschaftsplan. Neben dem erheblichen Verlust von
Waldlebensraumen spricht vor allem die offensichtlich zu erwartende Stérwirkung auf das unmittelbar
benachbarte FFH-Gebiet 136 bzw. das angrenzende NSG 154 gegen die vorliegende Planung zu SO 14. Auf
Seite 82 der Begriindung zu FNP wird im Ubrigen ausgewiesen, dass die Zahl der Hoteliibernachtungen seit
2011 nahezu stagniert, bzw. seit 2016 riicklaufig ist.

Zusammen mit den Sondergebieten SO 11-13 weist der Flichenplan im Teil Bad Klosterlausnitz Plane fiir
5,56 ha Waldrodung aus. Zusitzlich sind ca. 2 ha Waldrodung fiir den Kindergarten am Holzbornweg
geplant. Es darf bezweifelt werden, dass in diesem Umfang Ersatzflachen fiir Waldaufforstung in unserer
Region gefunden werden.

Ebenfalls véllig unverstandlich ist uns, warum noch immer an der Idee der Waldrodung fiir einen
Parkplatzbau nérdlich der LandstraBe unmittelbar am Ortsausgang in Richtung Autobahn (Vorhaben Nr. 18)
festgehalten wird. Als anerkannter Umweltverband behalten wir uns vor, Rechtsmittel einzulegen, wenn zu
diesem Parkplatz und zu SO 14 konkrete Bauplanungen begonnen werden sollten.

1.3. Die Planung fur das Wohngebiet 4 . Hinter dem Bad“ halten wir aus Sicht von Natur- und
Artenschutz wegen der unmittelbaren Nihe zum FFH-Gebiet 137 ebenfalls fiir sehr bedenklich. Da
fir das FFH 137 unter anderem der Kammmolch als besonders geschiitzte Art nach Anhang I'V der
FFH-Richtlinie ausgewiesen ist, besteht besonderes Konfliktpotential. Das Wohngebiet wiirde in
unmittelbarer Nachbarschaft zum Raudenbach erheblichen Publikumsverkehr mit entsprechender
Gefihrdungswirkung fiir Amphibien erzeugen.

Umwelt- u. Naturschutzverein Stadtroda e.V., Vereinsregister Amtsgericht Stadtroda VR 210002,
Steuernummer: 162/142/04774
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1.4 Die Aussagen zum Anteil des Geschosswohnungsbaus am gesamten Wohnbedarf (Seite 50
und folgende der Begriindung) sind nur bedingt nachvollziehbar. Weil Wohnungen in aktuellen
Plattenbauten zunehmend schwer vermietbar sind und weil in den vergangenen Jahren von 175
neuen Wohnungen nur 11 in Mehrfamilienh4usern bezogen wurden, wird geschlussfolgert, dass
sich der Neubaubedarf auf Einfamilienhsuser konzentriert. Die Frage, ob schlichtweg Angebote fiir
attraktiven Wohnraum in Mehrfamilienhéusern gefehlt haben, wird nicht erliutert. Um das Ziel der
Minimierung des Fldchenverbrauchs zu erreichen, miissen aus unserer Sicht auch die Kommunen
in ihren Planungen Primissen setzen, den Geschosswohnungsbau sowie die Modernisierung
vorhandenen Wohnraums zu fordern. Ein solches Herangehen ist in der vorliegenden Planung nicht
erkennbar. Besonders in Bad Klosterlausnitz bleibt ,,das Hziuschen im Griinen® auf bisher
unbebauten Flichen das kommunale Leitbild. Dies ist nicht mehr zeitgemaB.

2. Hinweise zum Untersuchungsumfang des Umweltberichtes haben wir nicht.
3. Hinweise fiir UberwachungsmaBnahmen gemii Umweltbericht haben wir ebenfalls nicht.

4, Es gibt von unserer Seite auch keine eigenen Planungen und MaBnahmen, die den FNP
beriihren konnen.

Mit freundlichen Griien
s gmrém @

B. Griitzmann
Vorsitzende




Karin Schragow

Von: Arbeitsgruppe Artenschutz Thiringen e.V. <ag-artenschutz@freenet.de>
Gesendet: Mittwoch, 2. Februar 2022 16:47

An: Karin Schragow

Betreff: Stellungnahme

Anlagen: 206_21 FLNP Hermsdorf-Bad Klosterlausnitz.pdf

Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte Frau Schwagow,

in der Anlage sende ich Ihnen zu o.g. Vorgang die Stellungnahme der AAT.

Mit freundlichen GriiRen
Angela Lukaszczyk

Arbeitsgruppe Artenschutz Thiiringen e.V.
07745 Jena, Thymianweg 25

Tel.: 03641 / 617454
www.ag-artenschutz.de

Info - FACHTAGUNGEN 2022

e 18.03. - 19.03. “Jagd und Artenschutz"

e 23.09. - 24.09. “Forstwirtschaft und Artenschutz"

e 00.10. - 00.10. “Zoologischer und botanischer Artenschutz in Mitteleuropa™



Y=

&)

'\nF
Arbeitsgruppe ARTENSCHUTZ € Thuringen eV.
B 0
s g
Arbeitsgruppe ARTENSCHUTZ Thanngen e V., Thyrianweg 25 D-07745 Jena s 7 j;‘ Leiter der Arbeitsgruppe
- 3 L M. Gorner
, Telefon (03641) 617454
KGS Stadtplanungsbiiro Helk GmbH - T:,ef:: 203541; 605625
Karin Schragow E-Mail ”
ag-artenschutz@freenet.
Kupferstrale 1 VWiag tEgscDiz 08
99441 Mellingen
Nach Bundesnaturschutzgesetz
anerkannier Naturschulzverein
L _I
Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen Datum
3690 22.12.2021 0-206/21/G6/B3 02.02.2022
Stellungnahme

Gemeinsamer Flichennutzungsplan Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte Frau Schragow,

bezugnehmend auf das Schreiben vom 22. Dezember 2021 und nach eingehendem Studium der im
Internet veréffentlichten Untertagen nehmen wir zu oben genanntem Flachennutzugsplan wie folgt
Stellung. '

Wir begriRen sehr, dass im vorliegenden Flichennutzungsplan das Ziel angestrebt wird, bereits
Uberpragte und brachliegende Flichen oder Leerstand als Wohn- oder Mischgebiet zu revitalisieren
und auch Bauliicken im Bestand fiir die weitere Entwicklung nutzen zu wollen. Aus Sicht des
Artenschutzes ist es allerdings nicht nachvollziehbar, warum dennoch einige groRflachige
Wohnbaugebiete ausgewiesen werden sollen - 2.B. Erweiterungsflichen siidlich WeiRenborner StraRe
(3,39 ha) und hinter dem Bad (1,35 ha) - wo doch ein weiterer Riickgang der Bevolkerung prognostiziert
wird.

Des Weiteren ist aus Sicht des Artenschutzes die Ausweisung der Sondergebiete Kur nicht tragbar. Die
Ausweisung einer 0,95 ha groRen Waldflache, die direkt siidlich an das Naturschutzgebiet 154 ,,Sumpfe
und Walder bei Bad Klosterlausnitz“ sowie das FFH-Gebiet 136 ,,An den Ziegenbdcken” angrenzt, als
Erweiterungsfliche fir die Algos-Klinik erscheint véllig unnétig, wenn man bedenkt, dass von Seiten
der Klinik gar kein Bedarf angemeldet wurde. Der Erweiterungsbedarf der Moritz-Klinik um zwei
Flachen, die insgesamt ca. 1 ha eines Nadel-Laubmischwaldes ausmachen, konnte erheblich reduziert
werden, wirde man eine Tiefgarage unter dem Erweiterungsbau integrieren. Dann kdnnte eine
weitere Parkflache und somit die Uberprégung von 0,59 ha Wald, der ebenfalls an das NSG 154 sowie
das FFH-Gebiet 136 angrenzt, entfallen.



Die Ausweisung des neuen Parkplatzes ,.An der Kdppe* (0,474 ha) an der Jenaischen StraRe - der zudem
vollstandig versiegelt werden soll - und nur etwa 150 bis 200 m westlich eines bereits bestehenden
Parkplatzes liegen wiirde, lehnen wir ab. Durch eine bessere Anbindung des bestehenden Parkplatzes
durch einen (wasserdurchldssigen) FuRweg, wiirde sich ein Neubau und somit weiterer Verlust eines
Nadel-Laubmischwaldes, der wie die oben bereits genannten Waldflichen um die Kurkliniken ebenfalls
unmittelbar sidlich an das NSG 154 sowie das FFH-Gebiet 136 angrenzt, eriibrigen.

Bearbeiter: A. Bahring
Mit freundlichen GriiRen

oot
Leiterder AAT



Karin Schragow

Von: AHO Thiringen <aho.thueringenGS@t-online.de>
Gesendet: Dienstag, 30. November 2021 16:10

An: Karin Schragow; info@helk

Betreff: Stellungnahme des AHO Thiringen e.V. zu MWA 217/21
Anlagen: SN_217_21.pdf

Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei erhalten Sie die Stellungnahme des AHO Thiiringen e.V. zu obiger Mitwirkungsangelegenheit.

Mit freundlichen GriiBen

Uta Rudolph

AHO Thiiringen e.V.
Geschiftsstelle
Auenstr. 31

99880 Mechterstadt
Tel. 03622-2004440
www.aho-thueringen.de



ARBEITSKREIS HEIMISCHE ORCHIDEEN
THURINGENE. V.

Nach Bundesnaturschutzgesetz anerkannter Naturschutzverband

AHO Thiiringen e.V., Uta Rudolph
AuenstraBe, 31, 99880 Mechterstidt

KGS Stadtplanungsbiiro HELK GmbH
Kupferstr. 1

99441 Mellingen Geschfisstelle des AHO

Tel.: 03622-2004440
eMail: aho.thueringenGS @ t-online. de
www.aho-thueringen.de

Ihr Zeichen Thre Nachricht vom Unser Zeichen Datum

3690 28.10.2021 217/21 30.11.2021

Gemeinsamer Flichennutzungsplan Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz
Hier: Beteiligung der Behérden und sonstigen Triiger 6ffentlicher Belange

Sehr geehrte Frau Schragow,
sehr geehrte Damen und Herren,

Nach Einsichtnahme in die vorgelegten Unterlagen nimmt der Arbeitskreis Heimische Orchideen
Thiiringen €.V. wie folgt Stellung:

Die groBen Probleme der Welt — Klimaverénderung und Artensterben — sind in aller Munde. Die
Verkehrswende wird gerade eingeleitet, das Ende von mit Verbrennungsmotoren angetriebenen
privaten Kfz. ist abzusehen. In Thiiringen und auch im Saale-Holzland-Kreis stagnieren die Ein-
wohnerzahlen bzw. gehen deutlich zuriick.

Da erscheint es ungewhnlich, dass in Bad Klosterlausnitz eine neue Umgehungsstraie durch
den Wald und durch naturnahe, teils geschiitzte Biotope geplant wird und dass fiir neue Baupro-
jekte Wald gerodet werden soll. Auch wenn dieser nicht in festgesetzten Schutzgebieten oder
FFH-Gebieten liegt und teilweise aus Nadelgeholzen besteht, wird er doch zahlreichen Wald-
funktionen gerecht. Fiir Ausgleichsaufforstungen wire im weiten Umkreis der beiden planenden
Gemeinden kein Platz, also sollte man darauf verzichten, Wald fiir Bauvorhaben in Anspruch zu
nehmen.

Zumal es Alternativen gibt: Anstelle ein weiteres Waldgebiet (zwischen Koppe und ,,Waldpark-
platz*) fiir eine Klinik zu roden (gepl. Gebiet SO HO/K), kann der Sportplatz dazu genutzt wer-
den — die Planung fiir einen neuen Sportplatz an der Strafle zur MUNA ist ja noch aktuell. Das
Gebiet ist 3,59 ha groB — wo sollen denn (ggf. die doppelte Flidche) Ersatzaufforstungen entspre-
chend dem Thiir. Waldgesetz durchgefiihrt werden? Solche Fldchen stehen doch gar nicht zur
Verfligung.



Und auch der Kindergarten (gepl. Gebiet ,,K* am nordlichen Ortsrand von Bad Klosterlausnitz)
kann an anderer Stelle gebaut werden — und nicht gerade in dieses relativ naturbelassene Wald-
stiick (das Gebiet des ehem. Ferienlagers hat sich in relativ naturnahe Biotope verwandelt). Vgl.
auch die Bewertung im Umweltbericht!

Zu den anderen beabsichtigten Planungen:

+ Bad Klosterlausnitz, Erweiterungsflédche hinter dem Bad (1,35 ha): muss aufgrund der reichhal-
tigen Biotopstrukturen (struktur- und geholzreiche Gérten, Griinland) und der fehlenden Er-
schlieBung abgelehnt werden. Durch die geplante Erweiterungsfliche siidlich der Weiflenborner
Strafle (3,39 ha) sowie kleinere Flichen (Bergstrafle, Buchberg) sind im Bereich der Gemeinde
geniigend Reserven fiir Wohnbaufldchen vorhanden!

* Die stattdessen in Hermsdorf praktizierten ,,Revitalisierungsflichen* werden ausdriicklich be-
griiBit (hier wird keine neue Flidche in Anspruch genommen).

Auf die meisten Punkte hatten wir bereits in der Stellungnahme vom Juli 2018 hingewiesen. Un-

verstéindlich, dass doch an allen Planungen festgehalten wird bzw. diese noch ergéinzt und aus-
geweitet werden!

Mit freundlichen Griilen

(Ha %\o/o’[ /\/(



NABU Saale Holzland Kreis e. V.

Talstrasse 86 A EINGEGANGEN
07743 Jena 16 Nov. 2021
KSG Stadtplanungsbiiro HELK GmbH R RS

Kupferstrasse 1

99441 Mellingen

Betreff: Gemeinsamer Flichennutzungsplan Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz
Hier: Stellungnahme NABU Thiiringen e.V.
Ihr Zeichen 3690/ Bearbeiter. K. Schragow Ihr Datum : 20.10.2021
Bearbeiter: Klaus Gotze, Vors. NABU SHK e.V. Bearbeiter von
Stellungnahmen nach § 63 BNatSchG

12. Nov. 2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

1.Vorbemerkungen

Entsprechend unserer Vereins Satzung als Naturschutzverband und anerkannter
Verband nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz sind wir berechtigt, eine
Stellungnahme als Trdger dffentlicher Belange einzureichen. Wir danken fiir die
Beteiligung am Verfahren.

Der  Fldchennutzungsplan  im  allgemeinen  hat nur  behordlichen
Verbindlichkeiten und daher keinen giiltigen Rechtsstatus. Er dient den
Kommunen als  Orientierung  zur  stddtischen und  gemeindlichen
Weiterentwicklung. Fiir Bad Klosterlausnitz und Hermsdorf wurde unter
Beriicksichtigung der Nachhaltigkeit fiir alle Naturgiiter im Sinne der
Allgemeinheit und des Gemeinwohls der FNP erarbeitet. Hier geben wir dazu

eine Stellungnahme ab.
Unserer Pflicht nach § 4 Abs.3 Bau GB ist uns bekannt.

2. Geplante Versiegelungsflichen

Wohnbaufldchen : 10,830 Hektar

Gemischte Baufldchen: 2,162 Hektar

Gewerblicher Bedarf : 2.35'86 Hektar

Damit sollen insgesamt etwa 15 Hektar neu versiegelt werden, wobei die Flcichen
Siir den Hausbau den grfiten Anteil daran haben.

3. Eingriffe in Natur und Landschaft



Durch die geplanten Einzelbebauungen vor allem mit Familienhdusern, den
gewerblichen Bedarf u.a. wird biologisch funktionfdhiger, produkiver Boden in
den Planungsgebieten im Innenbereich versiegelt. Der Boden dient in seiner
Funktion als Speicher fiir Niederschldge, als ausgleichender Faktor bei der
Verdunstung und stellt damit auch fiir das Klima in der Stadt / Dorf einen
wichtigen Faktor dar. Auch bildet er eine wichtige Nahrungsquelle u.a. fiir
Kleinsduger und Insekten. Wasserhaushaltlich spielt der Boden auch eine
wichtige Rolle bei der sich stdndig erneuernden Grundwasserneubildung. Das
Gebiet Hermsdorf gehort zum oberiSrdischen Einzugsgebiet der genutzten
Tiefbrunnen im Zeitzgrund.

Alle FFH — Gebiete sind wie alle NSG FND gesetzlich nach EU - Recht bzw.
nach dem Bundesnaturschutzgesetz / Thiiringer Naturschutzgesetz geschiitzt und
sind vor Eingriffen zu bewahren. Die beigegebenen Auflistungen der dort
erfassten Pflanzen und Tiere sind aktuelle Dokumente der TLUBN Jena.

4. Hinweise Klima und Artenschutz

Kleinklimatische Verbesserungen : Begriinung von Freiflidichen, Pléiitzen und von
Bau Liicken mit Gehdlzen ( Laubbdume, Hecken, Gebiische ) .
Dachbegriinungen mit kleinwiichsigen, Trockenheit liebenden Kriutern und
Bliitenpflanzen auf Ddchern von Gewerbegebduden in Hermsdorf.

Erweiterung und Verstdrkung des Grofsgriins entlang der Autobahn A 9.

Erhalt  und  Vergréflerung  sowie  gesellschaftliche  Forderung  der
Kleingartenanlagen als wichtige Refugien von Tier und Pflanzenarten.

5. Sonstiges

Mogliche Ausgleichsflichen zur Entsiegelung: ehem. Hiihnerintensivhaltung
( KIM ) siidlich Hermsdorfer Kreuz-

Vorhandensein ehemals geheimer Tiefbrunnen der Stasi hinter der Autobahn
Raststéitte Hermsdorf.

Durch die Lage von Hermsdorf auf der prdterticiren Hochfldche intensive Sonnen
Einstrahlung - Idealer Standort fiir Solarelemente!

Innerdrtlicher Radwege Ausbau.

Klaus Gotze, Vors. NABU SHK e. V.
Detlef Beil stellv. Vors. NABU SHK e. V.




Gemeinde Bad Klosterlausnitz
Markt 3

07639 Bad Klosterlausnitz

Stellungnahme der Gemeinde Weilenborn zum gemeinsamen Flachennutzungsplan
der Stadt Hermsdorf und der Gemeinde Bad Klosterlausnitz:

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Gemeinde WeilRenborn ist als unmittelbare Nachbargemeinde zu Bad
Klosterlausnitz insbesondere durch die gemeinsame Klaranlage in WeilRenborn
betroffen.

So muss bei der Entwicklung von Wohnbauflachen in Bad Klosterlausnitz auch der
vorhandene Bedarf an Entwicklung von Bauflachen in der Gemeinde Wei3enborn mit
betrachtet werden. Das heilit, die Klaranlagekapazitat der Klaranlage Wei3enborn
und die der vorhandenen Abwasseranlagen sind hier die Basis zur weiteren
Entwicklung. So sind viele Teile der Abwasseranlagen in Bad Klosterlausnitz auch im
Mischwassersystem ausgebaut. Zusatzliches Schmutzwasser kann das
Vorflutbauwerk zwischen Bad Klosterlausnitz und Weillenborn noch stérker belasten,
da in Folge dessen Schmutzwasser noch éfter in die Rauda abgeleitet wird.

Gleichzeitig wird durch weitere Versiegelungen die Rauda als Vorflut noch starker mit
Oberflachenwasser belastet. Dies wirkt sich insbesondere im Bereich der
Klosterlausnitzer Strale schon jetzt durch immer wiederkehrende
Gefahrensituationen aus.

Die Gemeinde Weilenborn stimmt der Ma3nahme unter der MalRgabe zu, dass die
Stellungnahme als Bestandteil der T6B- Beteiligung aufgenommen wird.

Chrfstiane Putzer
Burgermeisterin

Christiane Putzer Schulstrafie 5 Telefon 036601 82066
Burgermeisterin 07639 Weiflenborn gemeinde@weissenborn-thueringen.de
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Antrag zur Streichung der Parkplatzflaiche am Naturiehrpfad aus dem
Bebauungsplan und dem Flachennutzungsplan von Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte

Bezugnehmend auf meine Anfrage in der Gemeinderatsversammlung am 29.11.2021,
mochte ich mein Anliegen schriflich an die Gemeindeverwaltung stellen.

Ich beantrage, die Flache fiir den nicht genehmigten Parkplatz am Naturlehmpfad aus
dem Flachennutzungsplan und aus dem Bauplan der Gemeinde mit Beschluf} entfermen.

Begrundung:

Die Parkplatzflache wurde bei den Beschlissen zum Kurpark nicht bericksichtigt,
weil es keine Mehrheit im Gemeinderat gab. Weiterhin hat sich der Forst und das
Landesverwaltungsamt sowie die Untere Naturschutzbehérde gegen diesen Standort
ausgesprochen. Hierzu gibt es nach Aussagen der Behorden einen entsprechenden
Schriftverkehr, der auch in der Gemeindeverwaltung bekannt ist. Wenn die Nutzung
der Flache fur Bauzwecke nicht gegeben ist, kann die Flache auch aus dem
Flachennutzungsplan und dem Bauplan entfernt werden.

Ich bitte Sie, mich Uber den Abwagungsbeschluss schriftlich zu informieren.

Mit freundlichen GriRen
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Antrag zur teilweise Streichung der Waldflachen ( siehe Kopie 1 ) aus dem
Flachennutzungsplan von Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte

Bezugnehmend auf meine Anfrage in der Gemeinderatsversammlung am 29.11.2021,
madchte ich mein Anliegen schriflich an die Gemeindeverwaltung stellen.

ich beantrage, die Waldflache fur den Bau eines Hotel ( siehe Kopie 1 ) aus dem
Flachennutzungsplan der Gemeinde teilweise mit Beschlufd zu entfemen. Aus meiner
Sicht haben wir ausreichende Hotels und Ubemachtungsméglichkeiten. Wenn die
Gemeinde noch zusatzliche Parkplatze benétigt, kann die Waldfiache an der Strasse zur
Autobahn genutzt werden. Dazu Ubergebe ich ihnen eine Skizze als Vorschlag .

Ich bitte Sie, mich uber den Abwagungsbeschiuss schriftlich zu informieren.
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Antrag zur Streichung der Waldflichen ( Kopie 2 und 3) aus dem
Flachennutzungsplan von Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte

Bezugnehmend auf meine Anfrage in der Gemeinderatsversammiung am 29.11.2021,
mochte ich mein Anliegen schriflich an die Gemeindeverwaltung stellen.

Ich beantrage, die Flache Erweiterung Algos-Klinik und Moritzklinik ( siehe Kopie 2 u.3 )
aus dem Flachennutzungsplan der Gemeinde mit Beschlul® entfermen.

Die Flachen sind Waldflachen und kein Bebauungsgebiet.

Ich bitte Sie, mich Uber den Abwagungsbeschluss schriftlich zu informieren.

Mit freundlichen GriiRen
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Stellungnahme zum Beschluss des Gemeinderates vom 25.10.2021 zum Entwurf des gemeinsamen
Flichennutzungsplanes Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte , sehr geehrte Gemeinderate,

Im Rahmen der Offentlichen Bekanntmachung der Auslegung des gemeinsamen Flachennutzungsplanes
Hermsdorf - Bad Klosterlausnitz mdéchte ich lhnen meine Stellungnahme (bersenden. Dabei konzentriere
ich mich als BOrger von Bad Klosterlausnitz im Wesentlichen auf die Teilbereiche meines Wohnortes.

Grundsatzlich kann eingeschatzt werden, dass der Entwurf des FNP eine gute Grundlage fur die kiinftige
bauliche und sonstige Nutzung der Grundsttcke in den Gemarkungen der Gemeinden Hermsdorf und Bad
Klosterlausnitz beinhaltet.

Nachfolgende Faktoren , die in meiner Stellungnahme aufgefthrten werden, sollten maRgeblich in der
endglltigen Beschlussfassung berticksichtigt werden:

* Seite 98 Teil A des FNP Nr. 1, Erweiterungsfliche zwischen Eisenberger StraBe und Neue StraBe

Hier wurde die Abrundungsfldche aufgenommen und somit ein Anschluss am nérdlichen Ortsrand vollzogen.
Diese Malnahme betrachte ich als sinnvoll. Um eventuelle zukUnftige Streitigkeiten entgegenzuwirken, sind
die im FNP far Wohnungsbau geplanten Flachen zu erweitern. Die Erweiterung betrifft konkret die
Flurstucke 313/25, 313/34, 313/33, 313/32, 313/31, 313/30.(siehe Anlage 1)

Griinde: Im Flurstack 313/35 befindet sich der Hauptanschluss der Wasserwirtschaft zur Wasserversorgung
der Garten. Der Eigentumer des Flurstucks 313/25 ist die Gemeinde Bad Klosterlausnitz.

Die anschlieRenden Flursttcke (313/34 bis 313/30 rlicklaufig) sind Privateigentum.

Der derzeitige Weg wird als Zufahrt fur die jeweiligen Gartengrundsticke genutzt.

Mit der Umsetzung des FNP ware eine Zufahrt in Notfallen (Rettungssanitéter, Feuerwehr etc.) nicht mehr
mdglich. Durch die Integrierung der oben angefuhrten Erweiterungsfidchen kénnen Bedenken der
GrundstlUckbesitzer ausgeschlossen werden.

Naher untersucht sollte auch die ErschlieBung Uber Neue StraRe.

* Seite 109 Teil A des FNP Punkt 14, Sondergebiet Kur / Hotel

Die Neuansiedlung bezieht sich auf eine Flache von 3,59 ha.

Hinzu kommt noch die Abholzung von 0,87 ha (Seite 121Teil A) fur eine eine Pufferzone zum Wald.

Auf der Seite 81 Teil B Nr. 14 des FNP wird weiter die neue Sondergebietsflache fur einen weiteren Kurklinik-
und Hotel-Standort erldutert.

Ich vertrete die Auffassung, dass der Standort sowie die damit verbundenen MaBnahmen neu durchdacht
und verandert werden massen. Eine Zustimmung kann meinerseits nicht gegeben werden.

Begrindung:

Auf der Seite 89 Teil B FNP Tabelle 23 wird die Bedeutung/Empfindlichkeit des Sondergebiet/Empfindlichkeit
Kur/Hotel (Neuansiedlung) dokumentiert. In der Bestandsbeschreibung wird u.a nochmals auf die hohe
Bedeutung des Waldgebiete fur die Erholungsfunktion (Kurgaste, siediungsnahe Erholung,
Kindergartengruppen etc.) eingegangen.

Ich mdchte nochmals unterstreichen, dass die Bedeutung der Flache besonders It. Umweltbericht auf der
Seite 89 Teil B als hoch eingeschatzt werden und zahireiche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgtern
bestehen.



Ich kann deshalb nicht verstehen, dass, zugunsten der Nutzungsflache des Sondergebietes, dafur Nadel —
Laubmischwald in unmittelbarer Nahe der bestehenden Kureinrichtungen (Kurzentrum und Kurpark) , zum
Opfer” fallen. Dieser Umstand muss neu durchdacht und verandert werden.

Fazit:

Der FNP soll, wie im Entwurf angestrebt wird, das Ergebnis einer gerechten Abwagung der 6ffentlichen und
privaten Belange sein. Sie mussen aber auch den Bedurfnissen des Umweltschutzes und des
Naturhaushaltes besonders Rechnung tragen.

Deshalb sind einige geplante MaBnahmen tiefgrondiger zu untersuchen, zu bewerten und verdndert werden.
Ich méchte durch die Stellungnahme, dass meine Hinweise und Bedenken bei der weiteren Erarbeitung des

kanftigen FNP Bericksichtigung finden.
Far eventuelle Ruckfragen stehe ich |hnen gern zur Verfigung.

Mit freundlichem Gru

Anlage 1

Bad Kiosterlausnitz, den 02.12.2021
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Gemeindeverwaltung
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Bad Klosterlausnitz, 07.12.2021

Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf und Bad Klosterlausnitz

Einwendung zum Entwurf

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit méchten wir innerhalb der Auslegungsfrist des gemeinsamen FNP Hermsdorf und Bad
Klosterlausnitz (08.11.2021 — 10.12.2021) von der Méglichkeit Gebrauch machen, folgende
Stellungnahme / Einwendung zum Entwurf abzugeben.

1. Ausweisung von Bauflichen zur langfristigen Erweiterung der Wohnbauflichen

Bezug im FNP:
- Begrindung — Teil A, Seite 98, Nr. 2 und 3
- Beiplan 1 — Bauleitplanung, Baulicken und Nutzungsreserven

zu Nr. 3: Erweiterungsflache am Buchberg

Die Ausweisung der Flache Nr. 3 als Wohnbauflache ist nachvollziehbar und aus
stadtebaulicher Sicht sinnvoll. Dringend zu klaren ist jedoch die Art und Weise der Zuwegung/
ErschlieBung dieser Flache.

Das vorhandene Baugebiet ,Am Buchberg” ist derzeitig lediglich iber eine Zufahrt an der
Kostritzer Stralle erreichbar. Aus unserer Sicht ist bereits die jetzige Situation problematisch
und sollte dringend einer Prifung unterzogen werden. Ein zweiter Rettungsweg fur
Rettungsfahrzeuge der Feuerwehr bzw. Krankenwagen bei drztlichen Notfallen fehlt bislang.
Unklar ist, was bei einem Notfall passiert und der Zufahrtsbereich Késtritzer StraRe /
Wiesenweg blockiert ist. Aufgrund der sehr engen Knotenpunktsituation ist ein solcher Fall
nicht auszuschlieBen. Auch ohne die Ausweisung der neuen Wohnbauflichen besteht hier
dringender Handlungsbedarf.



zu Nr. 2: Erweiterungsflache sidiich WeiRenborner Stralle

Durch die ortlichen Gegebenheiten und die Topografie stelit sich neben der Frage der
Notwendigkeit der Ausweisung einer 3,39 Hektar groBen Neubauflache (bei rucklaufigen
Einwohnerzahlen) auch hier die Frage nach der Zuwegung/ErschlieBung. Wie soll diese
Flache erschlossen werden?

2. Ausweisung von Sonderbauflachen

Bezug im FNP:
- Begrundung — Teil A, Seite 109, Nr. 14
- Beiplan 1 — Bauleitplanung, Baulticken und Nutzungsreserven

Wir méchten uns gegen die Ausweisung der jetzigen Waldflache als Sondergebiete Kur /
Hotel (Nr. 14) aussprechen. Es ist nicht nachvollziehbar, dass Waldflachen an dieser Stelle fur
Klinikerweiterungen bzw. als Hotelstandort ausgewiesen werden mussen.

Aus naturschutzfachlichen Grinden (Eingriff in  Natur und Landschaft und
Waldfiacheninanspruchnahme) und stadtebaulicher Sicht (Zersiedelung der Landschaft) solite
das Sondergebiet nicht zugelassen werden. Die unter anderen aufgefiihrte Begrindung der
besseren Anbindung des vorhandenen ,losgeldsten“ Parkplatzes ist mehr als fraglich. Die
Akzeptanz des Parkplatzes lasst sich sicher durch andere MaRnahmen erhéhen. Fir die
Moritz-Klinik und Algos-Klinik werden bereits Standorte an anderer Stelle (Nr. 11 und 12)
ausgewiesen.

Mit freundlichen GriRRen
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Gemeinde Bad Klosterlausnitz
Markt 3
07639 Bad Klosterlausnitz

Stellungnahme zum Vorentwurf fiir den gemeinsamen Flichennutzungsplan

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum aktuell ausliegenden Flachennutzungsplan nehme ich wie folgt Stellung. Entgegen [hrem
letzten vom Landesverwaltungsamt genehmigten Arbeitsstand zum FNP stellen sich die neuen
Wohnbaufldchen in der StraBe Am Bad fiir diec Biirgermeisterin etwas aufgeblasen auf 1,35 ha dar.
Selbst wenn Sie mein Grundstiick 427/6 so lippig wie geplant in die ErschlieBung mit einbeziehen,
kann die enge StraBe Am Bad unmoglich der Zubringer fiir bis zu 26 neue Wohneinheiten sein.
Zudem miisste die halbe Straffe Am Bad aufgerissen werden, um mit einer Pumpstation die
Abwisser auf den richtigen Weg zu bringen. Es ist und bleibt die zweite Reihe, die Sie erschlicflen
wollen und die laut Landschaftsplan als Griingiirtel den Ortsrand bilden soll. Fur eine solche
Vorteilsplanung im Verbot werde ich mein Grundstiick nicht zur Verfiigung
stellen.

[hre Planung am Ortseingang Jenaische Strafe, einen Hotel- und Kurklinikkomplex auf derzeitigen
llochwaldflichen entstehen zu lassen und auf der anderen Strafenseite noch Parkplatze statt
Hochwald vorzusehen, ist Lirm- und Klimaschutz technischer Unsinn. Sie versuchen mit viel
Aufwand den Verkehrslirm in Bad Klosterlausnitz zu reduzieren und wiirden an dieser

Stelle ein groBes Loch in die bestehende natiirliche Larmschutzwand zur Autobahn A9 reifien.
Gleichzeitig wird dieser Wald als Wasserspeicher fiir kommende trockene Sommer bendtigt.

Hochachtungsvoll!
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Gemeinde Bad Klosterlausnitz
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Stellungnahme zum Vorentwurf fiir den gemeinsamen Flachennutzungsplan

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum aktuell ausliegenden Flachennutzungsplan nehme ich wie folgt Stellung:

hiermit beanstande ich, dass meine abgegebene Stellungnahme, vom 29.07.2018, nicht unter ,,B-
Einwender“aufgefiihrt wurde. Dabei haben Sie mir am 31.07.2018 den Eingang meiner
Stellungnahme bestatigt.(Anlage)

ich forderte darin, die historisch gewachsene Wegesituation im Bereich meines Grund-

Stiickes 415/2 in der Flur 4 wiederherstellend zu beriicksichtigen. Dies ist nicht geschehen.

Ich kann nicht nachvollziehen, dass Sie in das neue Wohngebiet als Bauland allerhand
schiitzenswerte Kleingdrten einbeziehen, die gemaR Landschaftsplan als Griingiirtel den Ortsrand
bilden sollen. Sie befinden sich in der zweiten Reihe zur StraRe Am Bad. Eine ErschlieRung, beziglich
der Verkehrswege als auch der Abwadsser, wird daher zum Problem. Dies ist lediglich zu Ende
gedacht, wenn es kaschieren soll, dass es sich bei dem neuen Wohngebiet um eine Vorteilsplanung
Far und handelt.

Ich bitte Sie, eine neue Verbindung zwischen BergstrafRe und StraBe Am Bad zu schaffen.

Bitte beriicksichtigen Sie, dass der Regionalplan fir die Windvorranggebiete vom Verwaltungsgericht
Gera gekippt wurde. So kénnen iberall Windrader hin gebaut werden, es sei denn, Sie verhindern
dies im FNP.

Mit freundlichen GriiBen
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Stellungnahme zum Vorentwurf fiir den gemeinsamen Flachennutzungsplan

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum ausliegenden Flachennutzungsplan mochte ich wie folgt Stellung nehmen.

Zu Beginn beanstande ich, dass meine abgegebene Stellungnahime vom 10.08.2018 nicht unter
,B_Einwender* aufgefiihrt wurde. Seinerzeit hatte ich bereits die Untere Kommunalaufsicht
bemiiht, dem nachzugehen. Bauamtsleiter Miiller verwies im Telefonat vom 21.09.2018 darauf,
dass meine Stellungnahme falsch abgeheftet worden sei. bestatigte mir mit
Schreiben vom 24.09.2018 den Eingang meiner Stellungnahme, war jedoch in der
Gemeinderatssitzung am selben Tag der Meinung, dass meine Stellungnahme unter der Flut von
Einwenden noch nicht bearbeitet worden wire. Da es damals offiziell nur noch zwei weitere
Einwende auRer meiner gab, kann es wieder nur an einer Uberforderung der , leistungsstarken und
schlanken Verwaltung* liegen, dass meine Stellungnahme unterschlagen wurde.

In meinem Brief an die Gemeinderate vom 01.10.2018 forderte ich: ,,Gemall dem Gleichheitsgebot
aus GG und Verfassung [...] die Aufnahme meiner gesamten Grundstiicke in das potenzielle
Wohngebiet ,,Am Bad“ des neuen FNP, sowie ein §13b-Verfahren fir meinen Nachbam und mich.“
Am 18.10.2018 bestatigte die heutige , dass meine Grundstiicke die beste
Losung zur ErschlieBung fiir das geplante Wohngebiet ,,Am Bad“ seien und ich meine Grundstiicke
bei der ndchsten Stellungnahme einbringen konne. Dies bekréaftige ich hiermit!

Am 26.10.2020 veroffentlichte der Gemeinderat mit Beschluss den Arbeitsstand fiir den FNP. Es
wurden alle potenziellen neuen Wohnbebauungsflachen vorgestellt, die angeblich vom
Landesverwaltungsamt auch genehmigt gewesen seien. Dabei fiel auf, dass das neue groRe
Wohngebiet ,,Am Bad* stark geschrumpft war. Nur noch die seit 8 Jahren gestoppte Schwarzbaute
und der Garten blieben ubrig. Stadteplanerisch nicht weitsichtig, sondern eine
Vorteilsplanung!

In der aktuellen Auslage des FNP ist das potentielle neue Wohngebiet ,Am Bad*“ wieder auf 1,35 ha
angewachsen. Es wurde einschlieflich des neu erworbenen Garten eines

und geplant. Diese Gartengrundstiicke
sind als griiner Ortsrandbereich vom Landschaftsplan geschiitzt! Da sich alle Grundstiicke in der
zweiten Reihe befinden, wiirde eine dingend notwendige ErschiieBungssirale (incl. Abwasser) den
neuen Ortsrand bilden. Das widerspricht dem Landschaftsplan. Sie planen im Verbot!

Seite 1 von 2
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Zusatzlich bediirfte es einer Pumpstation fur die Abwasser. Momentan endet auf Grund des
naturlichen Gefalles die Kanalisation in der Strafe Am Bad bei der Hausnummer 9. Bis zur
Nummer 17 miisste die ganze sanierte Strale aufgemacht werden, um alle mit viel Aufwand
anzuschlieBen. Oder planen Sie das Abwasser tiber den Parkplatz vom Kristallbad ohne
Grunddienstbarkeit? Im ISEK2025 ist das so nicht vorgesehen. Da steht vielmehr auf Seite 70 unter
MaRnahmen wie folgt:

7. Flachennutzungsplan (FNP)

-Ausweisung eines stadtebaulichen Entwicklungsbereiches im siidostlichen Teil des Ortes und
Schaffung einer siidlichen Ortsumgehung ab Kriimme.

-ErschlieBung und Bebauung von Siedlungsliicken zur Siedlungsverdichrung hinter dem Kristallbad
bis Siedlung und /oder zwischen Krimme und Bergstrae (Meine Grundstiicke befinden sich genau
dort!)

-Hotelbau in raumlicher Nahe zum Kiristallbad (gegeniiber meiner Grundsticke)

Der ISEK ist Planungsgrundlage und soll Grundlage auch fiir die Forderung der Kosten des
vorliegenden FNP sein.

In der Grundstiicks- und Bauausschusssitzung am 26.01.2017 wurden unter

unter Punkt 4. Bauleitplanung Strale Am Bad/Oberndorfer Stra8e in der Diskussion folgende
Punkte herausgearbeitet

-eine Zufahrtsmoglichkeit besteht im Bereich Oberndorfer StraBe/Trifftberg (nur iiber meine
Zufahrt und meine Grundstiicke moglich!) '

-das neue Plangebiet (Wohnen) erstreckt sich nach der Talaue in westicher Richtung bis zur
Bergstrale

-das B-Plangebiet "Erlebnisbad" soll mit einbezogen werden und ein Hotelstandort ist
einzubeziehen (nur direkt gegeniiber meinen Grundstucken moglich)

Die StraBe Am Bad geht heute schon mit der Hausnummer 22 bis an meine Grundstiicke, die eine
bestehenden Raudatberquerung beinhalten. Die Enweiterung der Strale Am Bad mit einem zweiten
Anschluss an die Kostritzer Strale wiirde den beengten Begegnungsverkehr sowie die
Sackgassensituation in der Strae Am Bad im Sinne einer nachhaltigen Stadiebauplanung I6sen.
Entlang dieser Strale kénnten Sie weitere Hauser planen, deren Abwiisser mit dem natiirlichen
Gefalle zur Kanalisation in der Kostritzer Strafle flieBen. Damit ware auch die
AuBenbereichssituation fiir die bestehenden Hauser Am Bad 22, sowie in der Kostritzer Str. 32 und
32 A geklart.

Vor meiner Grundstiicksgrenze haben Sie keine Probleme, im eingezeichneten Biotop eine
Parkplatzvorhalteflache zu planen. Dafiir wurde das Feuchtbiotop, neben der seit 2013 anhingigen
Schwarzbaute in der StraBe Am Bad, gar nicht mehr erfasst. Bei der letzten Auslage des FNP wurde
es wenigstens noch zu ehemaligen Fischteichen degradiert.

Wie oben bekraftigt, fordere ich Sie hiermit auf, sich an die im ISEK aufgestellten
Rahmenbedingungen zu halten und meine Grundstiicke in den neuen FNP als Bauland und
Verkehrsflachen aufzunehmen.

Hochachtungsvoll

Stellungnahme zum Voreatwurf fiir den gemeinsamen Flachennutzungsplan
Seite 2 von 2
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Bad Klosterlausnitz,den 09.12.2021

betr.: Gemeinsamer Flachennutzungsplan Hermsdorf — Bad Klosterlausnitz
Entwurf September 2021

Sehr geehrte , sehr geehrte Damen und Herren Gemeinderiite,

mit dem vorliegenden Entwurf des FNP liegt nun eine tiberarbeitete Form des Ent-
wurfes von 06/2018 vor. Die Bezeichnung Entwurf beriicksichtigt, daB nach dieser
offentlichen Auslegung die erneuten Belange, Stellungnahmen und Anregungen der
TOB und Biirgereinwendungen einzuholen und abzuwigen sind. Das ist entschei-
dend, da in den vergangenen 3,5 Jahren und besonders auch in den 3 Monaten nach
Bearbeitungsende, weitreichende gesellschafts-, klima-, und umweltpolitische Ver-
dnderungen eingetreten sind, die unmittelbar Auswirkungen auf den FNP haben.

Deutschland ist im November 2021 auf der 26.UN — Klimakonferenz in Glasgow der
Initiative zur Entwaldung beigetreten. Das bedeutet im Klartext das die Entwaldung
zugunsten von BaumafBinahmen und Flachenversiegelungen gestoppt wird.

Das Landesverwaltungsamt schrieb schon in seiner Stellungnahme 2018 den Eingriff
in den vorhandenen Baumbestand so gering wie moglich zu halten.

Das heif3t die im FNP aufgezeigten

- Sondergebiet Kur — Erweiterung (Algos-Klinik) 0,95 ha

- Sondergebiet Kur — Erweiterung Ost (Moritz-Klinik) 0,43 ha

- Sondergebiet Kur - Erweiterung West (Moritz-Klinik) 0,59 ha
- Sondergebiet Kur/Hotel (Neuansiedlung) 3,59 ha

- Parkplatz entlang der Jenaischen Straf3e links am Ortseingang
- Waldkindergarten
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sollten so nicht realisiert werden.

Es muf3 das Prinzip Innenentwicklung vor Auenentwicklung gelten.

Dort sollte auch der Standort fur ein neues Hotel gegeben sein. Den Wald zwischen
Kd&ppe und Waldparkplatz fiir ein Hotel zu roden ist dann kein Thema mehr.

Die Moglichkeit dazu ist durchaus gegeben indem das Areal zwischen Bad, Siedlung,
Bergstralle und Kostritzer Strafe fiir diese Innenentwicklung genutzt wird.

Da fiir einen Teil dieses Gebietes bereits seit 1997 ein bestitigter Bebauungsplan vor-
liegt kénnte diese Flache umgewidmet werden und stinde sofort zur Verfligung.

Die Flachen links und rechts der Rauda (GW I, GWII) wiren ideal um eine
parkdhnliche Anlage zu schaffen.

Die vorgenannte Flache reicht aus um allen Wiinschen beziiglich Wohnbebauung,
Klinik ~ Kur, gerecht zu werden.

Die Neugestaltung der Situation am Ortseingang Jenaische Strafle erfreut Patienten,
Giiste und Anwohner. Ein durchweg gelungenes Beispiel. Daf3 nun wiederholt ver-
sucht wird unmittelbar vor diesem Ensemble einen Parkplatz zu errichten ist einfach
nicht serios.

Eine solche Mafinahme war bereits im Jahr 2012 Bestandteil des Bebauungsplanes
Nr. SO/1/2012 ,, Sondergebiet Erweiterung Kurzone* und war Bestandteil des
damaligen 2.Bauabschnittes. Die Maf3nahme konnte durch den Protest einer groen
Mehrheit der Biirger unseres Ortes verhindert werden. Unsere damalige Stellung-
nahme im Rahmen der dffentlichen Auslegung vom 25.03.2012 konnte heute fast
unverdndert {ibernommen werden.

Ein Parkplatzproblem an dieser Stelle gibt es nicht!

Seit der Vorstellung des FNP in der Gemeinderatssitzung 25/2021 am 25.10.2021
haben wir uns die Miihe gemacht und tiglich die Nutzung des bereits seit Jahren
fertiggestellten Bereiches des Parkplatzes getestet.

Der Platz hat 39 markierte Parkflichen, davon 3 fiir Behinderte. Von diesen Plitzen
waren in der Mittagszeit durchschnittlich 5 Plétze belegt.

Ahnliches gilt fiir den Waldparkplatz. Wenn dort tiglich 10 Pkw stehen ist schon eine
Hochstgrenze erreicht.

Das wilde Parken auf dem noch nicht saniertem Bereich des Képpe - Parkplatzes ist
mit Beginn der Bauarbeiten im kommenden Jahr erst einmal Geschichte. Mit der
Fertigstellung dieses Bereiches ist dann auch wieder ein wesentlicher Baustein zur
Erhéhung der Attraktivitit des Ortseinganges geschaffen.

- 3.



Als einen mdgliche Standort zur Erweiterung der Kindergartenkapazitit wire es
unseres Erachtens erwidhnenswert die angedachte Nutzung von Rathaus und Alter
Schule zu hinterfragen.

Im Rahmen der Innenentwicklung wird ein neues Hotel eingeplant.

Dann kénnte das Rathaus Rathaus bleiben und die Alte Schule als Kindergarten
genutzt werden.

Eine geordnete stidtebauliche Entwicklung soll, wie in der Einleitung zum FNP
dargelegt, eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte Boden-
nutzung gewihrleisten und die natiirlichen Lebensgrundlagen schiitzen.

Das Wohl der Allgemeinheit hei3t zum Wohl aller Biirger und nicht Vertretung von
Interessen einiger Anlieger. Zu unserem Kurort gehort nicht nur die Hermann—
Sachse—-Strafie mit der Kurpromenade und deren Anlieger.

Der Wald ist fiir alle ein hohes Kulturgut und sollte fiir eine Bebauung tabu sein.

Es sollte Aufgabe der Kommune sein darauf zu achten, daf3 wertvolle Ressourcen wie
Gund und Boden nicht in die Hénde von Spekulanten gelangen. Als mahnendes Bei-
spiel sei das Areal ,, Am Pfarrborn® genannt. Ein funktionierendes Grundstiicks- und
Immobilienmanagement ist aus unserer Sicht notwendig. Das dies in einer kleineren
Gemeinde wie die unsrige schwierig zu héndeln ist steht auf3er Frage.

Aber es ist ja nicht verboten andere um Rat zu fragen. Wie so etwas gemacht wird
zeigt die Stadt Jena mit ihrem Unternehmen ,, Kommunale Immobilien Jena® .

Dieses unser Schreiben stellt keine Kritik an den Ersteller des FNP dar, sondern soll

ausschlieBlich dazu dienen in der weiteren Bearbeitung des Planes die von uns
angefuhrten Themen zu berticksichtigen.

mit freundlichen Griifien
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Flachennutzungsplan Hermsdorf/Klosterlausnitz

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit groBem Interesse habe ich den sehr umfangreichen und detaillierten
Flachennutzungsplan durchgearbeitet.Als gebiirtiger Hermsdorfer méchte ich
schon wissen ,wie die Zukunft meiner Heimat aussehen kénnte.

Dabei habe ich mich besonders mit dem Umweltbericht und der Bauplanung
beschaftigt.

Zum Umweltbericht: Die Darstellung des Ist-Zustandes von Flora und Fauna
,Gewassern,Bodenstrukturen und Landschaft erwecken den Eindruck,dass die
Umweit um Hermsdorf noch in Ordnung ist.
Die Erflllung der Absichtserkldrungen im Umweltbericht finden meine volle
Zustimmung :-Schutz und Entwicklung der natirlichen Lebensgrundlagen
-Vermeidung nachteiliger Auswirkung auf Mensch,Natur und
Landschaft
-Schutz und Entwicklung von naturnahen Oberflaichengew&ssern

Die Bauplanung hebelt allerdings in weiten Teilen die Erklarungen des
Umweltberichtes aus .

Laut OTZ vom 8.12.21 ist Hermsdorf der Ort mit der héchsten
Bevolkerungsdichte pro km2 in Thiiringen.Das ist in vielen Fallen positiv,
bedeutet es doch flir die Menschen kurze Wege zu Einkaufszentren , Arzten und
Vewaltungen,es fihrt aber auch zu hohem
Verkehrsdruck,Parkproblemen,groBflachiger Oberflachenversiegelung, Hitzestau
und groBen Regenwasserabflussmengen.

Sicher gibt es Flachen in Ortsgebiet ,die sich fiir Wohnbebauung anbieten.

Das Areal des ehemaligen Heschokonsums eignet sich hervorragend fir den Bau
eines Reihenhauskomplexes.Diese Flachen sollten zuerst genutzt werden ,bevor
man durch ortsuntypische Trabantensiedlungen ins Umland eingreift.

Die Absichten, eventuell Hausgarten und Kleingarten zur Bebauung zu
nutzen,sollten Gberdacht werden.Hermsdorf kann nicht so tun,als ob es keinen
Klimawandel gabe, kein Insektensterben,keinen Verlust an Singvogeln.Garten in
Bauland zu verwandein ,bedeutet den weiteren Verlust von Obstbdaumen ,Rasen-
und Bluhfldchen und die weitere Versiegelung der Oberfliachen.



Auch die Absicht,die Flache der ehemaligen Leiterfabrik BergstraBBe mit
Einfamilienhdusern zu bebauen,ist sehr kritisch zu sehen.

Jeder weiB,dass die Zufahrt ber die BergstraBe in der geplanten GroBenordnung
fur Baufahrzeuge nicht maoglich ist.Das heiBt aber auch, dass eine BaustraBe
Uber naturnahe Grinflichen,iber ein sensibles Quellgebiet und durch Wald
gefuhrt werden muss.

Ich bezweifle, dass diese BaustraBe jemals wieder zuriickgebaut wird.
Einfamilienhduser haben bei groBem Flachenbedarf den geringsten Nutzen.Wenn
Baugebiete nur durch irreparable 6kologische Schiden erschlossen werden
kénnen,muss ein Umdenken erfolgen.Entweder die Anzahl der Bauplitze soweit
reduzieren, dass die BergstraBe als Zufahrt genugt,oder die Flache einer anderen
Nutzung zufihren,z.B.einen Solarpark errichten.

Hermsdorf ist auch nicht der Erfiillungsgehilfe fiir Jena.Wer in Jena arbeitet und
im Umland wohnt,verstéarkt den Pendlerverkehr.

Auch in den Stellungnahmen von BUND,Forst usw. werden der
Flachenverbrauch,die Versiegelung der Oberflache und die Zerschneidung der
Landschaft kritisiert.Hermsdorf kann in den Zeiten des Klimawandels nicht
einfach so weiter machen wie bisher.Wo sollen den Ausgleichsflachen geschaffen
werden,wenn bald gar keine Flachen mehr vorhanden sind?

Ich kann mich deshalb mit dem Flachennutzungsplan so nicht einverstanden
erklaren,

Auf einen inhaltlichen Fehler mochte ich Sie noch aufmerksam machen:

Der Raudenbach (Rauda) entspringt nicht im Kirchenholz sondern siidwestlich
der Tangente von der A4 (von Erfurt) zur A9 Richtung Mlnchen,unterquert das
Hermsdorfer Kreuz und fillte den StraBenteich,der ja unbedingt zugeschuttet
werden musste,weil ein Autohandel wichtiger ist.

Der Plan von Klosterlausnitz ist eigentlich eine Katastrophe fiir die Umwelt
Genau wie in Hermsdorf soll erst einmal jede Flache zugebaut werden,die nur
irgendwie maglich ist.

Schlimmer noch sind die geplanten Eingriffe in den Wald durch einen
uberflussigen Parkplatz,durch die Verlegung des Sportplatzes und durch eine
geplante Sidumgehung.

Es enttauscht mich,dass die Abgeordneten der Parlamente In Hermsdorf und
Klosterlausnitz diese Plane abgesegnet haben.

Mit freundlichem GrufB
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Stellungnahme zum gemeinsamen Flachennutzungsplan Hermsdorf und Bad Klosterlausnitz

Sehr geehrte , sehr geehrte Gemeinderite,

im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit, mochte ich Ihnen hiermit meine Stellungnahme zum
gemeinsamen Flachennutzungsplan/ Entwurf (Planstand September 2021) Gbersenden.

Als Einwohner von Bad Klosterlausnitz, bin ich an einer zukunftssicheren Entwicklung der beiden Gemeinden
interessiert, wobei ich mich bei meiner Stellungnahme im Wesentlichen auf den Teilbereich der Gemeinde Bad
Klosterlausnitz beschranken werde.

Stellungnahme zu:

Sonderbauflichen (Pkt. 3.2.5 Begriindung Teil A)

e Sondernutzungsgebiet Kur — Erweiterungsgebiet (Algos-Klinik) (0,95 ha)
Begriindung Teil A — Seite 108, Nr. 11

Auszug FNP-Entwurf Aktueller Stand - Geoproxy

In der vorliegenden Begrindung zum gemeinsamen Flachennutzungsplan/ Entwurf (fortan FNP) ist unter Nr. 11
eine Mischwaldflache von 0,95 ha fur die Erweiterung der Algos-Klinik mit einer Bebauung von 80 %
vorgesehen. Ein konkreter Bedarf wurde seitens der Algos-Klinik nicht angemeldet.

Gerade bei dem zunehmenden Klimawandel, sind bestehende Mischwadlder (hier: Bestand von Eichen, Ahorn,
Birke und Kiefer) als besonders schiitzenswert einzustufen und leisten einen entsprechenden Beitrag u.a. als
CO?- und Wasserspeicher sowie zur Temperaturregulierung des urbanen Raumes (u.a. Kiihlung im Sommer).
Durch die Bebauung wire diese Funktion des Waldes nicht mehr gegeben.

Die geplante Bebauung dieser Flache verstoRt aus meiner Sicht weiterhin gegen das Gesetz zur Erhaltung, zum
Schutz und zur Bewirtschaftung des Waldes und zur Forderung der Forstwirtschaft (ThurWaldG). Funktionen
des Waldes gemaR §§ 2, 8, 9 ThirWaldG werden im FNP nicht bzw. unzureichend bericksichtigt. Als Kurort mit
dem Qualitatssigel Heilbad, sind vorhandene Waldflachen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 2 als Erholungswalder
einzustufen. Die Planung steht weiterhin im Wiederspruch zu § 10 Abs. 2 Nr. 1 ThirWaldG (Erhaltung des
Waldes im offentlichen Interesse hat Vorrang vor den Interessen des Antragstellers).



Die ErschlieBung der Erweiterungsflache soll iber das bestehende Klinikgelande erfolgen. D.h. es kann nur eine
ErschlieRung Gber die Grundstiicke 771/31, 771/32 bzw. 769/29 erfolgen. Die verkehrstechnische Anbindung
kann jedoch nur Uber die Grundstucke 771/32 und 769/29 (derzeit Zufahrt Tiefgarage/Parkhaus) erfolgen. Die
Zufahrt Uber das Grundstick 771/31 ist ausgeschlossen, da sich dieser Bereich bereits in der abgesperrten Zone
der Kurpromenade befindet.

In der Planung sollte weiterhin die bereits angespannte Parksituation in der Hermann-Sachse-StraRe, StraRRe
des Friedens, Strafle der Jugend sowie Am Pfarrborn berticksichtigt werden. Mit der geplanten Erweiterung
wiurde sich der Verkehr in der Hermann-Sachse-StraRe, StralRe der Jugend sowie in der Strae des Friedens
durch Angestellte, Lieferfahrzeuge, Patienten und Besucher weiter erhohen. Indirekt waren auch eine
Erhohung des Verkehrsaufkommens in der Jenaischen StraRe, Eisenberger StraRRe sowie Parkweg (mogliche
Abkurzung der Fahrstrecke fur Auskenner) als eine weitere Folge.

Des Weiteren ist die Verkehrsanbindung des Erweiterungsgrundstiicks (Nr. 11) Uber den Holzbornweg aus-
zuschlieRen.

Es ist weiterhin zu beachten, dass im Entwurf des FNP in unmittelbarer Nachbarschaft zur o.g. Erweiterungs
flache Nr. 11, eine Flache fur einen neuen Kindergartenstandort (Begriindung Teil A — Seite 116, Nr. 15)
vorgesehen ist.

Die durch spielende Kinder verbundene Gerausch- bzw. Larmentwickiung konnte zu weiteren Problemen
zwischen moglicher Kindertagesstatte und Algos-Klinik fGhren und sollte in der Planung Beachtung finden.

Fazit: Erweiterung der Algos-Klinik (Nr. 11) stellt eine erhebliche Belastung fur die Natur und das gesamte
Wohngebiet Hermann-Sachse-Stral3e, Stralle der Jugend, Am Pfarrborn, Parkweg sowie Stralle des Friedens
dar. Da kein planbarer Bedarf fiir diese Flache angemeldet wurde, ist die Erweiterungsfléche aus der Planung zu
streichen und der Gemeinbedarfsflache Nr. 15 (Kindergartenstandort) den Vorrang zu gewahren.

« Sondergebiet Kur — Erweiterungsgebiet Ost (Moritz-Klinik) (0,43 ha)
Begrundung Teil A — Seite 108, Nr. 12
Sondergebiet Kur — Erweiterungsgebiet West (Moritzklinik) (0,59 ha)
Begriindung Teil A —Seite 109, Nr. 13

Auszug FNP-Entwurf Aktueller Stand - Geoproxy

In der vorliegenden Begriindung zum FNP-Entwurf ist eine Mischwaldflache von insgesamt 1,02 ha fur die
Erweiterung der Moritz-Klinik mit einer Bebauung von 80 % vorgesehen. Ein konkreter Bedarf wurde seitens
der Moritz-Klinik bzw. deren Inhabern gegentiber der Gemeinde Bad Klosterlausnitz angemeldet (angemeldeter
Bedarf gemaR Begrundung Teil A Seite 108/ 109 Nr. 12 Klinikerweiterung, Bettenhaus, Therapieraume,
Gemeinschafts- und Wirtschaftsraume; Nr. 13 private Verkehrsflachen fur Stellplatze => Parkplatze).



Problemstellung: Rodung von Nadel-Laubmischwald (Baumbestand Kiefer, Birke, Linde, Buche, Ahorn, Kastanie,
Esche sowie Eiche)/ Klimaveranderung/ Erholungswald -> siehe Ausfuhrungen zu Sondergebiet Kur —
Erweiterung Algos-Klinik Nr.11.

Die ErschlieBung der beiden Erweiterungsflachen soll (iber das bestehende Klinikgelande erfolgen. Eine
verkehrstechnischen ErschlieBung der Erweiterungsflachen kann aus meiner Sicht nicht erfolgen, da die zur Zeit
genutzte Zufahrt fur Lieferfahrzeuge (u.a. schwere LKW's von bis zu 40t), Mitarbeiter, Patienten sowie
Besucher Uber die Kurpromenade (Hermann-Sachse-StralRe) erfolgt. Eine mogliche Folge der Erweiterung ware
u.a. die weitere Erhohung des Verkehrsaufkommens in der Kurzone bzw. auf der Kurpromenade sowie evtl. der
Entzug des Qualitatssiegel Heilbad bei der nachsten Re-Zertifizierung.

Anmerkung: GemaR § 5 Nr. 6 Thiringer Verordnung Uber die Voraussetzung der Anerkennung als Kur- und
Erholungsort (ThiurAnKoVO) missen Heilbader einen vom StralRenverkehr freigehaltenen Kurpark oder ...
besitzen.

Fazit: Erweiterung ist nicht wie in der Entwurfsplanung dargelegt moglich. Mit der Aufstellung des FNP sollte
die Chance genutzt werden um die Kurpromenade weitestgehend vom Fahrzeugverkehr zu entfrachten.

Mogliche Kompromisslosung: Nutzung des derzeitigen Mitarbeiter- und Patientenparkplatzes der Moritzklinik
(Flurstick 771/43) sowie der Erweiterungsflache Ost — Moritz-Klinik (Teilflache Flurstick 769/72; 0,43 ha) als
Bauflache fur Klinikneubau, Riicknahme der sogenannten redaktionelten Anderung Sportplatz als Flache fur den
Gemeinbedarf (Flurstiick 769/74) und Ausweisung der Sportplatzflache als Erweiterungsflache Moritz-Klinik
inkl. Parkflache (Ruickkehr zur Grundvariante von 1991 vor Bau der Moritz-Klinik). Das hétte zur Folge, dass der
Sportplatz auf die Flache im FNP-Entwurf/ Sondergebiet Sport ausweicht (B-Plan Sportplatz Oberndorfer StraRe
seit 17.12.1997 rechtskraftig und komplett unbebaut).

Mit diesem Kompromiss ware gleichzeitig die Kurpromenade frei vom Fahrzeugverkehr, da die Zufahrt zum
Flurstiick 769/74 von der Jenaischen StralRe erfolgen kann. Des Weiteren wire somit erstmals die
Voraussetzung geschaffen, dass das Qualitatssiegel Heilbad hinsichtlich der Verkehrsbelastung in der Kurzone
nicht gefahrdet ist. Gleichzeitig wiirde die notwendige Erneuerung des Kunstrasenplatzes durch einen Neubau
im Sondergebiet Sport umgesetzt werden.

e Neubau Parkplatz ,An der Koppe” (0,474 ha)
Begrindung Teil B — Seite 99, Tabelle 26 / Bad Klosterlausnitz Nr. 18

Auszug FNP-Entwurf Auszug Kartendienst TLUBN/ Schutzgebiete (griin: FFH 136, rot: NSG 154)

Die Flache liegt im Naturschutzgebiet 154 und grenzt direkt an das FFH-Gebiet 136. Geplante 100%ige
Bodenversiegelung wiirde eine Versiegelung von Teilbereichen des NSG 154 bedeuten. Mit der Anderung der
Flache und Ausweisung als Parkflache, wirde neben der Versiegelung folgende Beeintrachtigungen
hinzukommen:

- Verlust von Lebensraum fir Fauna



- Eingriff in den natirlichen Wasserhaushalt/ Wasserspeicher Wald
- Schadigung des Landschaftsbildes und des Klimas

Fazit: Flache ist aus der Planung zu entfernen.

Anmerkung: Uber geplante Parkplatzfliche wurde in der Vergangenheit bereits mehrfach gestritten. Das
Ergebnis sollte bekannt sein!

e Sondergebiet Kur / Hotel (Neuansiedlung) (3,59 ha)
Begrindung Teil A — Seite 109, Nr. 14
Griinfliche Griingurtel sudlich der Jenaischen Strale (0,87 ha) — Extensives Griinland, Bluhstreifen
Begrindung Teil A —Seite 121, Nr. 2

Auszug FNP-Entwurf Aktueller Stand — Geoproxy

Die Planung beinhaltet die Rodung von insgesamt 4,46 ha Mischwald (keine Monokultur vorhanden) und stellt
einen erheblichen Eingriff in den naturlichen Lebensraum dar. Die beiden Flachen sind sehr bedeutsam flr die
Fauna, das Landschaftsbild, das Klima (u.a. Frischluftentstehung und Temperaturregulierung), die Wasser-
speicherung sowie fir die siedlungsnahe Erholung. Des Weiteren sind Waldgebiete von Bad Klosterlausnitz
typische Elemente im Thiringer Holzland und haben eine sehr hohe klimatische Ausgleichsfunktion.

Anmerkung: Im bestandskraftigen B-Plan Nr. W/10/2007 - StraRe des Friedens, besteht im Baufeld WA4 die
Maoglichkeit zur Errichtung von Gebauden mit der Nutzung als Beherbergungsbetrieb. Es sind aus meiner Sicht
vorrangig Bestandsflachen fir die Umsetzung der MaRnahme auszuwahlen und das Zentrum des Ortes zu
reaktivieren und wieder zu beleben.

Durch den Neubau eines Hotels mit geplanten Geschaften (private Verkaufsflachen) wiirde der Einzelhandel,
Gewerbetreibende sowie Gastronomiebetriebe in Bad Klosterlausnitz weiter geschwacht, sodass infolge das
Ortsbiid weiter von verwaisten Geschaften, Hausern und Raumlichkeiten gepragt sein wird.

Des Weiteren ist die Herstellung eines Grungurtels als Bluhstreifen unter Beachtung der geringen Boden-
qualitat (saurer Waldboden mit sehr geringem Humusanteil) und Uberwiegender Verschattung der
Abstandsflache durch die stdlich angrenzende Waldflache nicht moglich. Eine mogliche Folge nach Rodung
ware evtl. eine steppenartige Abstandsflache mit minderwertigem Bewuchs in Form von Drahtschmiele, Moos
und Flechten.

Bei zunehmenden Starkregenereignissen wirden die Niederschlage von der Abstandsflache Uber den
vorhandenen Weg zum Ortsteil Birkenlinie abgeleitet. Als mogliche Folge ist weiterhin anzufiihren, eine weitere
Humusausschwemmung aus der Abstandsflache, Rinnsalbildung und Schadigung (Ausspllung) des (Rad-) Wegs



zum OT Birkenlinie bzw. zur Krimme, eine weitere Uberschwemmung des Waldweges im Bereich FuRweg
am/zum Altersheim sowie weitere Durchnassung des Waldgebiet am Altersheim (Folge: weitere Windbruch-

gefahr).

Auszug Google Maps

Fazit: Zu Zeiten des stetig fortschreitenden Klimawandels, sind die geplanten Flachen (in Summe 3,59 ha) in
seiner Naturlichkeit zu belassen. Die Erhaltung der Flachen wére im Sinne des Gemeinwohls anzusehen. Das
Planungsvorhaben zum Sondernutzungsgebiet Kur / Hotel ist fur diesen Standort komplett zu streichen.
Weiterhin besteht der Widerspruch hinsichtlich des Erweiterungsbedarfs flr die Algos-Klinik (Begriindung Teil A
Nr. 11 -> kein konkreter Bedarf; Nr. 14 -> Algos-Klinik hat 2020 Bedarf angemeldet).

Wohnbaufldchen (Pkt. 3.2.1 Begriindung Teil A)

® Erweiterungsfliche zwischen Eisenberger StralBe und Neue Strafle (1,62 ha)

Auszug FNP-Entwurf Aktueller Stand — Geoproxy

Mit Erweiterung des FNP zwischen Eisenberger StralRe und Neue StraRe kommt es zu Beeintrachtigungen der
Flurstucke 313/35; 313/36; 313/37; 313/38; 313/39; 313/40; 313/26; 313/25; 313/34; 313/33; 313/32; 313/31
und 313/30, da diese nur noch zu FuR erreichbar waren. Bei einem evtl. Notfall (z.B. medizinischer Notfall oder
Brand einer Gartenlaube), waren diese Grundstiicke durch Rettungsfahrzeuge nicht mehr erreichbar.

Abhilfe: Integrierung der Flurstiicke 313/35; 313/36; 313/37; 313/25; 313/34; 313/33,; 313/32; 313/31 und
313/30 (ca. 0,25 ha) in die Vorhabenplanung - Erweiterungsflache Eisenberger StraRe/ Neue StralRe. Im
Gegenzug ist die Erweiterungsflache stdlich WeiBenborner StralRe um 0,25 ha zu reduzieren (Vergleich beider
Flachen gemaR Teil B Umweltbericht Tabelle 10 und 11; Gesamtbedeutung Flache Erweiterungsflache
Eisenberger StralRe: geringe Bedeutung/ Erweiterungsflache stidlich WeiBenborner StraRe: hohe Bedeutung).

Aufgrund des demografischen Wandels und des damit bestehenden Bedarfs an Wohn- und Pflegeeinrichtungen
fur altere Menschen, solite die FldichenvergrofRerung benutzt werden um die Errichtung eines Altenheims zu
ermoglichen. Vorteile: Jung und Alt wirden nah bei einander wohnen (Fortbestand der Integration der alteren



Generation in die Gesellschaft), Wohnen der dlteren Burger im gewohnten Umfeld, gute Verkehrsanbindung
(Bushaltestelle mit Anbindung nach Hermsdorf, Eisenberg, Gera und Jena sowie Anbindung an DB Bahnlinie —
Mitte Deutschlandverbindung) etc.

Des Weiteren sollte die verkehrstechnische ErschlieRung der Flache tiber eine mogliche EinbahnstraBenfihrung
favorisiert werden (Zufahrt Gber SteinstraRe — Ausfahrt Uber Eisenberger StraRe). Dadurch wirde sich weniger
Verkehrsbelastung in der SteinstraRe ergeben und es standen insgesamt zwei Rettungszufahrten fur die
Wohnbauflache zur Verfigung.

Sonstige Wege / Radwege / Wanderwege/ Reitwege (Pkt. 3.3.6 Begrundung Teil A

Begrindung Teil A —Seite 114

Gefahrenschwerpunkt fur Fahrradfahrer beseitigen
Herstellung Anbindung an Radweg nach Hermsdorf
(Bahnhof Hermsdorf-Klosterlausnitz)

Auszug FNP-Entwurf

zwischen Krimme und Abzweig Birkenlinie ist kein Radweg, Stadtekette hat einen anderen Verlauf; sofern es
sich in der Darstellung um einen Wanderweg handeln sollte, endet dieser an der stark befahrenen



StraRenkreuzung — unabhiangig ob Rad- oder Wanderweg, hier fehlt die Moglichkeit zur sicheren Uberquerung
der Eisenberger StraRe

Die zukiinftige Anderung der Mobilitat ist im FNP nur unzureichend bzw. aus Sicht der Autofahrer dargestellt
(siehe auch Ausweisung von 3 weiteren Parkplatzen mit Stellflachen fur schatzungsweise ca. 150 — 180
Fahrzeuge innerhalb der Gemeinde Bad Klosterlausnitz sowie private Verkehrs- und Stellflachen). Im FNP fehlt
ganzlich die Betrachtung hinsichtlich der Verkehrswende, der Starkung des OPNV sowie der sonstige
Verkehrsmittel.

Die Verkehrsanbindung zwischen dem Bahnhof Hermsdorf-Klosterlausnitz und der Moritz-Klinik sowie Algos-
Klinik (letzte Meile) ist so auszubauen, dass diese zukinftig mit Fahrrad, eScooter etc. erreichbar sind. Durch
den Ausbau der letzten Meile konnten Mitarbeiter und Besucher der Kliniken nachhaltig und zukunftsorientiert
ihren taglichen Arbeitsweg bestreiten bzw. anreisen. Die vorhandenen Parkplatze wiirden in |hrer Kapazitat
ausreichen. Gleichfalls wirde der PKW-Verkehr Rund um die Kliniken und in der Ortslage von Bad Kloster-
lausnitz signifikant abnehmen {weitere Verkehrsberuhigung).

Werte Gemeinderate, im vorliegenden FNP — Entwurf ist neben positiven Planungsvorhaben ebenso die
Vernichtung insgesamt 9,044 ha Waldflache vorgesehen. In Zeiten der Klimaveranderung ist die Rodung von
Waldflachen und nachfolgender Bebauung/ Versiegelung der Flachen sorgfaltig abzuwagen.

Hitze und Dauerregen werden unser Wetter gemaR der wissenschaftlichen Berechnungen des Potsdam-Institut
fur Klimafolgeforschung in naher Zukunft noch starker pragen (siehe unten).

Wir sollten unsere Umwelt erhalten und nicht weiter zerstéren. Unsere Kinder und zukiinftige Generationen
werden es [hnen danken.

Ich hoffe, dass meine Stellungnahme bei der weiteren Erarbeitung des zukunftigen FNP Berucksichtigung findet
und stehe Ihnen fur evtl. Ruckfragen gern zur Verflgung.

Bad Klosterlausnitz, den 07.12.2021

zum Nach'esen: www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/zu-trocken-zu-heiss-oder-zu-nass-mehr-lang-
anhaltende-wetterlagen-im-europaeischen-sommer




34 Okt, 202
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07629 Hermsdorf

Fldchennutzungsplan Hermsdorf/Klosterlausnitz

Sehr geehrte Damen und Herren!

Als alte Hermsdorferin, deren Familie hier seit Jahrhunderten ansdssig ist, kann ich nicht
verstehen, dass ausgerechnet auf dem vorletzten Stiickchen Flur von Hermsdorf oberhalb der
Bergstrasse Hduser gebaut werden sollen.

Jedem alteingesessenen Bewohner vom ,,Berg“ ist bekannt, dass unter dieser Flur
ein groBes Reservoir an Grundwasser existiert.

Wenn dieses durch den Bau von Hdusern und StraBe angezapft wird, konnten mindestens drei
Zufliisse zum Raudenbach minimiert werden bzw. ganz versiegen.

1.) Der Buchborn (Biid 1), der schon im 30jdhrigen Krieg erwdhnt wird. Sein Wasser kommt
aus diesem Reservoir. Es flieBt standig (!) unterirdisch iiber die Kochwinkelgasse, hatte bis in die
60iger Jahre des vorigen Jahrhunderts oberfldchlich auch einen Teich gefiillt (auf dem heutigen
Grundstiick der Holzwarenhandlung Schmidt), iiber “Rums*“ Wiese zu seinem Austritt und
schlieBlich in den Bach. Sein 1806 gemauerter Austritt aus dem ,, Berg“ wurde verlegt, weil er den
Holzvollerntemaschinen im Weg war.

2.) bas Hochmoor in der ,, Gierau “(Bilder 2 und 3)speist ebenfalls den Raudenbach. Sein

Wasser kommt aus dem Wald an der Oberndorfer Strafle, unterquert den Feldweg Richtung
Hermsdorf Ost, fiillt den Kirchteich, Remmes Teich, den ehemaligen Pferdeteich (heute Freibad)
und flieit schlieBlich in den Bach.

3.)Die ,, Pfl'l'tZe “ (Bilder 4 und 5) am Beginn des ,, Breiten Weges* unterhalb von Langbeins
Grundstiick wird unter - und manchmal auch oberirdisch aus dem genannten
Grundwasserreservoir gespeist, flieSt durch das ,, Tdlchen“, wo es einen kleinen Stau bildet in
Richtung Raudenbach und miindet hinter der ehemaligen ,, Liigenbriicke“.

4.) Da Hermsdorf bis 1912 keine zentrale Wasserversorgung hatte, besa8 fast jedes Grundstiick auf

dem ,,Berg“ einen sogenannten ,, Frau-Holle-Brunnen “, die auch heute noch unterirdisches
Wasser sammeln (Bild 6).

(5.) Die Forellenteiche (Bild 7) speisen sich ebenfalls aus dem Untergrund. Zu beobachten am
1. Teich an den aufsteigenden Sandwirbeln. Das Wasser flieBt auch in den Raudenbach.

Deshalb lege ich Einspruch gegen diesen Bebauungsplan ein.

[[Q_rpvbyc,/&y/ , bt (f { /. Z 0 ’ 7



y " JR | ————

At - e~y |

il AR

- S
W N w1, T
e . . :

B (




Frses - Holle - Brussnton s demn Berg










Inhaltsverzeichnis

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September

2021 1
Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 5
2021 « 01_2021 - 1208_TLVwWA_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 31
2021 e 02_2021 - 1210_LRA SHK_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September a4
2021 « 03_2021 - 1209_Thdir. Forstamt_SN
Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 47
2021 « 04_2021 - 1210_TLUBN_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 61
2021 e 12 2021 - 1210_TLLLR_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 65
2021 e 21_2022 - 0204_DEGES_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 72

2021 « 39 2021 - 1129 BUND_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September

2021 « 43_2022 - 0202_Arbeitsgruppe 74
Artenschutz_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September

2021 ¢ 44 2021 - 1130_Arbeitskreis Heimische 77
Orchideen_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September

2021 « 47_2021 - 1112_NABU Saale-Holzland- 80
Kreis_SN 1

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 82
2021 « 49 2021 - 1207_WeiBenborn_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 83
2021 ¢ B_2021 - 1201_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 90
2021 e« D_2021 - 1202_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 94
2021 « E_2021 - 1207_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 9
2021 ¢« H_ 2021 - 1201_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 97
2021 e I_2021 - 1201_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 98
2021 « J_2021 - 1208_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 100
2021 e« K_2021 - 1209_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 103
2021 ¢ M_2021 - 1215_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 105
2021 ¢ N_2021 - 1207_Einwender_SN

Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 112

2021 « Q_2022 - 1004_Einwender_SN



	Stellungnahmen zum 1. Entwurf vom September 2021
	01_2021 - 1208_TLVwA_SN
	02_2021 - 1210_LRA SHK_SN
	03_2021 - 1209_Thür. Forstamt_SN
	04_2021 - 1210_TLUBN_SN
	12_2021 - 1210_TLLLR_SN
	21_2022 - 0204_DEGES_SN
	39_2021 - 1129_BUND_SN
	43_2022 - 0202_Arbeitsgruppe Artenschutz_SN
	44_2021 - 1130_Arbeitskreis Heimische Orchideen_SN
	47_2021 - 1112_NABU Saale-Holzland-Kreis_SN 1
	49_2021 - 1207_Weißenborn_SN
	B_2021 - 1201_Einwender_SN
	D_2021 - 1202_Einwender_SN
	E_2021 - 1207_Einwender_SN
	H_2021 - 1201_Einwender_SN
	I_2021 - 1201_Einwender_SN
	J_2021 - 1208_Einwender_SN
	K_2021 - 1209_Einwender_SN
	M_2021 - 1215_Einwender_SN
	N_2021 - 1207_Einwender_SN
	Q_2022 - 1004_Einwender_SN




